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I. Verordnungen und Entscheidungen.
I.

Anordnungen , betreffend das Ausheizen von Räum¬
lichkeiten behufs Trockenlegung von feuchten Mauern.

— kkpublikAiion. —
Kundmachung des Magistrates Vvm 19 . April 1894,

Z . 1527 ox 1893:
Zur Verhütung von Unglücksfällen durch Einatmen gesundheitsschädlicher

Gase und zur Verhütung von Bränden beim Ausheizen von Räumlichkeiten
behufs Trockenlegung feuchter Mauern werden für das Gemeindegebiet von
Wien nachstehende Anordnungen getroffen:

1. Werden zum Ausheizen geschlossene Heizkörper angewendet , aus
welchen die Gase in verläßlicher Weise mittels Rauchrohre in die Rauchfänge
oder sonst ins Freie geleitet werden , so ist das Ansheizen au keine Tageszeit
gebunden.

2 . Werden offene Koks- oder Kohleukörbe oder Rinnen angewendet,
oder werden von geschlossenen Heizkörpern die Rauchrohre weggelassen, so daß
sich die Verbrennungsgase in den auszuheizendeu Räumen ansammeln , so darf:

a) das Ausheizen nur in der Zeit von 5 Uhr morgens bis 10 Uhr
abends statlfinden , und find längstens um 10 Uhr abends die Feuer zu
verlöschen.

1) Das auszuheizende Lokale darf mit einem bewohnten Raume nicht in
Verbindung stehen, und darf auch die mittels Ausheizens trocken zu
legende Mauer an einen bewohnten Raum nicht anstoßen.

o) Öffnungen von dem ausznheizenden Lokale nach Stiegen und Gängen
sind geschlossen zu halten , anstoßende Stiegen und Gänge jedoch an¬
dauernd zu lüften.
3. Während des Ausheizens dürfen die auszuheizenden Lokale nicht zum

länger andauernden Aufenthalte von Menschen , zum Arbeiten oder zum
Schlafen benützt und von unberufenen Personen nicht betreten werden.

4 . Alle auszuheizenden Lokale sind von Zeit zu Zeit ausgiebig zu lüften . Die
Lüftung hat namentlich vor dem Zulegen frischen Brennmateriales zu erfolgen.

j 5 . Der auszuheizende Raum muß frei von Holzabfällen , Tapeten und
! anderen leicht brennbaren Stoffen gehalten werden.

Hölzerne Fußböden und Decken sind vor zu starker Hitze zu schützen.
^ Hölzerne Fußböden oder derlei Beläge sind gegen das Entzünden durch ab¬

fallende brennende Kohlen - oder Koksstücke durch eine wenigstens 10 om dicke
Sand - oder Aschenschichte unter den offenen Körben oder Rinnen , beziehungs-

^ weise den Feuerungs - und Aschentüren und bis auf eine Entfernung von
mindestens 1 m von denselben zu versichern. Zur Unterdrückung eines ans¬
brechenden Brandes sind in der Nähe der Feuerstellen Gefäße mit ent-

, sprechenden Waffermengen bereit zu halten.
6. Alle auszuheizenden Lokale und die verwendeten Heizapparate sind

! unter ständige Überwachung zu stellen.
Der Bauführer hat entweder selbst die mit der Vornahme des Aus¬

heizens betraute Person auf die mit dieser Verrichtung verbundene Gefahr
ausdrücklich aufmerksam zu machen , zur Beobachtung der hier enthaltenen

! Vorschriften zu verhalten und in dieser Richtung ausreichend zu überwachen,
oder aber eine vertrauenswürdige Person zu bestellen, welche an seiner Stelle
dieser Verpflichtung nachzukommen hat.

Übertretungen dieser Anordnungen werden , insofern sie nicht nach dem
allgemeinen Strafgesetze zu ahnden sind , in Gemäßheit des § 93 des Gesetzes
vom 19. Dezember 1890 , L.-G . -Bl . Nr . 45 , mit Geldstrafen bis zum Betrage
von 200 fl . oder mit Arreststruseu bis zu 14 Tagen geahndet.

-4L . - -

Verpflichtung des Staates , bei Kaduzitätsnachläfsen
die Beiträge für de» Wiener Krankenanftaltenfoad

zu leisten.
Entscheidung des k. k. Berwaltungsgerichtshofes Vvm 10 . Juni

1902 , Nr . 5223 (M .-Abt . Xl , 57048/02 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Zweiten

Präsidenten Dr . Freiherrn v. Lemayer  in Gegenwart der Räte des k. k.
Berwaltungsgerichtshofes Dr . Neißig,  Dr . Schön , Dr . Ritter v. Popelha,
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Dr . Edlen v . S ch u st e r , Dr . Balko  und Dr . F o r m a n e k, dann des
Schriftführers k. k. Ratssekretärsadjnnktcn Dr . G r e g e r über die Beschwerden
der niederösterreichischen k. k. Staltbalterei nomino des Wiener k. k. Kranken-
anstaltenfondes gegen die Entscheidung des k. k. Finanzministeriums vom
4 . Oktober 1901 , Z . 33767 , und vom 8 . November 1901 , Z . 49960 , betreffend
den Fondsbeitrag von kadnken — Nachlässen — nach der am 10 . Juni 1902
durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , nnd zwar nach Anhörung
des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Adolf
B a ch r a ch, Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in Vertretung der Be¬
schwerden und der Gegenansführnngen des k, k. Ministerial - Vizesekretärs
Dr . PoPpr  in Vertretung des belangten k. k. Finanzministeriums zu Recht
erkannt:

Die angefochtenen Entscheidungen werden als gesetzlich nicht begründet
aufgehoben.

E n t s ch c i d u n g s g r ü n d e.

Die Beschwerden richten sich dagegen , daß von den Gebührenbemessnngs-
behörden die Bemessung des Beitrages zum Wiener Krankenanstaltenfond von
den als kaduk erklärten Nachlässen nach Johann S e p i e t k a , Johanna
Z i m m e r m a n n , Nosina Eberl,  Theresia Ziska  und Kaspar Schne e-
berg er  unter Berufung auf die ZZ 2 nnd 6 des Gesetzes vom 14 . März
1895 , Landesgesetzblatt für Niederösterreich Nr . 12 , abgelehnt wurde , indem
nach Ansicht der Finanzverwaltung von kadnken Nachlässen überhaupt nicht
die Beiträge zum Wiener Krankenanstaltenfond zu entrichten sind.

Der Verwaltungsgerichtshof fand die Beschwerde begründet.
In Gemäßheit des ß 1 des die Beiträge zum Wiener Krankenanstalten¬

fond von den in Wien vorfollenden Verlassenschaften regelnden Gesetzes vom
31 . Dezember 1891 , L.- G .-Dl . Nr . 72 , in der durch das Gesetz vom 14 . März
1895 modifizierten Fassung ist die Gebühr zum Wiener Krarikenanstalterrfond
von den Verlassenschaften der zur Zeit des Todes in Wien wohnhaften
Personen einznheben , wenn der reine Nachlaß 1000 fl . übersteigt . Nach Z 8
des bezogenen Gesetzes vom 31 . Dezember 1891 sind Verlassenschaften von
aktiv dienenden Offizieren , Militärgeistlichen und Milrtärbeourten , dann von
den in dem Bezüge einer Gage stehenden , in keine Rangklasse eingereihten
Militälpersonerr , endlich von den dem aktiven Mannschaflsstande ungehörigen
Militär ( Landwehr )personeli einschließlich der zeitlich Beurlaubten von der
Gebühr zur Entrichtung des Wiener Krankenanstaltcnfondes befreit.

Aus diesen Bestimmungen ergibt sich, daß jede Verlassenschaft nach
einem zur Zeit des Todes in Wien wohnhaften Erblasser dem Beitrage zum
Wiener Krankenanstaltenfond unterliegt , sofern nicht eine der gesetzlich be-
zeichneten Ausnahmen zutrifft.

Da nun für die kadnken Nachlässe im allgemeinen eine solche gesetzliche
Ausnahme nicht besteht , so muß geschlossen werden , daß das Gesetz auch ^
kadnke Nachlässe der Gebühr znm Krankenaiistaltenfond unterwerfen wollte,
sofern für diese Verlaffensct aflen die im Z 1 des Gesetzes ausgestellten Voraus¬
setzungen der Beitragspflicht (Wohnsitz des Erblassers in Wien , Überschreitung
der unteren Grenze der Abgabenpslichtigkeit per 1000 fl .) zutreffen . Die
Finanzverwaltnng beruft sich allerdings auf die HZ 2 nnd 6 des bezogenen
Gesetzes vom 31 . Dezember 1891 , beziehungsweise vom 14 . März 1895 ; sie
vermeint insbesondere , daß nach Z 2 die Voraussetzungen der Beltragspflicht
znm Krankenanstaltenfoud in der Beipflichtung zur Entrichtung der staatlichen
Vermögensübertragnngsgebühr bestehe und daß daher dort , wo eine staatliche
Vermögensübertcagungsgebühr nicht zu entrichten ist, es an dem Objekte für
den Beitrag zum Wiener Krankenaiistaltenfond fehle.

Es ist nun allerdings richtig , daß nach Z 2 des bezogenen Gesetzes der
Beitrag zum Krankenanstaltenfond sich verschieden berechnet , je nachdem Ver-
rnögensübertragungen von Todes wegen der Iprozenligen , 4prozentigen oder
8prozentigen staatlichen Vermögensübertragnngsgebühr unterliegen . Auch ist
es richtig , daß der Staat , welchem ein kadnker Nachlaß znfällt , eine staatliche
Verniögensübertragungsgebühr zu entrichten nicht verpflichtet ist . Allein diese
Befreiung des Staates von der Vermögensübertragnngsgebühr , welche übrigens
nicht ans kadnke Nachlässe eingeschränkt ist, sondern rn gleichem Umfange auch
im Falle testamentarischer Zuwendungen an den Staat platzgreift , ist in
Gemäßheit der Tarifpost 75 a nur die Konsequenz der persönlichen Gebühren¬
befreiung der öffentlichen Behörden , Ämter nnd der aus dem Staatsschatz
dotierten Anstalten , welche persönliche Befreiung dann eintritt , wenn die Ver¬
bindlichkeit , die Gebühr zu entrichten , den Staatsschatz oder den dotierten
Fond selbst treffen würde.

Keineswegs aber ist der Vermögcnswert , welcher durch die Einziehung
eines kadnken Nachlasses seitens des Staates erfolgt , ein objektiv von der
Vermögensübirtragnngsgebühr befreiter Erwerb ; denn nach Tarifpost 106 L
sind sämtliche Vermögcnsübertragungen von „ Todes wegen " Objekte der Ver-
mögensübertragungsgebühr , ohne Unterschied , ob dieselben auf einer letzt-
willigen Anordnung , ans einem Vertrage oder dem Gesetze beruhen . Es kann
daher für die Frage der objektiven Gebührenpsticht einer Vermögenüber-
tragnng im Wege des Erwerbes eines kadnken Nachlasses dahingestellt bleiben,
ob sich eine solche Vcrmögensübertragnng als eine erbrechtliche Vermögens-
Übertragung im engeren Sinne darstellt oder nicht ; denn auf jeden Fall fällt
sie unter den weiteren Begriff der „ Vermögensübertragungen von Todes
wegen " das heißt solcher Vermögensübertragungen , welche sich an die Tat¬
sache des Todes einer Person als Rechtsfolge anschließen . Wenn also nicht die
persönliche Gebührenbefreiung des Staatsschatzes in Tarifpost 75 u ausgestellt
wäre , so würde der Erwerb des Staates aus der Zuweisung eines kadnken
Nachlasses der Vermögensübertragnngsgebühr nach der Bestimmung der Tarif¬
post 106 U zweifellos unterworfen sein, und zwar würde , da hiebei die Vor¬
aussetzungen für die Anwendung der an besondere verwandtschaftliche eheliche
oder dienstliche Beziehungen zwischen Erblasser und Erwerber sich knüpfenden

(1 - und 4prozentigen ) Gebührensätze in Ut . u , b und o dieser Tarifpost nicht
zutreffen , die in allen anderen Fällen nach Ut . ä dieser Tarifpost platzgreifende
Vermögensübertragungsgebühr in der Höhe von 8 Prozent samt Zuschlag zu
bemessen sein . Objektiv stellt sich also die Vermögensübertragung von Todes
wegen , welche im Falle des Erwerbes eines kadnken Nachlasses durch den
Staat erfolgt , als eine der 8prozentigen Gebühr unterliegende Vermögens-
Übertragung dar.

Es ist daher nicht richtig , wenn die Finanzverwaltung vermeint , es
fehle an dem objektiven Substrate für die Bemessung des Beitrages znm
Krankenanstaltenfond ; denn nur die persönliche eben bloß für staatliche Ge¬
bühren statuierte Befreiung des Staatsschatzes , keineswegs aber die objektive
Beschaffenheit des Erwerbes kaduker Nachlässe ist der Grund der Nichtbemessung
der staatlichen Vermögensübertragungsgebühr . Ebensowenig als der Z 2 ver¬
mag auch die im Z 6 des Gesetzes enthaltene Kompetenzbestimmnng für die
Bemessung des Beitrages znm Krankenanstaltenfond einen Titel für die Be¬
freiung kaduker Nachlässe vom Beitrage zum Krankenanstaltenfond zu begründe » ;
denn allerdings ist nach H6 der Beitrag zum Krankenanstaltenfond von jener
staatlichen Behörde , welche die staatliche Vermögensübertragungsgebühr vor-
zuschreibcn hat , zu bemessen , das ist also in der Regel von den Gebühren¬
bemessungsbehörden nnd in den Fällen des Z 6 U o des Gesetzes vom 13 . De¬
zember 1862 , N .-G -Bl . Nr . 89 , von den Nachlaßgerichten . Allein diese bloße
Kompetenzbestimmung kann in keinem Falle eine meritorische Bestimmung des
Inhaltes ersetzen , daß kadnke Nachlässe von dem Beitrage zum Wiener
Kraiikenanstalienfond frei sind . Es unterliegt nun in keinem der hier in Frage
stehenden speziellen Fälle einem Zweifel , daß , wenn das Ärar nicht die per¬
sönliche Gebührenfreiheit genießen würde , die Bermögensübertragiingsgebühr
von der Gebührenbcmcssungsbchörde zu bemessen wäre , und eben deshalb war
diese Behörde in Gemäßheit des Z 6 auch verpflichtet , den Beitrag znm
Krankenanstaltenfond zu bemessen.

Es erscheinen demnach die angefochtenen Entscheidungen , mit welchen die
streitige Bertragspflicht kadutzr Nachlässe verneint wurde , als gesetzlich nicht
begründet und mußten dieselben daher in Gemäßheit des ß 7 des Gesetzes
vom 22 . Oktober 1875 , N .- G .-Bl . Nr . 36 ox 1876 , aufgehoben werden.

L.

Steuerfreiheit für Umbauten von getrennten Bau¬
lichkeiten auf derselben Realität.

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unterm 27 . Juni 1902
sab Nr . 5843 über die Beschwerde eines Hauseigentümers gegen
die ablehnende Entscheidung des k. k. Finanzministeriums , be¬
treffend das Ansuchen um 18sährige Steuerfreiheit für einen
Umbau , nachfolgendes Erkenntnis gefällt:

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Dr . Ritter v . P o l l a ck, in Gegenwart der Räte des k. k. Ver-
waltungsgerichtshafes Dr . Freiherrn v . Schenk,  Dr . P l o j, Dr . Ritter v.
Popelka  nnd Dr . Edlen v . Schuster , dann des Schriftführers k. k.
Bezirkskommissärs Freiherrn v . Weigelsperg,  über die Beschwerde des
G . K . in Wien gegen die Entscheidung des k. k. Finanzministeriums vom
15 . September 19ÜI , Z . 58729 , betreffend eine Gcbändestener , nach der am
27 . Juni 1902 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar
nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des
Dr . Siegmund B e ck, Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in Vertretung
der Beschwerde , dann der Gegenausführungen des k. k. Ministerial -Vize-
sekretärs Dr . Obermayer  in Vertretung der belangten Behörde , zu
Recht erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird wegen mangelhaften Verfahrens
aufgehoben.

E n t s ch e i d u n g s g r ü u d e.

Die Beschwerde richtet sich dagegen , daß für das an Stelle des vor¬
handenen Baues Or .-Nr . in Wien , errichtete neue Gebäude
die nachgesuchte 18jährige Steuerfreiheit in Gemäßheit des Gesetzes vom
5 . April 1893 , R .- G .-Bl . Nr . 54 , deshalb nicht bewilligt wurde , weil nicht
der gänzliche Umbau der unter Konskr .-Nr . inbegriffenen Realität
stattgefunden hat.

Insofern diese Beschwerde in rechtlicher Beziehung die Ansicht vertritt,
daß die mit dem bezogenen Gesetze in Aussicht gestellte 18jährige Gebäude-
stenerfreiheit auch auf teilweise Umbauten Anwendung findet , sind die An¬
führungen der Beschwerde allerdings mit dem Gesetze nicht zu vereinigen.

Denn eine Voraussetzung der in diesem Gesetze ausnahmsweise auf-
gestellten 18jährigen Gebäudesteuelfreiheit besteht auch darin , daß die inner¬
halb der Straßenregulierungslinien der im Gesetze verzeichneten Häuser
errichteten neuen Gebäude „ an Stelle bestandener , jedoch bis an die Erd¬
oberfläche niedergerissener Gebäude neu anfgebaut werden " . Unter dem Aus¬
drucke „ an Stelle bestandener , jedoch bis an die Erdoberfläche nicdergerissener
Gebäude " kann in diesem Gesetze vom 5 . April 1893 unmöglich etwas anderes
verstanden sein als unter dem gleichen Ausdrucke im Gesetze vom 25 . März
1880 , R .-G .-Bl . Nr . 39 , betreffend die Steuerfreiheit von Neu -, Um - und
Znbaulen , da das letztere Gesetz ja sowohl in dem Z l als auch im Z 3 des
Gesetzes vom 5 . April 1893 ausdrücklich bezogen ist und daher nicht ange¬
nommen werden kann , daß . das neue Gesetz mit dem gleichen Ausdrucke einen
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anderen Begriff verbinden wollte als das darin ausdrücklich angeführte
ältere Gesetz.

Daß nun im Gesetze vom 25 . März 1880 mit diesem Ausdrucke der
vollständige Umbau eines Gebäudes im Gegensätze zum teilweise» Umbau ver¬
standen werden wollte , ergibt sich aus Z 1, Ut . b uud ä des Gesetzes vom
25 . März 1880 . Es wird nämlich in lit . b als Umbau (gänzlicher Umbau)
der Tatbestand definiert , daß ein bestehendes Gebäude bis au die Erdoberfläche
niedergerissen und von da au neu aufgebaut wird , also genau derselbe Tat¬
bestand , dessen Vorhandensein eine der wesentlichsten Voraussetzungen für die
erweiterte l8jährige Steuerfreiheit kraft des Gesetzes vom 5 . April 1893 zu
bilden hat . Nach lit . ä des Gesetzes vom 25 . März 1880 dagegen ist ein teilweiser
Umbau dann anzuuehmen , wenn ganze zur selbständigen Benützung geeignete
Teile eines Gebäudes bis au die Erdoberfläche uiederger >ssen oder einzelne Stock¬
werke abgetragen und neu erbaut werden . Indem also nach der klaren Be¬
stimmung des 8 1 des Gesetzes vom 5 . April 1893 nur dann die erweiterte
18jährige Steuerfreiheit zu gewähren ist, wenn die innerhalb der neu bestimmten
Straßenregulierungslinien (Bauliuien ) errichteten Gebäude an Stelle bestandener,
jedoch bis an die Erdoberfläche niedergerissener Gebäude aufgebaut werden , ist
die 18jährige Steuerfreiheit für nur teilweise Umbauten , das ist für den Fall
der Errichtung des neuen Baues an Stelle eines nur teilweise nicdergerisseuen
Gebäudes ausgeschlossen.

Die Gewährung der erweiterten achtzehnjährigen Steuerfreiheit kraft des
Gesetzes vom 5. April 1893 hängt also unter anderem davon ab , daß das
neue Gebäude an Stelle eines bestandenen , jedoch bis an die Erdoberfläche
niedergerissenen Gebäudes errichtet wurde.

Nun ist aber in den administrativen Verhandlungsakten in Ansehung
des Gesuches des Beschwerdeführers um Bewilligung der zeitlichen Steuer¬
freiheit für den gegen die H . Hauptstraße (Or .-Nr . . .) zu gericht ten
Umbau in keiner Weise festgestellt worden , ob das Bauwerk , welches vorher
an der Stelle stand, wo der Umbau errichtet wurde , als Gebäude für sich
oder aber wenn auch als selbständiger Teil eines größeren ganzen Gebäudes
auzusehen war . Allerdings umfaßt der ganze Baukomplex , welcher unter der
Konskr.-Nr . inbegriffen ist, eine Mehrheit von Baulichkeiten . Allein
der Umstand , daß unter einer Konskriptiouszahl mehrere Baulichkeiten begriffen
sind, bewirkt noch nicht die Qualität dieser mehreren Baulichkeiten als eines
einzigen Gebäudes im Sinne der gesetzlichen Vorschriften über die Hauszins¬
steuer . Dies geht deutlich hervor aus dem ß 19 der mit Hoskauzleidekret vom
26 . Juni 1820 verlaulbarteu Instruktion zur Erhebung der Hauszinserträgnlsse
(Politische Gesetzessammlung , Bd . 47 , Anhang 6 , Seite 659 ff. und Nieder¬
österreichische Proviuzial -Gefltzessammiung , II . Teil , Nr . 170 ), wo es heißt:

„Sind unter einer Kouskriptionszahl mehrere unter einem Dache ab¬
gesonderte Gebäude begriffen , so werden diese mit wiederholter Aufführung der
Kouskriptionszahl durch Buchstaben unterschieden und uutergeteilt . "

Nach dieser Bestimmung ist es also gewiß nicht ausgeschlossen , daß der
hier in Frage stehende, unter einer Konskriptiouszahl vereinigte Baukomplex
sich vom Standpunkte der Hauszinssteuervorschristeu als Mehrheit von Ge¬
bäuden darstellt.

Eine solche Mehrheit von Gebäuden ist nach dem zitierten Z 19 ins¬
besondere daun auzunehmen , wenn jede der Baulichkeiten unter einem eigenen
Dache abgesondert ist. Überdies setzen auch die gesetzlichen Bestimmungen über
die Häusernumerierung , insbesondere das Gesetz voin 29 . März 1869 , R .-G-
Bl . Nr . 67 , über die Volkszählung , ß 1, die Möglichkeit voraus , daß mehrere
Gebäude unter einer Nummer begriffen sind.

Die Erhebungsakten aus Anlaß des Gebäudesteuerfreiheitsgesuches des
Beschwerdeführers lassen nun bloß die Tatsache entnehmen , daß die unter
Konskriptionsnummer . begriffene Bauarea eine Reihe von Bau¬
lichkeiten umfaßt , indem nämlich laut der am 17. Februar 1900 aufgenommeneu
topographischen Beschreibung auf dieser Grundfläche nicht nur das gegen die
.Hauptstraße (Or .-Nr . . .) gerichtete neue Haus mit den Bestandteilen
Nr . 1 bis 166 sondern auch der im Jahre 1899 errichtete Umbau im Innern
der Bauiealilät , enthaltend (unter den Bestandteilen Nr . 167 bis 171) einen
Preßraum , eine Wagenremise , einen Pferdestall samt Bodenabteilung , endlich
weiters noch ein alter Bestand von Baulichkeiten , umfassend die Bestandteile
Nr . 172 bis 195 (Weinkeller , Schupfen , Wagenremife , Garderobe . Toilette,
Vorhalle , Aborte , großer Saal , Glassalon , Schank , Küche, Stall und Kutscher-
zimmer samt Bodenräumlichkeitcn ) sich befinden . Darüber nun , ob vor der
Inangriffnahme des Umbaues des nunmehr gegen die . Hauptstraße
gerichteten neuen Hauses , sowie des inneren Umbaues des Preßraumes (Be¬
standteile Nr . 167 bis 171 ) die umgebauteu Objekte sich als selbständige Ge¬
bäude in Gemäßheit des H 19 der Instruktion zur Erhebung der Hauszins-
erträgnisse oder aber nur als Teile eines einheitlichen größeren Gebäudes
darstellen , fehlt es au jedweder Feststellung.

Hienach ist gerade derjenige Umstand , von welchem in der bezeichneten
Richtung der Anspruch auf 18jährige Steuerfreiheit im Sinne des Gesetzes
vom 5 . April 1893 abhängt , nämlich die Frage , ob der zur Ermö gli chn ug
der Errichtung des neuen Hauses an der Gassenfront nieder¬
gerissene alte Bau  best and sich als selbständiges Gebäude in Ge¬
mäßheit der Gebäudevorschriften darstellte,  in keiner Weise erhoben
worden.

Es erscheint demnach der Tatbestand , auf welchem die angefochteue Ent¬
scheidung beruht , als ein in einem wesentlichen Punkte der Ergänzung be¬
dürftiger , weshalb in Gemäßheit des Z 6 des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875,
N .-G .-Bl . Nr . 36 , vom Jahre 1876 mit der Aufhebung der angefochtenen
Entscheidung wegen mangelhaften Verfahrens vorgegaugeu werden mußte.

4 .
Verzeichnis der Mitglieder des Zentral Komitees

für Uberschwemmungs Angelegenheiten.
Verzeichnis der in Gemäßheit des 8 4 der Verordnung des

k. k. Statthalters im Erzherzogtnme Österreich unter der Enns
vom 8 . Oktober 1901 , Z . 92676 , L .-G .-Bl . Nr . 48 , für das
Jahr 1902/03 ernannten Mitglieder des Zentral -Komitees für
Überschwemmungs -Angelegenheiten in Wien.

4 . Vom Statthalter ernannt.
Vorsitzender:

Johann Freiherr v. Kutschera,  k . k. Hofrat , wohnhaft : IV ., Schlüssel¬
gasse 5.

Stellvertreter des Vorsitzenden:
Guido Freiherr v. Siber,  k k. Statthaltereirat , wohnhaft : XVIII .,

Michaelerstraße 32.
Mitglied er:

Franz Ritter v . Krenn,  k . k. Baurat , wohnhaft : III ., Barichgasse 26.
Roman Grcngg,  k . k. Statthalterei -Oberingenieur , wohnhaft : VI .,

Webgasse 38.
Franz B e t t e n d o r f e r , Statthalterei - Oberingeuieur , wohnhaft:

XVIII ., Geutzgasse 132.

6 . Vom k. k. Elsenbahmninisterittm.
Ignatz Rohaczek,  k . k. Baurat , wohnhaft : XVII ., Herualser Haupt¬

straße 112.
0 . Vom k. und k. Platz -Kommando.

Adolf Urbarz,  k . uud k. Major des Geinestabes , wohnhaft : VII .,
Kirchberggasse 28.

Stellvertreter:
Viktor M Uh l d o r f e r , k. k. Mililärbau -Jugeuieursasststent , wohnhaft:

VIII ., Schlösselgasse 15.

v . Von der Donanregitliernngs -Kommission.
Rudolf Halter,  k . k. Oberingeuieur , wohnhaft : XIll , Linzerstraße 369.

(Über Ersuchen sind auch die Herren Siegmuud Taussig,  k . k. Oberbaurat
und Hafenbau -Direktor , wohnhaft : IV ., Heugasse 2, und Gustav B o z d ö ch,
k. k. Oberbaurat und Strombau -Direktor , wohnhaft : II ., Valeriestraße 48 , von
den jeweiligen Sitzungen des Zentral -Komitees zu verständigen .)

D . Von der k. k. Post - und Telegraphen -Direktion.
Karl Hansel,  k . k. Baurat , wohnhaft derzeit : XVIII ., Martins¬

straße 73 , ab 1. Februar  1903 , XVIII ., Anton Frankgasse 6, 2 . Stock.
Stellvertreter:

Karl Anibas,  k . k. Bau -Obcrkommissär , wohnhaft : XVIII ., Währinger-
straße 135 , 1 . Stock.

I ' . Von der k. k. Polizei -Direktion.
Theodor R e i b e r g e r , k. k. Regieruugsrat , wohnhaft : VII ., Siegmund¬

gasse 16.
Stellvertreter:

Eduard G u t m a u n, k. k. Polizei -Oberkommissär , wohnhaft : XVIII . ,
Semperstraße 43.

Ferdinand Freiherr G o r ll p v. Besanäz,  k . k. Oberpolize rat und
Zeutral -Juspektor der Sicherheitswache , wohnhaft : I ., Walfischgasse 15.

Tobias Anger,  k . k Polizeirat und Zeutral -Juspektor -Stellvertreter,
wohnhaft : IV ., Favoritenstraße 52.

Karl Julius Polt,  k . k. Polizei -Oberkommissär , kaiserl. Rat , wohnhaft:
XVIII ., Haiziugergasse 13 (für den m Betracht kommenden Telegraphendienst ) .

0 . Von der Gemeinde Wien.
Wenzel O p p e n b e r g e r , Stadtrat , wohnhaft : II ., Große Sperl-

gasse 1 a.
Anton  Nagler,  Gemeinderat , wohnhaft : III ., Nennweg 59.
Georg Grundier,  Gemeinderat , wohnhaft : IX .. Nögergasse 16.
Dr . Emil Schwa r z, Magistralsrat , wohnhaft : XVIII ., Scheidlstraße 53.
Franz Berge  r , Stadtbau -Direktor , wohnhaft : VII .,Schottensckduasse 37.
Karl Kainz,  Marktamts -Direktor , wohnhaft : Klosterneuburg , Unterer

Stadtplatz 7. ( Statth .-Z . 127635/02 .)

5 .
Befahren von Strahenbahnstrecken.

Kundmachung der k. k. Polizei -Direktion Wien vom 23 . No¬
vember 1902 , aä Z . 96398/17808 V . A . :

Über Ermächtigung der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 11 . Oktober 1902,
Z . 101083 , wird im Einvernehmen mit dem Wiener Magistrate aus Rück¬
sichten der Verkehrssicherheit folgendes augeordnet.

Das Befahren nachbezeichneter städtischer Straßeubahnstreckeu ist, wenn
dasselbe nicht zum Zwecke der Straßenüberquernng oder des Ausweichens
unumgänglich notwendig ist, verboten , und zwar:

1*
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1. Museumstraße — Auerspergstraße — Landesgerichtsstraße;
2 . Universitätsstraße;
3 . Friedrichsstraße (beginnend beim Hause Nr . 6) über den Karlsplatz —

Lothringerstraße bis zur Johannesgasse;
4 . Ringstraße mit Ausnahme des Franz Josefskai;
5 . Nordbahnstraße;
6. Franzensbrückenstraße zwischen Hedwiggasse und Praterstraße;
7 . Praterstraße vom Praterstern bis znm Hanse Nr . 33;
8 . Heumarkt von der Beatrixgasse bis znm Münzamte;

- 9 . Pappelallee beim Schönbrunner Vorparke von der Winckelmaun-
straße bis zur Schönbrunner Hofallee und durch diese bis zur Schönbrunner
Schloßbrücke;

10 . Dornbacherftraße von der Güpferlingstraße bis zur Vollbadgasse;
11 . Simmeringerstraße vom Betriebsbahnhöfe Simmering II bis znm

Zentral -Friedhof;
12 . Kronprinz Nudolfstraße.

Übertretungen dieser Anordnung werden nach der Ministerial -Verordnung
vom 30 . September 1857 , R .-G .-Bl . Nr . 198 , mit Geld bis zu 200 X oder
mit Arrest bis zu 14 Tagen bestraft.

Hinsichtlich der oben nicht erwähnten Stroßenbahnstrecken bleibt das
bestehende Verbot des Befahrens der Straßenbahnschienen in einer den Straßen¬
bahnverkehr behindernden Weise (Polizei -Direktions -Erlaß vom 22 . Jänner 1896,
Z . 88564 , Amtsblatt Nr . 10 sx 1896 ) aufrecht.

«.
Hauskarialherßellung.

Das magistratische Bezirksamt für den XIX . Bezirk hat mit der Ent¬
scheidung vom 28 . Mai 1902 , Z . 442 , an den Eigentümer der Realität XIX .,
Heiligenstädterlände 31 gemäß Z 58 . der Bauordnung für Wien den Auftrag
erteilt , in dem genannten Hause nach vorher eingeholter Baubewilligung einen
vorschriftsmäßigen Hauskanal mit der Einmündung in den Sammelkanal der
Heiligenstädterlände herzuftellen und die Senkgruben sohin zu kassieren.

Die Bandeputation für Wien hat mit dem Erlasse vom 22 . Juli 1902,
Z . 119 , dem Rekurse des Eigentümers der genannten Realität gegen die
genannte Entscheidung Folge gegeben und die angefochtene Entscheidung be¬
hoben , nachdem der Straßengrund der Heiligenstädterlände derzeit Eigentum
des Stiftes Klosterneuburg ist und Rekurrent zu Herstellungen ans fremdem
Grunde nicht verhalten werden kann.

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 5 . De¬
zember 1902 , Z . 35784 (M B .-A. XIX , Z . 26228 ox 1902 ), dem gegen die
vorerwähnte Entscheidung der Baudeputation für Wien eingeb rächten Rekurse
der Gemeinde Wien Folge gegeben und den in den Bestimmungen der Bau¬
ordnung für Wien begründeten Auftrag der Baubehörde erster Instanz wieder
in Kraft gesetzt.

Der Auftrag zur Herstellung eines Hauskanales in einer
Realität kann daher , als in den Bestimmungen der Bauordn ung
für Wien begründet , auch dann erteilt werden , wenn der
Straßengrnnd des Hauptkanales , in welchen die Einmündung
erfolgen soll , im Privateigentum  steh t.

7.

Regelung des Schwerfuhrwerks Verkehres in der
Siebenfterngafse und Weftbahnftraße.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 15 . Dezem¬
ber 1902,1 M .-Abt . IV 2254 02:

Ans Grund des Z 100 des Gemeindestatntes für Wien vom 24 . März
1900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 17 , wird der Verkehr von Schwerfuhrwerk
durch die Siebensterngasse und Westbahnstraße im VII . Bezirke verboten und
hat dieses Fuhrwerk ausschließlich die Stift -, Linden -, Dreilanfer -, Apollo-
nnd Stollgasse zn benützen.

Die Zu - und Abfuhr von Lasten für Parteien oder Gewerbetreibende
in den genannten zwei Straßen wird jedoch von diesem Verbote nicht getroffen.

Übertretungen dieses Verbotes werden nach 8 100 und ß 101 des Ge-
meindestatutes mit Geldstrafen bis zum Betrage von 400 X oder mit Arrest¬
strafen bis zu 14 Tagen geahndet.

8 .

Dampf -Erzengnngs Apparat System Gardner-
Serpollet.

Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 22 . Dezember 1902,
Z . 122917 (M .-Abt . XIV , 8593/02 ) :

Das k. k. Handelsministerium hat mit dem Erlasse vom 1 . Dezember
1902 , Z . 15053 , anher eröffnet , daß der Dampf - Erzengungs -Apparat der Dampf-
automobiltype System Gardner -Serpollet als Dampfkessel im Sinne des Z 1
der Ministerial -Verordnung vom 1. Oktober 1875 , N .-G .-Bl . Nr . 130 , anzn-
sehen ist, und daß somit für diesen Apparat jene Erleichterungen gelten , welche
für Dampfkessel von weniger als 80 Liter Inhalt im Schlußsätze des Z 3
der zitierten Verordnung angeführt sind.

Als Dampfkessel unterliegt der in Rede stehende Kessel der Revisions-
Pflicht.

Dies wird mit dem besonderen Hinweise zur Kenntnis gebracht , daß
die Besitzer von Automobilen nach System Gardner - serpollet , sonach ,n Ge¬
mäßheit des Z 8 der Bauvorschriften vom 1. Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 130
verpflichtet sind, den Standort und die Zeit des Aufenthaltes an deinselben
dem amtlichen Prüfnngskommiffär , oder wenn der Besitzer einer vom Staate
autorisierten Gesellschaft zur Überwachung des Dampskefselbetrieb es angehört,
dem Organe dieser Gesellschaft anzuzeigen , und daß die Revisionsbestätignngen
übereinstimmend mit dem Z 27 der Verordnung vom 22 . September 1899,
L.-G .-Bl . Nr . 49 . jeweilig mitznführen sind.

A
Giftverschleiß.

Der Firma M . L B . Ko pp vormals „ Filiale S t rnb e cker L H o llub er  s
Nachfolger Karl Kopp ", offene Handelsgesellschaft , Inhaberinnen Ludmilla
v. Kopp  und Berta v. Kopp,  wurde mit Dekret des magistratischen Bezirks¬
amtes für den XVIII . Bezirk vom 9 . Dezember 1902 , Z . 38201/02 . die Kon-
zessin znm Verschleiße von Giflen ' mit dem Betriebsorle XVIII ., Währinqer-
straße 116 , erteilt.

Znm verantwortlichen Leiter des Giftverschleißes wurde Herr Bruno
Kap veiler  bestellt.

Z1>.
Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung.

Verordnung des Handelsministeriums im Einvernehmen mit
den Ministerien des Innern und der Finanzen vom 27 . Dezember
1902 , mit welcher Durchführungsbestimmungen zum Gesetze vom
25 . Februar 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 49 , betreffend die Abänderung
und Ergänzung der Gewerbeordnung , erlassen werden , R .-G .- Bl.
Nr . 242 ex 1902:

Auf Grund des Gesetzes vom 25 . Februar 1902 , N .-G .-Bl . Nr . 49,
betreffend die Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung , wird nach¬
stehendes verordnet:

Liste der begünstigten Artikel (all 8 59 , Absatz 3 des Gesetzes ).
8 1.

Hinsichtlich folgender Waren wird das Aufsuchen von Bestellungen außer¬
halb des Standortes bei den im ß 59, Absatz 2 des Gesetzes erwähnten
Personen auch ohne deren Aufforderung gestaltet:

1. Maschinen und Motoren , sowie deren Bestandteile;
2 . Baumaterialien mit Einschluß von Kunststeinen aller Art , Korkplatten,

Dachpappe und künstlichem Straßenpslasternngsmateriale;
3 . technische Bedarfsartikel für Beheizungs -, Beleuchtung ? - und Wasier-

leitnngsanlagen;
4 . Holzrouleaux , Jalousien;
5 . Nähmaschinen , Schreibmaschinen , Fahrräder.

Ansuchen nm eine Legitimation für Handlnngsreisende (all 8 59 b , Absatz 1
des Gesetzes ).

8 2.
Zur Ausfertigung der in den ßß 59 und 59 b, Absatz 1 des Gesetzes

erwähnten Legitimation für Handlungsreisende ist über mündliches oder schrift¬
liches Ansuchen des Gewerbeinhabers , in dessen Diensten der Handlnngsreisende
steht, die Gewerbebehörde I . Instanz , in deren Bezirk der Standort des Ge¬
werbes liegt , berufen.

Allfällige , von der Partei schriftlich gestellte Ansuchen nm Ausfertigung
von Legitimationskarten für Handlnngsreisende sind ftempelfrei.

Der Gesnchsteller hat Vor - und Zunamen , Geburtsjahr , Geburtsort und
Zuständigkeit , sowie die zur Ausfüllung der Legitimationskarte erforderlichen Daten
der Personsbeschreibnng des Reisenden anzngeben . Außerdem hat der Gesnch-
stcller den Gewerbebetrieb , für welchen die Ausfertigung der Legitimationskarte
angestrebt wird , zu bezeichnen und eine Stempelgebühr von 2 X für die
Legitimationskarte zn entrichten.

Ausfertigung der Legitimationskarte für Handlnngsreisende (all 8 59 b des
Gesetzes ) . *)

8 3-
Die Ausfertigung der Legitimationskarte hat nach dem Formulare X zn

erfolgen , wobei nur die amtlich ausgegebenen Drncksorten verwendet werden
dürfen.

Verweigerung der Legitimationskarte für Handlnngsreisende (ad 8 59 b,
Absatz 2 des Gesetzes ).

8 4.
Die Legitimationskarte ist zu verweigern , wenn:

a) bei Anbringung des Gesuches die Vorschriften des § 2 uicht beobachtet
worden sind;

b) der Gesuchsteller die angegebene Gewerbeberechtigung nicht besitzt.
8 5.

Die Ausfertigung der Legitimationskarte darf außerdem nur dann ver¬
weigert werden , wenn die Person , für welche die Legitimation verlangt wird,

*) Die Beilagen mit den Formularien sind im 6XXll Stück des ReichSgesetzVlattes
vom Jahre 1902 enthalten und erscheinen hier nicht abgedruckt.
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wegen eines Verbrechens überhaupt , wegen eines ans Gewinnsucht oder gegen
die Sittlichkeit begangenen Vergehens oder wegen einer solchen Übertretung
verurteilt worden ist, seit Verbüßung der Strafe noch nicht drei Jahre ver¬
flossen sind und nach der strafbaren Handlung im Zusammenhalte mit der
verurteilten Persönlichkeit beim Geschäftsbetriebe ein Mißbrauch zu besorgen ist.

Frist zur Ausfertigung der Legitimationskarte für Haudlungsreiseude
fast 8 59 I>, Absatz 2 des Gesetzes ).

8 6.
Da die Ansuchen um die Legitimationen längstens binnen acht Tagen

zu erledigen sind , so darf die Ausfertigung der Legitimationskarten auch nicht
durch solche Nachforschungen aufgehalten werden , welche die Behörde etwa
zu dem Behnfe einzuleiten für nötig findet , um sich von dem Nichtvorhandensein
der im ß 4 , lit . b , und im Z 5 aufgezühlten Berweigeruugsgründe zu über¬
zeugen.

Zurücknahme der Legitimationskarte für Handlungsreisende sack 8 59 b des
Gesetzes ).

8 7.
Die Legitimationskarte kann durch die Behörde , welche sie ausgestellt

hat , zurückgenommen werden , wenn sich ergibt , daß eine der im ß 4 , lit . b,
und im 8 5 aufgezählten Voraussetzungen zur Zeit der Erteilung der Legiti¬
mation vorhanden gewesen , der Behörde aber unbekannt geblieben oder nach
Erteilung derselben eiugetreten ist.

Rechtsmittel und Verfahren bei Verweigerung oder Zurücknahme der
Legitimationskarte für Handlungsreisende (all 8 59 b des Gesetzes ).

'8 8.
Wird eine Legitimation verweigert oder zurückgenommen , so ist dies

sowohl dem Gewerbeiuhaber , als auch dem Haudlungsreisendeu mittels schrift¬
lichen Bescheides unter Angabe der Gründe zn eröffnen.

Die etwa noch nicht in Verwendung genommene Stempelmarke ist gleich¬
zeitig dem Gewerbeinhaber znrückznstellen.

Gegen den Bescheid steht dem Gewerbeiuhaber stets der Rekurs , jedoch
ohne ausschiebende Wirkung , offen.

Mit dem gleichen Vorbehalte wird auch dem Handlungsreisenden ein
Nekursrecht dann einzuräumen sein , wenn die Verweigerung oder Zurücknahme
der Legitimation aus dem im 8 5 bezeichnten Grunde erfolgt ist.

Dem an den Handlungsrersenden hinauszugebenden Bescheide , mit welchem
eine Legitimationskarte zurückgenommen wird , ist der Auftrag sofortiger Ab¬
lieferung der Karte an die Ansfertigungsbehörde beizufügen.

Gültigkeit der Legitimationskarte in zeitlicher und örtlicher Beziehung
sack 8 59 b des Gesetzes ).

8 9.
Die Legitimationskarte gült für die ganze Dauer des in derselben ange¬

gebenen Dienstverhältnisses und für den Umfang der im Neichsrate vertretenen
Königreiche und Länder.

Die staltgefnndeue Auflösung des Dienstverhältnisses ist in jedem Falle
vom Gewerbeinhaber mit tunlichster Beschleunigung , womöglich unter Anschluß
der ungültig gewordenen Legitimationskarte , jener Gewerbebehörde mitzuteiken,
welche die Legitimationskarte ausgeferligt hat.

Die durch Auflösung des Dienstverhältnisses ungültig gewordenen Legi¬
timationskarlen sind , falls deren Vorlage nicht schon gelegentlich der vor¬
erwähnten Anzeige erfolgte , von amtswegen einzuziehen.

Pflicht der Handlungsreisenden zur Mitnahme der Legitimation beim Auf¬
suchen von Bestellungen sack 8 59 des Gesetzes ).

8 lO.
Die Handlungsreisenden haben beim Ausstichen von Bestellungen die

Legitimationskarte stets bei sich zu tragen.
Sie sind verpflichtet , ihre Legitimation über Aufforderung der behörd¬

lichen Organe vorznzeigen und , sofern sie dieselbe nicht bei sich haben , über
Anordnung der behördlichen Organe ihre Tätigkeit bis zur Herbeischaffuug der
Legitimation einzustellen . Vermögen sie sich überhaupt nicht mit einer gültigen
Legitimation auszuweisen , so sind sie nach Maßgabe der Bestimmungen der
Gewerbeordnung zu strafen.

Jeder Mißbrauch mit der Legitimationskarte hat deren sofortige Abnahme
und Vorlage an die kompetente Gewerbebehörde behufs Einleitung des gesetz¬
lichen Strafverfahrens zur Folge.

Evidenz über auögesolgte Legitimationslarten für Handlnngsreisende
juck 59 b des Gesetzes ).

8 l ^ -
Uber die ausgefolgteu Legitimationskarteu ist seitens der kompetenten

Gewerbebehörden ein Protokoll nach dem Formular L zu führen , in dem die
Nummer der Karte , der Name des Gewerbeinhabers , die Bezeichnung und der
Standort des Gewerbebetriebes . Name , Geburtsjahr , Geburtsort und Zuständigkeit
des Handlungsreisenden , ferner das Datum und die Aktennnmmer des Ansuchens,
das Datum der Ausfertigung , sowie der Grund und das Datum einer all¬
fälligen Zurücknahme nebst der Nummer des darauf bezüglichen Aktes enthalten
sein muß.

Auszüge ans diesem Protokolle über die Neuausfertigung von Legiti-
matiouskarlen sind mindestens vierteljährig im Amtsblatte der kompetenten
Gewerbebehörde und , wo ein Amtsblatt nicht ausgegeben wird , durch Anschlag
an der Amtstafcl zn verlautbaren.

Legitimierung der Gewerbeinhalier (beim Ausstichen von Bestellungen ack 8 59
des Gesetzes ).

8 12.
Die Gewerbeinhaber , welche selbst innerhalb der durch das Gesetz be¬

stimmten Grenzen im Umherreisen Bestellungen suchen , haben den Gewerbe¬
schein (Konzessionsdekrct ) zu ihrer Legitimation mit sich zn führen und über
Aufforderung der behördlichen Organe vorznzeigen.

Falls sie dieses Dokument nicht vorzuweisen vermögen , haben sie über
Anordnung der behördlichen Organe ihre Tätigkeit bis zur Nachweisung ihrer
Gewerbeberechtigung einzustellen.

Punzierungsamtliche Legitimation juck 8 59 a und 59 b, Absatz 3 des
Gesetzes ).

8 13.
Die im 8 59 a. des Gesetzes bezeichnten Gewerbetreibenden , deren Ge¬

werbestandort sich im Inlands befindet und welche Uhren saus Gold oder
Silber , beziehungsweise mit goldenen oder silbernen Gehäusen ), Gold - und
Silberwaren , wie auch Juwelen auf solchen G l' chäftsceisen mitführen wollen,
die von ihnen selbst oder von in ihrem unmittelbaren Dienste stehenden Be¬
vollmächtigten zu dem Zwecke unternommen werden sollen , um jene Waren,
nach Maßgabe der Bestimmungen des 8 59 a des Gesetzes zu verkaufen,
haben dies bei dem nach dem Standorte zuständigen Puuzierungsamte au-
zumelden . Dieses Amt fertigt ihnen , beziehungsweise den von ihnen benannten
Bevollmächtigten hiezu eine besondere Legitimation nach dem Formulare 0 aus.

Diese puuziernngsamtlrche Legitimation darf jedoch nur solchen Gewerbe¬
treibenden oder deren Bevollmächtigten ansgefolgt werden , welche sich mit
einem Gewerbeschein , beziehungsweise mit einer gültigen Legitimationskarte
für Handlungsreisende answeisen können.

Die punzierungsamtliche Legitimation berechtigt den Inhaber bloß zum
Verkaufe von bereits im Jnlande pnnzierten Waren an zum Wiederverkäufe
befugte Gewerbetreibende.

In dieser pnnsierungsamtlichen Legitimation sind die von dem Inhaber
derselben zu berührenden Gebiete , sowie nach Tunlichkeit die wichtigeren zu
berührenden Orte , ferner die Zeit , für welche die Legitimation Gültigkeit
besitzt , anzugeben.

Die Legitimation ist an jenen Orten , in welchen sich ein Pnnzierungs-
amt oder eine Punzierungsamts -Exposirnr befindet , diesem Amte zur Vidierung
vorznlegeu.

Nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der Legitimation ist dieselbe dem
kompetenten Puuzierungsamte des Standortes zurückzustellen.

Der Mißbrauch der Legitimation durch Überlassung derselben an eine
andere als die in der Legitimation bezeichnet Person , der Verkauf von Waren
nach Ablauf der Zeit , für welche die Legitimation ausgestellt ist , endlich der
Verkauf von Waren an andere Personen als befugte Wiederverkäufe !: zieht
den Verlust der punzierungsamtlichen Legitimation nach sich, unbeschadet der
nach Maßgabe der diesbezüglichen gesetzlichen Bestimmungen etwa sonst noch
zn verhängenden Strafen.

Die Punzierungsorgane , sowie die Gewerbebehörden sind gemäß den
88 53 , 54 und 55 des Gesetzes vom 16 . Mai 1866 , R .-G .-Bl . Nr . 75 , be¬
rechtigt , die von den Geschäftsreisenden mitgeführten Vorräte an Uhren , Gold-
und Stlberwaren , sowie Juwelen in jedem ihnen geeignet erscheinenden Zeit¬
punkte auch der punzierungsamtlich >u Nachschau zu unterziehen und nnpunzierte
Waren oder solche , bezüglich welcher sich der Verdacht einer Übertretung der
sonstigen Bestimmungen des Pnnzierungsgesetzes ergibt , zu beanständen und
dem zuständigen Pnnzierungsamte zum weiteren Verfahren znzuseuden.

Musterbezeichnung bei den selbständigen Handelsagenten sack 8 59 e des
Gesetzes ).

8 14.
Die auf Grund des 8 11 der Gewerbeordnung das freie Gewerbe der

Handelsagentie selbständig betreibenden Handelsagenten dürfen nur Muster
mit sich führen , welche von ihrem Vollmachtgeber als solche entsprechend be¬
zeichnet sind.

Legitimierung der selbständigen Handelsagenten lack 8 59 e des Gesetzes ).
8 15.

Für den Geschäftsbetrieb der selbständigen Handelsagenten im Umher¬
reisen haben die Bestimmungen des 8 12 sinngemäße Anwendung zu finden.

Feilbieten von Erzeugnissen der Land - und Forstwirtschaft im llmherziehen
durch befugte Handelstreibende (ack 8 60 , Absatz 2 des Gesetzes ).

8 16-
Die im 8 60 , Absatz 2 des Gesetzes bezeichnten befugten Haudels-

treibenden haben beim Feilvieten im Umherziehen den sie zu dieser Art des
Geschäftsbetriebes ausdrücklich berechtigenden Gewerbeschein mit sich zu führen.

Im übrlgen finden die Bestimmungen des 8 12 auch auf diese Gewerbe¬
treibenden sinngemäße Anwendung.

Legitimation siir kleinere Gewerbetreibende znm Feilbieten ihrer Erzeugnisse
im llmherziehen sack 8 60 , Schlußsatz des Gesetzes ).

8 17.
Die im Schlußsätze des 8 60 des Gesetzes vorgesehenen amtlichen

Legitimationen für im Bezirke ansässige kleinere Gewerbetreibende , womit
denselben behufs besseren Fortkommens das Feilbieten ihrer eigenen Erzeugnisse
innerhalb der Gemeinde des Standortes ihres Gewerbes von Haus zn Haus
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für einen Zeitraum von je drei Jahren nnd auf Widerruf gestattet wird , sind
von der Gewerbebehörde nach dein Formulare v ansznfertigen.

Diese mit einer Stempelmarke von 2 X zu versehende Legitimation ist
beim Geschäftsbetriebe stets mitzuführen und über Aufforderung der behörd¬
lichen Organe vorzuzeigen.

Für die Fälle , in welchen diese Legitimation nicht vorgcwiesen oder bei¬
gebracht werden kann , sowie für Fälle eines Mißbrauches der Legitimation
haben die Bestimmungen des 8 10, Absatz 2 und 3, sinngemäße Anwendung
zu finden.

Wirksamkeitsbegimr.
8 18.

Die Ministerial -Verordnung vom 4 . September 1902 , N .-G, -Bl . Nr . 179,
wird außer Kraft gesetzt. Die Bestimmungen der gegenwärtigen Verordnung
treten mit dem Tage der Kundmachung in Wirksamkeit.

->- -r-
*

Erlaß des Magistrats - Direktors M . Preyer  vom
3 . Jänner 1903 , M .-Abt . XVII 36/03 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 2 ex 1903 ) :

Mit dem Statthalterei -Erlasse vom 30 . Dezember 1902 , Z . 130815,
wurde Nachstehendes anher eröffnet:

Dus um 27 . Dezember 1902 ansgegebcne 122 . Stück des Reichsgesetz¬
blattes enthält unter Nr . 242 die Verordnung des Handelsministeriums im
Einvernehmen mit den Ministerien des Innern nnd der Finanzen vom
27 . Dezember 1902 , mit welcher (bei gleichzeitiger Außerkraftsetzung der
Ministerialverordnnng nmn 4 . September 1902 , N .-G -Bl . Nr . 179 ) Durch¬
führungsbestimmungen zum Gesetze vom 25 . Februar 1902 , N .-G .-Bl . Nr . 49,
betreffend die Abänderung nnd Ergänzung der Gewerbeordnung , erlassen
werden.

Das k. k. Handelsministerium hat hiezu im Einvernehmen mit den
beteiligten k. k. Ministerien des Innern und der Finanzen mit dem Erlasse
vom 27 . Dezember 1902 , Z . 6385 H.-M ., bemerkt , daß sein Normal -Erlaß
vom 15. September 1902 , Z . 4635 H.-M . (Statth .-Zirkular -Erlaß vom
20 . September 1902 , Z . 95586 ), hiemit gegenstandslos geworden ist, nnd
weiters folgende Erläuterungen gegeben:

Vorausgeschickt wird , daß durch die erwähnten gesetzlichen Bestimmungen
die Vorschriften des Z 41 der Gewerbeordnung selbstverständlich nicht berührt
werden.

Aus dem Z 59 , Alinea 1, der Novelle ergibt sich das Recht der be¬
treffenden Gewerbeinhaber , im Umherreisen auch außerhalb des Standortes
selbst oder durch entsprechend legitimierte , in ihrem Dienste stehende Handlungs-
reisende ohne besondere Aufforderung Land - und Forstwirte aufznsuchen nnd
bei denselben auf alle Waren , welche in ihrem Betriebe Verwendung finden,
also insbesondere auf landwirtschaftliche Maschinen nnd Geräte , Bestellungen
zu sammeln.

Es entfiel infolgedessen die Notwendigkeit , solche von Landwirten zn
ihrem Betriebe benötigte Artikel in die Liste der nach Z 1 der Verordnung
begünstigten Waren aufzunehmen.

Aus dem gleichen Grunde könnte es beispielsweise jenen Gewerbe¬
treibenden , welche sich mit dem Umsätze von medizinischen und chirurgischen
Instrumenten , Verbandstoffen u . dergl . befassen, nicht verwehrt werden , bei
Ärzten im Umherreisen Bestellungen zu suchen.

Demnach entspricht es auch den Intentionen des Gesetzes, wenn das
Anfsuchen von Kranken -, Irren - nnd Versorgnngshäusern und anderen
ähnlichen öffentlichen Anstalten , dann von Konsumvereinen , Einkaufsgenossen¬
schaften, Lebensmittelmagazinen , Menageverwaltungen n . s. w . mit Waren¬
mustern zngelassen wird , sofern diese Anstalten und Unternehmungen die
bezüglichen Artikel in ihrem Betriebe verwenden.

Ebenso wird das Anfsuchen von Bestellungen durch die von der Ge¬
werbeordnung ausgenommenen Betriebe (Artikel V des Kundmachungs-
Patentes zur Gewerbeordnung vom 20 . Dezember 1859 , N .-G .-Bl . Nr . 227)
auf ihre Betriebserzengnisse durch die neuen Bestimmungen nicht berührt.

In Betreff der Frage , welches Gebiet der im 8 59 des Gesetzes
erwähnte Begriff „ Standort " umfaßt , wird erklärt , daß unter ,,Standort des
Gewerbes " hier das Gebiet jener Ortsgemeinde zu verstehen ist, in welcher
das betreffende Gewerbe ausgeübt wird.

Innerhalb des Standortes des Gewerbes können hinsichtlich aller Waren —
mit alleiniger Ausnahme von Kolonial -, Spezerei - nnd Materialwaren — Be¬
stellungen auch bei Personen ausgesucht werden , bei denen die betreffenden
Waren nicht in ihrem Geschäftsbetriebe Verwendung finden.

Innerhalb wie außerhalb des Standortes ist jedoch das Aufsuchen von
Bestellungen auf Kolonial -, Spezerei - nnd Materialwaren bei den letzterwähnten
Personen verboten.

Ergibt sich gelegentlich der Durchführung einer Strafamtshandlung wegen
Übertretung dieses Verbotes ein Zweifel darüber , ob ein Artikel diesen drei
Warengaltungen beiznzählen sei, wird es sich empfehlen , daß von den Gewerbe-
behörden I . Instanz vor Fällung eines Erkenntnisses die zuständige Handels¬
und Gewerbekammer gehört werde.

Der Z 1 der Durchführungsverordnung enthält die Liste jener Waren,
hinsichtlich welcher das Anfsuchen von Bestellungen auch außerhalb des L>tand-
ortes bei den im 8 59 , Alinea 2 des Gesetzes bezeichneten Personen ohne
deren Aufforderung ausnahmsweise gestattet ist. Für eine Reihe von Gegen¬
ständen ist noch nachträglich , teils in den Gutachten einzelner Handels - und
Gewerbekammern , teils in direkten Eingaben von Korporationen , Vereinen

und Privaten die Begünstigung des Detailreisens in Anspruch genommen
worden.

Das Handelsministerium behält sich vor , nach Einlangen der von den
Handels - und Gewerbekammern , beziehungsweise den beteiligten Genossenschaften
über diese Anträge bereits abverlangten Gutachten eine eventuelle Ergänzung
der Liste der begünstigten Artikel in Erwägung zu ziehen.

Eine Begünstigung einzelner Firmen oder Personen in dieser Richtung
ist im Gesetze nicht vorgesehen, weshalb allfüllige Gesuche von Gewerbe¬
inhabern um ausnahmsweise Gestattung des Detailreisens für ihre Person
oder ihre Bediensteten eine Berücksichtigung nicht finden können.

Dem H 59 des Gesetzes entsprechend sind in der Durchführungs¬
verordnung dort , wo kurzweg von Handlungsreisenden die Rede ist, nicht nur
die im Dienste eines Gewerbeinhabers stehenden Handlungsreisenden , welche
berufsmäßig jahraus jahrein für ein Geschäft reisen, verstanden , sondern auch
alle jene im Dienste eines Geschäftsmannes stehenden Personen , welche in
einzelnen Fällen nach Bedarf zum Anfsuchen von Bestellungen ermächtigt
werden.

Die im Z 3 der Durchführungsverordnung erwähnte Leginmationskarte
für Handlungsreisende (Formular Beilage 1), ferner die mit 8 13 ein¬
geführte punzierungsämtliche Legitimation (Formular 0 , Beilage 3), endlich
die im 8 17 der Verordnung gedachte Legitimationskarte für kleinere Gewerbe¬
treibende (Formular 0 , Beilage 4) wurden , wie dies bereits mit dem Mini-
sterial-Erlasse vom 22 November 1902 , Z . 5831/H . M . (Statthalte,ei -Erlaß
vom 23 . Dezember 190l , Z . 124908 ), bekanntgegeben , bei der k. k. Hof - nnd
Staatsdrnckerei in Wien aufgelegt nnd können diese Drucksorlen von den zur
Ausfertigung berufenen Behörden dem tatsächlichen Bedarfs entsprechend dort
stets direkt und kostenfrei augesprochen werden.

Aus diesem Grunde dürfen von den Parteien außer der Stempelgebühr
keine anderen Gebühren zur Einhebung gelangen . Den dreiteilig zu faltenden
Legitimationskarten für Handlungsreisende (ß 3) liegt ein Abdruck der ein¬
schlägigen Bestimmungen des Gesetzes nnd der Durchführungsverordnung bei,
wogegen die pnnzierämtlichen Legitimationen (A13 ), ebenso wie die Legitimationen
für kleinere Gewerbetreibende (Z 17) die bezüglichen Normen auf der Rückseite
der Karte selbst enthalten.

Während Z 4 der Durchführungsverordnung bestimmt , aus welchen auf
den Gesuchssteller (d. i. der Gewerbeinhaber ) zurückzuführenden Gründen die
Ausfertigung der Legitimationskarte zn verweigern ist, enthält Z 5 jenen Ver¬
weigerungsgrund , welcher in der mangelnden persönlichen Qualifikation des
Reisenden gelegen ist.

Zn 8 4, lit . u, wonach die Legitimationskarte zu verweigern ist, wenn
bei Anbringung des Gesuches die Vorschriften des Z 2 nicht beobachtet worden
sind, wird bemerkt , daß diese Bestimmungen in jenen Fällen nicht in An¬
wendung gebracht werden dürfen , in welchen der um eine Legitimationskarte
nachsuchende Gewerbeinhaber die gemäß Z 2 anzugebenden Geburts - oder
Zuständigkeitsdaten des Reisenden lediglich aus dem Grunde nicht beizubringen
vermag , weil diese Daten nicht eruierbar sind oder weil die Zuständigkeit
strittig ist.

In solchen Ausnahmsfällen wird sich die Gewerbebehörde mit den
augenblicklich zur Verfügung stehenden Daten , sofern dieselben nur zur Kon¬
statierung der Identität des Reisenden überhaupt ausreichen , zufrieden zu
geben haben.

Aus Z 5 der Verordnung geht hervor , daß die Ausfertigung von Legiti¬
mationskarten für Reisende , die ob einer daselbst Laxativ aufgezählten strafbaren
Handlungen eine Verurteilung erlitten haben , nur innerhalb der der Verbüßung
der Strafe folgenden drei Jahre und nur dann verweigert werden darf , wenn
nach der strafbaren Handlung im Zusammenhalte mit der verurteilten Per¬
sönlichkeit beim betreffenden Geschäftsbetriebe mit Grund ein Mißbrauch zu
besorgen wäre.

Die zur Entscheidung hierüber berufenen Behörden werden nicht zn
übersehen haben , daß , sofern nicht begründete Bedenken aus öffentlichen Rück¬
sichten dagegen sprechen, die Erreichung eines ehrlichen Erwerbes nicht erschwert
werden soll.

Wenn seit Verbüßung der Strafe drei Jahre abgelaufen sind und in
dieser Zeit keine solche neuerliche Verurteilung erfolgt ist, darf aus dem im
8 5 erwähnten Grunde die Ausfertigung der Legitimation überhaupt nicht
mehr verweigert werden.

Die im ß 6 der Verordnung vorgesehenen allfälligen Nachforschungen
sind von amtswegen zu Pflegen und dürfen aus diesem Anlasse die Parteien
zur Beibringung von Zeugnissen , Dokumenten und Belegen nicht verhalten
werden.

Wenn für die Verweigerung oder Zurücknahme einer Legitimationskarte
der im Z 5 bezeichnet? Grund ausschlaggebend war , so steht nicht nur dem
Gewerbeinhaber , sondern auch dem Handlungsreisenden das Nekursrecht —
immer aber ohne aufschiebende Wirkung — zu.

Dem an den Handlungsreisenden hinauszugebenden Bescheide, mit welchem
eine ausgefertigte Legitimationskarte zurückgenommen wird , ist der Auftrag
sofortiger Ablieferung der Karte an die Ausfertigungsbehörde beizufügen.

Zur Konstaiierung des Aufenthaltes eines solchen Handlungsreisenden,
welche oft Schwierigkeiten bereiten dürfte , wird in den meisten Fällen der
Gewerbeinhaber mitzuwirken bereit sein, um eine anderenfalls unvermeidliche
und den Gewerbeinhaber schädigende Knrrendiernng des Reisenden im eigenen
Interesse zu vermeiden.

8 9 der Verordnung setzt fest, daß die Legitimatiouskacte für die ganze
Dauer des in derselben angegebenen Dienstverhältnisses gültig ist.

Die auf Grund der bisherigen Normen etwa bereits ausgefertigten
Legitimationskartenb ehalten ihre Gültigkeit für die in denselben angegebene Zeit.
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8 11 der Durchführungsverordnung bestimmt , in welcher Form die den
Haudlungsreisenden ausgescrl ' igten Legitimationskarten evident zu führen sind.

Die Drncksorten für das zu diesem Zwecke dienende Protokoll nach
Formular B (Beilage 2 der Durchsuhrungsvervrbuuug ) werden sich die
Gewerbebehörden selbst zu beschaffen haben.

In Fällen , wo mehrere Personen ein Gewerbe gemeinsam betreiben
und mehr als ein Gesellschafter znm Zwecke des Anfsnchens von Bestellungln
Geschäftsreisen unternehmen wollen , werden im Hinblicke ans die Bestimmung
des H 12 der Verordnung über Ansuchen der Beteiligten amtliche Abschriften
des Gewerbescheines (Konzessionsdekretcs ) auszufertigen sein.

In den auf den Betrieb von Handelsgesellschaften lautenden Gewerbe¬
scheinen (Konzessionsdckreten ) oder deren Abschriften ist über Begehren der
Beteiligten die Eigenschaft des Betreffenden als öffentlicher Gesellschafter auf
Grund eines von der Partei beiznbringcnden Handelsregisteransznges anzn-
merken.

Die Fassung des Absatzes 2 im § 12 ermöglicht es übrigens dem
Gewerbcinhaber , sich beim Ausstichen von Bestellungen über Aufforderung der
behördlichen Organe statt durch den Gewerbeschein (Konzessionsdekret ) auch
durch einen anderen entsprechenden Nachweis seiner Gewerbeberechtigung zu
legitimieren.

Anlangend die Frage , ob und inwieweit die Ministerialverordnnng vom
16 . September 1884 , N .- G .-Bl . Nr . 159 , betreffend die Befugnisse der
Handlnngsreisenbeu (wandernden Handelsagenten ) , mit welcher die HF 9 und 10
der Miuisterialverordnung vom 3 . November 1852 , N .-G .-Bl . Nr . 220 , als
noch zu Recht bestehend erklärt worden sind , im Hinblicke ans das Gesetz vom
25 . Februar 1902 , N .- G .-Bl . Nr . 49 , auch fernerhin Geltung habe , wird
hiemit ausgesprochen , daß die gedachten Verordnungen angesichts des Um¬
standes , daß die Befugnisse der vorerwähnten Personen nunmehr eine gesetz¬
liche Regelung erfahren haben , hiedurch außer Kraft gesetzt worden sind.

Die im Z 60 , Alinea 2 des Gesetzes erwähnten Produzenten von dem
täglichen Verbrauche dienenden land - und forstwirtschaftlichen Erzeugnissen
oder deren Beauftragte bedürfen beim Feilhalten im Umherziehen keiner be¬
sonderen Legitimationen.

Jedoch wird cs sich im eigenen Interesse dieser Personen zur Ver¬
meidung von Beanständnngen empfehlen , daß sie sich mit einer Bestätigung
jener Gemeinde , in deren Gebiet die betreffenden Artikel erzeugt werden , oder
mit einem Zertifikate einer landwirtschaftlichen Korporation darüber aus-
weisen können , daß die feil zu haltenden Artikel eigener Eizengnng sind.

Zum H 16 der Durchführnngsverordnnng wird weiters bemerkt , daß ein
ans den stabilen Handel mit bestimmten Erzeugnissen der Land - und Forst¬
wirtschaft , welche dem täglichen Verbrauche dienen , lautender Gewerbeschein
nicht als eine entsprechende Legitimation der betreffenden Gewerbcinhaber
für die Feilbietung dieser Artikel von Hans zu Hans nnd ans der Straße
gelten kann.

Vielmehr muß das Feilbieten dieser Erzeugnisse im Umherzlehen als
freies Gewerbe angemeldet werden nnd der bezügliche Gewerbeschein aus¬
drücklich auf diese Form des Betriebes lauten.

Indem ich diesen Zirkular - Erlaß hiemit verlantbare , erhalten die magi¬
stratischen Bezirksämter noch folgende Erläuterungen:

Zufolge Erlasses der k. k. u .-ö . Statthalterei vom 23 . Dezember 1902,
Z . 124908/M .- Abt . XVII 6266 , wurden im Hinblicke auf die erfolgte Ab¬
änderung der Ministerial -Verordnnng vom 4 . September 1902 , R .- G .-Bl.
Nr . 179 , und um Verwechslungen der alten und neuen Drncksorten anszn-
schließen , durch das k. k. Handelsministerium alle bei der Slaatsdrnckerei seitens
der Unterbehörden vor Jnslebentreten der neuen Durchführungs - Verordnung
gemachten Bestellungen ans einschlägige Drncksorten annulliert.

Zugleich werden die magistratischen Bezirksämter zufolge eben zitierten
Erlasses angewiesen , die von der Staatsdrnckerci bereits bezogenen , aber noch
nicht verwendeten Drncksorten zur Ministerial -Verordnnng vom 4 . September
1902 , R .-G -Bl . Nr . 179 , zu vernichten.

Die mit der Ministerial -Verordnnng vom 27 . Dezember 1902 , R .-G .- Bl.
Nr . 242 , neu angeordneten Drucksorten (Formulare X nnd Formulare O)
wurden den magistratischen Bezirksämtern durch die Magistrats -Abteilung XVII
mst Berücksichtigung des bereits im September vorigen Jahres bekannt¬
gegebenen Bedarfes bereits zugemittelt.

Die Drncksorte L (Protokoll über die ansgefertigten Legilimationskarten)
wird durch die Magistrats -Abteilung XVII angelegt werden nnd den magistra-
schen Bezirksämtern sofort nach deren Fertigstellung zukommen.

In Hinkunft wird es Sache der Bezirksämter selbst sein , nach Anfbrauch
der übersendeten Drncksorten (Formulare X nnd I) ) den weiteren Bedarf
direkt ohne Vermittlung der Magistrats -Abteilung XVII bei der Staatsdruckerei
mit Bezug ans den Statthalterei - Erlaß vom 23 . Dezember 1902 , Z . 124908,
kostenlos in Anspruch zu nehmen.

Da die Verordnung mit dem Tage ihrer amtlichen Verlautbarung in
Wirksamkeit trat , anderseits aber die Einbringung der Gesuche nnd Aus¬
fertigung der Legitimationen doch eine gewisse Zeit erfordert , während welcher
der geschäftliche Reiseverkehr unterbunden wäre , ist in den der Veröffentlichung
der Verordnung folgenden 14 Tagen der Vorweis der Legitimationskarte von
den Reisenden nicht zu verlangen . ,

Zn einzelnen Punkten der Ministerial -Verordnnng vom 27 . Dezember 1902,
R .-G .-Bl . Nr . 242 , bei deren Handhabung zufolge Handelsministerial - Erlasses
vom 24 . Dezember 1902 , Z . 6417 , die weitestgehende Rücksicht auf die Be¬
dürfnisse des Geschäftsverkehres zu nehmen ist, wird den magistratischen Bezirks¬
ämtern noch folgendes bemerkt:

Zu 8 2 der Verordnung : < .
1 . Wenngleich nach Absatz 2 dieses Paragraphen der Gewerbemhaber

bloß verpflichtet ist , den Gewerbebetrieb , für welchen die Ausfertigung der
Legitimationskarte angestrebt wird , in seinem Gesuche anzngeben , so erscheint
diese einfache Angabe doch nicht zuverlässig genug , um ans Grund derielben
mit der Ausfertigung der Legitimationskarte vorzngehen ; es wird vielmehr
Sache der Bezirksämter sein, ' sich in anderer , zuverlässiger Weise die Über¬
zeugung von dem aufrechten Bestände des bezüglichen Gewerberechtes zu ver¬
schaffen . In dieser Hinsicht wird eine in kürzestem Wege  zu richtende
Anfrage an den Stenerkataster wohl das zuverlässigste Ansknnftsmittel sein,
welches dem Bezirksamts zu Gebote steht , von welchem jedoch behufs Er¬
sparung von Zeit und Vermeidung unnötiger Belastung des «steuerkatasters
nur Gebrauch gemacht werden soll , wenn sich das Bezirksamt nicht in anderer
zuverlässiger Weise , insbesondere durch die Mitwirkung des Einschreiters von
dem Gewerberechte desselben überzeugen kann ; es empfiehlt sich daher in
elfter Linie ans die einschreitenden Gewerbeinhaber jedoch ohne Zwang
einznwirken , beim Einschreiten um Legitimationskarten den Gewerbeschein oder
ein anderes , den aufrechten Bestand des Gewerbcrechtes nachweisendes Dokument
vorznweisen . ,

Der Hinweis , daß hierin ein Mittel zur Beschleunigung der Ausfertigung
der Legitimatiouskarten gelegen sei, wird wohl stets genügen , um die Gewerbe¬
inhaber zur Vorweisung ihrer Gewerbedoknmente zu bewegen.

2 . Auch der Umstand , daß der Gewerbeinhaber die Daten der Persons-
beschreibuug bloß anzngeben hat , kann zur Ausfertigung der Legitimations¬
karten , in welche diese Beschreibung aufzunehmen ist , nicht genügen . Damit
sich die Bezirksämter in dieser Hinsicht hinreichende Sicherheit für die richtige
Beschreibung der Person des Inhabers der Legitimatiouskarten verschaffen
können , emvfiehlt es sich, daß der Reisende seine Legitimationskarte sich selbst
bei dem Bezirksamts abhole , beziehungsweise dieselbe daselbst unterfertige,
wobei sich das Bezirksamt Gewißheit über die richtige Personsbeschreibnng
verschaffen kann.

Sollte dieser Vorgang nicht eingehalten werden können , weil der Reisende
auf der Tour ist, so erscheint es angemessen , daß der Einschreiter eine politische
Bezirksbehörde , in deren Amtsgebiete sich der Reisende eben befindet , sowie
den Tag angebe , an welchem er bei dieser Behörde behufs Behebung der
Karte erscheinen werde ; in diesem Falle wäre die Karte an diese Behörde mit
dem Ersuchen zu senden , sich bei Ansfolgnng derselben von der richtigen
Personsbeschreibnng zu überzeugen.

3 . Im Hinblicke auf H 8, Absatz 1, und H 9 , Absatz 3 der Durchführungs-
Verordnung ist es angezeigt , daß sich die Bezirksämter auch von der Wohnnngs-
adresse desNeisenden entweder gelegentlich des Ansuchens um die Legitimations¬
karten oder bei Ansfertigung derselben in zuverlässiger Weise Kenntnis ver¬
schaffen.

8 " 8 6.
Die Nachforschungen hinsichtlich etwaiger Vorbestrafnngen des Reisenden,

welche zu einer Verweigerung der Legitimationskarte gemäß H 5 Anlaß bieten
könnten , sollen mit Rücksicht auf die Schwierigkeiten , denen eine Zurücknahme
im Sinne des H 7 der Verordnung wegen des stets wechselnden Aufenthaltes
des Reisenden begegnen wird , tunlichst während der zur Ausfertigung der
Legitimationskarte gegebenen achttägigen Frist beendet sein.

Derartige Anfragen an die k. k. Polizei -Direktion haben daher stets
gleichzeitig  mit der Anfrage an den Stenerkataster , wo eine solche nach
dem Vorgesagten nötig sein sollte , zu erfolgen ; diese Anfragen an die k. k.
Polizei -Direktion sind von außen als dringend zu bezeichnen und ist die k. k.
Polizeibehörde unter Hinweis auf die Frist von acht Tagen um die umgehende
Beantwortung zu ersuchen.

Die k. k. Polizei -Direktion wird von Hieramts gleichzeitig um die dring¬
liche Behandlung derartiger Anfragen der Bezirksämter ersucht . Keinesfalls
darf durch das Fehlen der Antwort der k. k. Polizeibehörde die Ausfertigung
der Legitimationskarte über die gesetzliche Frist hinaus verzögert werden.

Mit Rücksicht auf die nunmehr geänderten Durchführungsbestimmungen
tritt der Normal -Erlaß vom 3 . Oktober 1902 , M .-Abt . XVII , 4835/02
(M .-V .-Bl . ox 1902 XI . Nr . 7 ), sowie der Magistrats -Beschluß vom 25 . Sep¬
tember 1902 , M .-Abt . X , 4961/02 (M .-V .- Bl . ox 1902 X , Nr . 14 ), außer
Kraft.

Dagegen bleiben die Normal -Erlässe vom 23 . September 1902 , M .-D.
3177/02 , betreffend die genossenschaftlichen Ausweise für Brot - und Gebäck¬
zusteller , vom 15 . Oktober 1902 , M .-Abt . XVII , 5176/02 , betreffend den
Generalkataster über die Ausfertigung von Legitimationen im Sinne des H 60,
Absatz 5 G .-O . (M .-V .-Bl . ox1902 XI , Nr . 17 ) und vom 30 . Oktober 1902,
M .-Äbt . XVII , 5381/02 , betreffend die ausnahmslose Zuständigkeit der Be¬
zirksämter zur Ausstellung von Legitimationen für Handlnngsreisende (M .-V .-
Bl . ex 1902 XI , Nr . 18 ), auch weiterhin in Kraft.

LS.

Neuregelung der Pfarrsprengel im Bezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates ääto . Dezember 1902,

Abt . XXll , Z . 3064/02:
Laut Erlasses der k. k. n .- ö. Statthalterei vom 17 . Dezember 1902,

Z . 116801 , ist die auf Grund des H 20 des Gesetzes vom 7 . Mai 1874,
N .-G .-Bl . Nr . 50 , staatlich genehmigte Neuregelung der Pfarrsprengel im
I . Wiener Gemeindebezirke am 1. Dezember 1902 in Kraft getreten.

2*
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Die Grenzen der Pfarrsprengel wurden in nachstehender Weise festgesetzt :

1 . K . n . k. H o f- und Burg Pfarre zu  M a r i a H i in m e l f a h r t.
Im Norden : Südliches Abschlußgitter des k. k. Volksgartens.
Im Westen : Abschlußgitter des äußeren Burgplatzes und des k. k. Hof-

garteus.
Im Süden : Gartenmauer des k. k. Hofgartens , Albrechtgasse 1, Hof¬

gartengasse 3 , Palais Erzherzog Albrecht , k. k. Hofburg , Josefsplatz 1 bis 4,
Bräunerstraße 14.

Im Osten : Stallburggasse 5 , Habsburgergasse 11 , Neitschulgasse 1,
Michaelei Platz 1 (k. k. Hofburg ) , Schauflergasse (k. k. Hofburg ), Ballhaus¬
platz 1 (Amaüenhof ) , 5/6.

2 . Pfarre St . Stephan an der  M e t r o p o l i t a n k i r ch e.
Im Norden : S ock- im - Eisenplatz 6 bis Goldschmidgosse 1 und 4 , bis

Jasomirgottstraße 1 und 2 , bis Brandstätte I , Kramergasse von Nr . 2 bis 12,
Lichtensteg 4 und 6 , Hoher Markt 13 bis 10 , Judengasse 2 bis 10 , Steru-
gasse 2 nnd 4 , Marc Anrclstraße 6 bis 12 , Salzqrics 2 bis 8 , Angusten-
gasse 2 , Nndolfsplatz 8 , Weg durch die Anlagen des Rudolfsplatzcs , Heinrichs-
gasse 6 und 8.

Im Osten : Stadtbabnstrecke ron Heinrichsgasse bis Notentnrmstraße,
Rotenturmstraße von Nr . 39 bis 33 , Griechengaffe 2 bis Steyrerhof 2 , bis
Fleischmarkt 1, Köllnerhofgasse 7 , Grashofgasse 2 und 4 , bis Sonnenfels¬
gasse 7 nnd 8 , bis Bäckerstraße 7, Eisiggasse 3 und 2 , Wollzeile von Nr . 13
bis 35 und Nr . 34 bis 42 , Stadtpark.

Im Süden : Wienfluß bis Johannesgasse , Lothringerstraße 33 bis 19.
Im Westen : Schwarzenbergplatz 3 bis 1 , Schwarzeubergstraße 11 bis 1,

Krugerstraße 19 bis 13 . bis Annaqasse 12 und .6 , bis Johannesgasse 0 nnd 7,
bis Himmelplortgasse 8 , Himmelpfortgasse 5 bis 1, Donuergasse 2 . Neuer
Markt 3 bis 1 und 17 , Seilergasse 9 bis 4 , bis Spiegelgasse 3 und 2 . bis
Dorotheergasse 1 (Graben 10 ).

3 . K. u n d k. Ho f- u nd Sta d tpf a rr e zum h e i l i g e n M i ch a e l.
Im Westen : Reilschulgasse 4 , Michaelerplatz 6 bis 2 , Schanflergassc 2

bis 6 , Luftlinie von Schanflergasse 6 bis Negierungsgasse 5 , Luftlinie von
Negiernngsgasse 5 bis Ballhansplatz 2 , Ballhausplatz 2 , südliches und west¬
liches Abschlnßgitter des k, k. Volksgartens.

Im Norden : Nördliches und östliches Abschlnßgitter des k. k. Volks¬
gartens . Metastafiogasse 1, Negiernngsgasse 5 bis 1.

Im Osten : Wallnerstra 'ße 8 und 6 , Haarhof 6 , 4 und 1, Walluer-
straße 4 , Nenbadgasse 1 , 6 (Körblergasse 3 ) , 4 und 2 , Wallnerstraße 2 , Kohl¬
markt 6 bis 2 , Graben 19 , Kohlmaikt 1 bis Habsburgergasse 6 und 1
(Graben 14/15 , Bränuerstraße 2) , Bräunerstraße 3 bis Graben 11 (Dorotheer-
gnsse 2 ) .

Im Süden : Dorotheergasse 3 bis 9 , bis Spiegelgasse 10 und 12
Plaukengasse 6 , Stallburggasse 2 und 4 , Habsburgergaffe 14.

4 . Pfarre zu Unserer Lieben Frau bei den Schotten.
Im Westen : Löwelstraßc 6 bis 10 , nördliches Abschlußgitter des k k.

Volksgartens , Franzensring 12 bis 24.
Im Norden : Schotlenriug von Nr . 2 bis 32.
Im Osten : Stadtbahnstrecke von der Haltestelle „ Schottenring " bis zur

Hemrichsgasse , Heinrichsgasse 5 bis 1, Weg durch die Anlagen des Rudolfs-
Platzes , Augustengasse 3 und 1.

Im Süden : Salzgries Il/13 (Fischerstiege 9) bis 19 , Marienstiege 2,
Schwertgasse 5 bis 1 , Wippliugerstraße 18 bis 22 und 21 , Tiefer Graben 24/22
bis 8 und Nr . 15 bis 1 , Strauchgasse 1 (Heideuschuß 3 , Wallnerstraße 10 ),
Wallnerstraße 19 und 17 , Negicriingsgasse 2 bis 8 , Minoritenkirche , Metastasio-
gasse 2 und 4.

5 . Pfarre St . Peter.

Im Westen : Graben 12 , 13 (Bräunerstraße 1 ) bis Habsburqeraasse 4 . 2
(Graben 16 nnd 17 ).

Im Norden : Tnchlanben 2 bis 8 , Klecblattgasse 2 , 4 und ll bis zur
Jordangasse 7 bis 1 (Wipplingerstraße 5), Wippliugerstraße 6 bis Salvator¬
gasse 5 und 8 lFischerstiege 2), Fischerstiege 2 bis 10 (Salzgries 7,9 ) .

Im Osten : Salzgries 7/9 bis 1 , Marc Aurelstraße 11/9 bis 5
Sterngasse 7 bis 1 , Judengasse 7 bis 1, Hoher Markt 3 bis 1, Lichtensteg 5

Im Süden : Kramergaffe 13 bis 1 ( Brandstätte 6 ), Vrandstätte 6 und 3.
b >s Jasonurgotlstraße 4 und 3 , bis Goldschmidgasse 6 und 3 , Graben 31.

6 . Pfarre zu den neun Chören  d e r E n g e l (A m H o f) .
Im Westen : Naglergaffe 1 (Graben 20 ) bis 29 und 28 (Heideuschuß 1)

Heidenschuß 2.

Im Norden : Tiefer Graben 2 bis 6 , Am Hof 9 und 10 (Färber¬
gasse 1 ), Färbergasse 1 bis 5 (Wippliugerstraße 19 ), Schwertqasse 2 (Wipp-
lingerstraße 16 ) bis 6 . ^ v » r pp

Im Osten : Kirche Maria Stiegen.
Im Süden : Fischerstiege 7 bis 1 (Salvatorgasse 10 ), Salvatorgasse 7

bis Wipplingerstraße 8 , Jordaugasse 2 und 9 , Kleeblattqaffe 9 bis 1, Tuch¬
lauben 9 bis 1 . o -

7. Pfarre Maria Rotunda.
Im Westen : Essiggaffe 4 (Bäckerstraße 16 ), Bäckerflraße 9 bis Sonncu-

selsgasse 10 Sonneufelsgaffe 15 bis 9 , bis Grashofgosse 1, Köllnerhofgasse 6
^lelichmarkt 4) , Fleischmarkt 3 bis Gnechengasse 4 und 1, Notenturm-
straße 24 und 26.

Im Norden : Stadlbahnstrecke von der Rotenturmstraße au , Donaukanal
bis zur Nadetzkybrücke.

Im Osten : Wienfluß von der Nadetzkybrücke bis zur Wollzeile.
Im Süden : Wollzeile 41 bis 37 (Postgasse 2 ), Postgasse 3 und 5.

Bäckerstraße 30 bis 16 (Essiggasse 4 ).

8 . K. und k. Hof - nnd Stadtpfarre St . Augnstin.

Im Westen : Wienzeile 2, Getrcidemarkt 2 b ' s 20 . Museumstraße 2
und 4, Bellariastraße 1, Abschlußgitter des äußeren Burqplatzes und des k. k.
Hofgarteus (Burgr >ng 7 bis 1 nnd Opernring 23 bis 17 )/ Albrechtgasse 3,
Opeinring 10 bis 4 , Operngasse 8 bis 2 (Hofgartengasse 1), k. k. Hofburg.

Im Norden : Josefsplotz (k. k. Hojburg ), Bräunerstraße 13 und 11,
Stallbnrggaffe 3 und I , Plaukengasse 7 , Spiegelgasse 17 bis 13 und 8 bis 4
Spiegelgasse 5 bis zur Seilergasse 6.

Im Osten : Seilergasse 6 bis 12 und 15 , Neuer Markt 16 bis 13
Doiiiurgasse I , Himmelpfortgaffe 2 bis 6 . bis Johannesgasse 5 und 4 a. bis
Aunagasse St . Annakirche und Nr . 10 , bis Krugerstraße ' ll und 12 , Kruqer-
straße 12 bis 18 , Schwarzenberggasse 2 bis 12 , Schwarzenbei gplatz 6 , 5 und 4.

Im Süden : Lothriugerstraße 17 bis 13 , Karlsplatz 6 bis 1 , Friedrichs¬
straße 2 bis 10.

9 . Pfarre zur  h e i l i g e n E l i s a b e t h i m „ D e u t s ch e n H a u s e " .

Zur Pfarre St . Elisabeth im „ Deutschen Hanse ' , Singerstraße 7 , ge¬
hören:

1 . alle Ordensmitglieder mit ihrer Dienerschaft;
2 . alle Ordensang 'fftellten mit ihren Familienangehörigen und Dieust-

leuten , wenn sie im Ordeushause wohnen.
Alle übrigen in diesem Hause wohnenden Personen gehören zur Pfarre

St . Stephan.

10 . Griechi s ch - k atholi s che Pfarre zur  h e i l i g e n B a r b a r a.

Die griechisch -katholische Pfarre zur heiligen Bai bara (Postgasse 8 ) unter¬
st, ht dem griechisch - katbolisch rnthenischen Erzbistum Lemberg und ist die
Zentralpfarre für die außerhalb der galizischeu Diözesen wohnenden unierten
Griechen der diesseitigen Reichshälfte.

» 2 .

Sonntagsruhe der Bantechniker.

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthaltern vom 3. Dezember
1902 , Z . 120552 , M .-dlbt . XVII 5970,02 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 8 ex 1903 ) :

Mit dem hierortigeu Erlasse vom 30 . Juli 1901 , Z . 52812 (Mag .-
Vdg .-Bl . sx 1901 , IX . S . 75 ) wurde den politischen Bezirksbehörden ui
Niederösteireich infolge Erlasses des k. k. Handelsministeriums nach Ein¬
vernehmung des k. k. Ministeriums des Innern vom 16 . Mai 1901 , Z . 22111
eine Weisung in Betreff der Anwendbarkeit der Vorschriften über tue gewerb¬
liche Sonntagsruhe auf die Bureanx der Baugewerbebetriebe erteilt.

In der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 31 . Mai 1901 haben nun
die Abgeordneten Dr . Heilinger  nnd Genossen eine Interpellation in An¬
gelegenheit der Sonntagsruhe der Bantechniker an den Herrn k. k. Handels -
minister gerichtet , in welcher angeführt wird , daß ungeachtet der mit dem ein¬
gangs bezogenen Erlasse ausgesprochenen Nechtsanffassung die Sonntags -
arbeit in den Banbureaux nach wie vor in Übung sei.

Aus diesem Anlasse werden infolge Erlasses des Herrn k. k. Handels¬
ministers im Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium des Innern vom
5 . November >902 , Z . 2616 H .-M ., die Weisungen dieses Erlasses zur genauen
Handhabung in Erinnerung gebracht.

13 .

Gewerberechtliche Behandlung der Lithographen,
Ahlographen n s. rv., welche nicht Vervielfältigungen

vornehmen.

Statthalterei -Erlaß vom 4 . Dezember 1902 , Z . 120148,
M .-Abt . X ^ ll , 5941/02 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 126 ex 1902 ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat nach Einvernehmung des k. k.
Handelsministeriums mit dem Erlasse vom 24 . November 1902 , Z . 13116,
erklärt , daß es keinem Anstande unterliegt , alle jene Betriebe , welche , ohne
selbst Vervielfältigungen irgendwelcher Art vorzunehmen , Klischees , Platten,
kurz Negative Herstellen , welche für die Zwecke der preßgewerblichen Verviel-
fälttgung dienen als freie  Gewerbe zu betrachten , wobei es ohne Belang
ist, ob diese Herstellung durch Handarbeit oder durch technische , insbesondere
phototechnische Mittel erfolgt , sofern es sich nicht um Ausübung eines hand¬
werksmäßigen Gewerbes , etwa des Graveurgewerbes , handelt.
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14
Verwendung der Beglandignngsscheiiie und Auf¬
lassung der Fahranweisung für Landftnrrnpflichtige.

Erlaß des k. k. n .-ö. Statthnlterei -Präsidiums vom 5. De¬
zember 1902 , Z . 7791/Pr ., M .-Abt . XVI , 8151/02 (Normalien¬
blatt des Magistrates Nr . 4 ex 1903 ) :

Im Sinne des 8 6, Puukc 7, 8 ui d 9 der mit dem Neichsgesctz-
blatte IdXXXV , Stück Nr . 174 ex 1902 , ansgegebenen Belehrung znm Land-
stnrmpasse werden im Falle der Aufbietung und Einberufung des Landsturmes
nur jenen Landsturmpflichtigen — einschließlich der für Arbeitszwecke und zu
besonderen Dienstleistungen bestimmten Landstnrmpersonen — Beglanbigungs-
scheine ausgefslgt , welche ein militärisches Legitimations -Dokument (Landsturm¬
paß , Widmungskarte , eventuell Einberufungskarte ) nicht in Händen haben
nnd znr Einrückung die Eisenbahn od er das Dampfschiff
benützen müssen;  dagegen werden die bisherigen Fahranwcisnngen,
welche nach Punkt 170 der Landsturm -Organisations -Vorschriften zur kosten¬
freien Benützung der vorbezeichneten Fahrmitte ! für sämtliche ein¬
rückenden L a n d st n r m p f l i ch t i g e n bestimmt waren,  außer
Kraft gesetzt.

Dem Vorstehenden entsprechend wird das Erfordernis an diesen Druck-
sorten von den Landstnrmbezirks -Kommanden (Exposituren ) bei den politischen
Bezirksbeh 'örden ungesäumt ermittelt.

Der Bedarf wird mit durchschnittlich 15 Exemplaren für jede Gemeinde
berechnet.

Die auf die Gemeinden entfallende Summe von Beglaubignngsscheinen
wird den politischen Bezirksbehörden zur Aufbewahrung und entsprechenden
Verwendung im Falle der Aufbietung und Einberufung des Landsturmes
ausgefolgt.

Falls die den Gemeinden zugewiesenen Blankette nicht ausreichen , ist
der weitere Bedarf von den zuständigen Landstnrmbezirks -Kommanden (Ex-
positnren ) auzusprechen.

Bezüglich Vernichtung der bei den politischen Bezirksbehöcden erliegenden
Fahranweisungen werden die Weisungen erfolgen.

Dies wird infolge Erlasses des k. k. Ministeriums für Landesverteidigung
vom 27 . November 1902 , Nr . 36646 , mit der Aufforderung bekanntgegeben,
die erwähnten Bestimmungen beim Punkte 170 der Laudsturm -Organisations-
Vorschrift vorzumerken.

2 5 .

Verfahren in Gewerbestraffällen.
Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 15 . De¬

zember 1902 , Z . 125054 , M .-Abt . XVII , 6184/02 (Normalien¬
blatt des Magistrates Nr . 3 ex 1903 ) :

Vielfache Wahrnehmungen über Mängel in Verfahren einzelner politischer
Bezirksbehörden in Gewerbestraffällen geben der Statthalterei Anlaß , folgende
Anordnungen zu erlassen, beziehungsweise in Erinnerung zu bringen:

1. Im Hinblicke auf die in § 140 der Gewerbeordnung festgesetzte sechs-
monatliche Verjährungsfrist ist der Beschuldigte stets rechtzeitig zur Verant¬
wortung zu ziehen und zum Nachweise dessen der Tag , an welchem die erste
Vorladung ansgefertigt wurde , stets in den Amtsvorschriften anzumerken.

2 . Jede unnötige Verzögerung ist zu vermeiden ; doch darf keine zur
Klarstellung des Tatbestandes notwendige Erhebung unterbleiben . Wird die
Einvernehmung des Beschuldigten vor Fällung des Erkenntnisses unterlassen,
so liegt ein wesentlicher Mangel des Verfahrens vor.

3 . Im Strafregisterblatt (Rubrik 1) ist die fortlaufende Zahl des Straf¬
registers genau anzugcben , nicht aber bloß die Zahl , unter welcher die Anzeige
oder die sonstige Veranlassung im Einlanssbuche (Exhibiten -Prolokolle ) ein¬
getragen ist.

4 . Da nur bei physischen Personen ein Verschulden in Betracht kommt,
sind Strafamlshandlungen nie gegen juristische Personen , also auch nicht gegen
offene Handelsgesellschaften oder gegen eine „Firma " (d. i. laut Artikel 15
des Handelsgesetzbuches der Name , unter dem ein Kaufmann seine Geschäfte
betreibt ), einzuleiren , ivohl aber gegen deren Vertreter oder Geschäftsführer
(8 55 der Gewerbeordnung ) im Gewerbebetriebe ; für die Strafbeträge aller¬
dings haftet gemäß 8 1Ä der Gewerbeordnung die juristische Person als
Gewerbcinhaberin . Liese Haftung ist im Erkenntnis zu erwähnen.

5 . Bei allen Strafamtshandlungen sind im Hmblicke auf die Straf¬
bemessung (8 134 der Gewerbeordnung ) die persönlichen Verhältnisse des Be¬
schuldigten vor dem Erkenntnisse im allgemeinen zu erheben und bei der
Strafbemessung zu berücksichtigen. Im Hinblicke auf die Bestimmungen hin¬
sichtlich der Verwendung der Geldstrafbeträge (8 151 ) ist festzustellen, ob der
Beschuldigte Hilfsarbeiter , ob er Lehrlinge beschäftigt oder nicht. Ist er Ge-
wcrbeinhaber , so ist auch der maßgebende,Wortlaut seines Gewerbescheines
oder Konzessionsdekretes festzustellen. Bei Übertretungen des Hansierpatentes
durch Hausieren ohne den vorgeschriebencn Paß ist insbesondere auch im Hin¬
blicke ans Z 19 , 14 . a des Hausierpatentes festzustellen, ob der Beschuldigte
Inländer , d. i. im Sinne dieses Gesetzes österreichischer oder ungarischer
Staatsbürger ist. Die diesbezüglichen Angaben sind in Rubrik II des Läraf-
registcrs einzutragen.

6. In Rubrik IV des Strafregisters ist die dem Beschuldigten vorzu-
haltendc Übertretung immer in Übereinstimmung mit dem Wortlaute des Ge¬

setzes und unter , genauer Bezeichnung der Tatumstände einzutragen . Ein¬
tragungen , wie „Überschreitung der Gewerbebefngnis ", „Eingriff in die Ge¬
werbeberechtigung der . . ." oder : „unbefugtes Standhalten ", „ Halten von
Sitzgelegenheiten " n . dgl . sind unzulässig.

7. Wird der Beschuldigte nach der Regel des 8 147 mündlich zur Recht¬
fertigung einvernommen , so hat — wenn nicht noch weitere Erhebungen vor¬
genommen werden müssen — die Kundmachung des Erkenntnisses sofort
mündlich zu erfolgen und ist nicht erst einer schriftlichen Ausfertigung vorzu¬
behalten.

8 . Bei Bemessung der Geldstrafen ist gemäß 8 134 der Gewerbeordnung auch
auf die Größe des mit der Übertretung beabsichtigten Vorteiles Rücksicht zu
nehmen ; bei Strafen wegen unbefugten Gewerbebetriebes kommt daher auch
die Höhe der Mitgliedsgebühr in Betracht , die bei ordnungsmäßigem Ver¬
halten an die Gewerbegenossenschaft zu entrichten gewesen wäre.

9 . Bei Strafen wegen Übertretung der Vorschriften über die Sonntags¬
ruhe (Gesetz vom 15 . Jänner 1895 , N .-G .-Bl . Nr . 21 ) durch Verwendung
von Hilfsarbeitern  ist nicht nach 8 131 der Gewerbeordnung , sondern nach
8 133 , lit . a, vorzugehen , die Strafe demnach auch zwischen 20 und 800 L
zu bemessen.

10 . Dasselbe gült für Strafen wegen Übertretung des 8 79 der Gewerbe¬
ordnung durch Aufnahme eines Lehrlings oder sonstigen gewerblichen Hilfs¬
arbeiters ohne Arbeitsbuch (bei kaufmännischem Hilfspersonale ohne die be¬
hördlich vidierten Zeugnisse der früheren Arbeitgeber ) .

11 . Dagegen sind Unterlassungen hinsichtlich der Führung des durch
8 88 der Gewerbeordnung vorgeschriebenen Arbei erverzeichnisses nicht nach
8 133 , lit . a, sondern nach 8 131 der Gewerbeordnung zu strafen.

12 . Bei der Verfügung über den Strafbetrag ist 8 151 der Gewerbe¬
ordnung , beziehungsweise der h. o. Erlaß vom 19. April 189 ?, Z 2322 der
Normaliensammlung 1613 genau zu beachten.

13 . Bei der Bemessung der an Stelle der Geldstrafe tretenden Haft ist
der in 8 135 der Gewerbeordnung ausgestellte Umwandlungsmaßstab 10 : 24
cinzuhalten , von dem nur bei Übertretungen der 83 16 u und 17 des Bau¬
gewerbegesetzes vom 26 . Dezember 1893 , N -G -Bl . Nr . 193 , die dort in 8 18,
letzter Absatz, bestimmte Ausnahme platzgreifi.

14 . Im mündlichen Verfahren ist der Bestrafte zu verhalten , im Straf¬
register mit seiner Unterschrift zu bestätigen , daß und w a n n ihm das
Erkenntnis kundgemacht wurde.

15 . Wenn durch das Erkenntnis der Tatbestand eines unbefugten Ge¬
werbebetriebes rechtskräftig festgestellt ist, darf niemals die nach 8 270 des
Gesetzes, betreffend die direkten Personalsteuern vom 25 . Oktober 1896 , R -G .-
Bl . Nr . 220 , gebotene Verständigung der zur Erwerbsteuerbemeffnng berufenen
Behörde unterlassen werden.

16 . Im Hinblicke auf 8 138 der Gewerbeordnung Ut . 5 und o über
die Strafe der Entziehung von Gewerbeberechtigungen sind Bestrafungen von
Gewerbetreibenden wegen Übertretung der für ihr Gewerbe erlassenen gewerbe-
polizeilichen Vorschriften sowie Warnungen aus Anlaß von Handlungen eines
Konzessionsinhabers , die das Vertrauen der Behörde in seine Verläßlichkeit
beeinträchtigen , jedesmal genau vorzumerken.

Dies gült insbesondere von Strafen gegen Baumeister , Maurermeister,
Steinmetzmeister , Zimmermeistcr und Brnnnenmeister wegen Mißbrauches ihrer
Gewerbeberecktigung zur Deckung eines unbefugten Gewerbebetriebes , da diesen
in jedem, also schon im ersten Wiederholungsfälle nach der ausdrücklichen
Vorschrift des 8 16 des Baugewerbegesetzes vom 26 . Dezember 1893 , R .-G .-
Bl . Nr . 193 , die Gewerbeberechtigung entzogen werden muß . In dieser Hinsicht
wird auf den h. o. Erlaß vom 4 . Oktober 1902 , Z . 97248 , verwiesen.

17 . Rekurs  e , auch in Straffällen , sind stets innerhalb von acht Tagen
vorznlegen , wie dies durch die Ministerialverordnung vom 30 . August 1886,
N .-G .-Bl . Nr . 124 , vorgeschrieben ist ; bei Strafnachsichtsgesuchen , die zu
weiteren Erhebungen (s. P . 5) über die persönlichen Verhältnisse des Bestraften
— in Wien durch die Bezirksvorsteher , auf dem Lande durch die Gemeinde¬
vorsteher — Anlaß bieten , ist für die verlangten Auskünfte eine kurze Frist
zu setzen und auf deren Einhaltung zu dringen , damit kein unnötiger Aufschub
des Strafvollzuges eintrete.

18 . Eine besondere Wichtigkeit kommt — dies muß insbesondere den
magistratischen Bezirksämtern erinnert werden — der Raschheit des Straf¬
vollzuges zu . Wiederholte Eingaben um Strafuachsicht , um Bewilligung zur
Abstattung der Strafbeträqe durch Teilzahlungen u . dgl . dürfen keinen Anlaß
bieten , mit dem Strafvollzüge inneznhalten.

19 . Erkenntnisse auf Entziehung einer Gewerbeberechtigung oder auf
dauernden Ausschluß vom Hausierhandel sind nach Rechtskraft behufs Sicherung
des Strafvollzuges jedesmal der Aufenthaltsorts - und der Heimatsbehörde des
Bestraften , sowie der etwa in dieser Hinsichr sonst noch in Betracht kommenden
Behörden (in Wien der k. k. Polizei -Direktion ) mitzuteilen.

20 . Bei Vollzug der Straferkenntuisse ist auch vou dem den Gewerbe¬
behörden durch 8 152 der Gewerbeordnung eingeränmten Rechte häufiger
Gebrauch zu machen, die zur Sicherung des Erfolges nötigen Maßregeln zu
ergreifen , als welche die Beschlagnahme — aber nicht der Verfall ! — von
Waren und Werkzeugen , die Außerbetriebsetzung von Maschinen und die
Schließung von Bctriebsstüttcn beispielsweise angeführt sind.

Dieser Erlaß geht an den Wiener Magistrat und die magistratischen
Bezirksämter , die k. k. Bezirkshauptmannschaften und die beiden Stadträte in
Niederösterreich und wird auch der k. k. Polizei -Direktion in Wien mitgeteilt.
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L«.
Ausscheidung des Gerichtsbezirkes Petschau aus
dem Sprengel der k. k. Bezirkshauptmannschaft

Karlsbad.
Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 17 . De¬

zember 1902 , M .-D . 4277/02 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 125 ex 1902 ) :

Laut der Note der k. k. Bezirkshauptmanuschaft Karlsbad vom 4 . De¬
zember 1902 , Z . 39627 , winde der Gerichtsbezirk Petschau mit 1 . Oktober 1902
aus dem Spreugel der k. k. Bezirkshanptmannschast Karlsbad ausgeschiedeu
und der k. k. Bezirkshauptmanuschaft Tepl zugewiesen.

Hievon werden die städtischen Ämter mit dem Beifügen in Kenntnis
gesetzt, daß diese Änderung in dem dortigen Ortsrepertorium vorzumerkeu ist.

17 .

Maßnahmen zur Hebung der Lage der Gast - und
Schankgewerbetreibenden.

Zirkular - Erlaß der k. k. n .-ö . Statthalterei vom 27 . Dezember
1902 , Z . 128521 , M .-Abt . XVIl 37/03 (Normalieublatt des
Magistrates Nr . 12 ex 1903 ) :

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 18 . Dezember 1902,
Z . 50492 , sind ans den Kreisen der Gast - und Schankgewerbetreibenden , ins¬
besondere während der in Wien jüngst versammelten Reichskonferenz der Gast-
uud Schankwirte Klagen über ihre mißliche Lage erhoben worden . Als eine der
Ursachen des angeblich vielfach zutage tretenden wirtschaftlichen Niederganges
dieses Gewerbes wurde unter anderen der Umstand bezeichnet , daß die Be¬
hörden bei Beurteilung von Ansuchen um die Erteilung von derlei Konzessionen
die gesetzlichen Voraussetzungen , insbesondere die Frage desBedürf-
nisses  der Bevölkerung , nicht mit der erforderlichen «strenge
prüfen.

Hiedurch sei die Zahl der Gast - und Schaukgewerbe zum empfindlichen
Nachteile der bestehenden Betriebe und auch nicht zum Vorteile des Publikums
unverhältnismäßig vermehrt worden.

Auch wurden Beschwerden darüber erhoben , daß bloß zum H andel
mit Eßwaren und Getränken befugte  Gewerbetreibende ihre Be¬
rechtigungen häufig überschreiten  und insbesondere den Ausschank
von Wein , Bier und Branntwein unbefugt betreiben.

Das k. k. Ministerium des Innern hat im Einvernehmen mit dem
k. k. Handelsministerium auf diese Klagen mit dem Bemerken hingewiesen,
daß ihnen nach neueren , bei Behandlung von Rekursen in derlei Angelegen¬
heiten gemachten Wahrnehmungen nicht jede Berechtigung abgesprocheu
werden kann.

Die k. k. Bezirkshauptmannschaften , die Stadträte in Waidhofen an der
Ibbs und Wreuer -Neustadt sowie der Wiener Magistrat werden demnach
neuerlich an den Erlaß des k. k. Ministeriums des Innern im Einvernehmen
mit dem k. k. Handelsministerium vom 4 . Dezember 1891 , Z . 23860 (Statt¬
halterei - Erlaß vom 12 .,Dezember 1891 , Z . 76442 ), betreffend die Handhabung
der auf die Verleihung ^von Konzessionen zum Betriebe des Gast - und Schank-
gewcrbcs bezughabendeu gewerbcrechtlichen Bestimmungen erinnert und zur
genauesten Befolgung dieser Anordnungen angewiesen.

Gegen den unbefugt betriebenen Ausschank von Getränken oder die
unbefugte Verabreichung von Speisen ist mit der größten Strenge vorzugehen.

Der im Vorstehenden ungezogene Erlaß der k k. n .-ö. Statthaltcrei vom
12 . Dezember 1891 , Z 76442 , lautet:

Um den in den Versammlungen der Gast - und Schankgewerbsinhaber
wiederholt beklagten Übelständen , soweit dies ohne Abänderung der geltenden
Gewerbegesetze möglich ist , durch eine umsichtigere und strengere Handhabung
der bestehenden gewerberechtlichen Vorschriften abzuhelfen , wird der Magistrat
infolge des vom hohen k. k. Ministerium des Innern im Einvernehmen mit
dem hohen k. k. Handelsministerium unter dem 4 . Dezember 1891 , Z . 23860,
erlassenen Auftrages angewiesen:

1 . Bei Erteilung von Gast - und Schankgewerbekonzessionen strengstens
darauf zu sehen , daß die Bedingungen der ZZ 18 und 19 respektive Z 23 der
Gewerbegcsetznovelle vom 15 . März 1883 , R .- G .-Bl . Nr . 39 , dann jene des
Erlasses des hohen k. k. Ministeriums des Innern vom 31 . Dezember 1887,
Z . 4953/M .-J . (Statthallerei -Erlaß vom 7 . Jänner 1888 , Z , 544 ), vor¬
handen seien sowie daß bei Ausübung des Gast - und Schankgewerbes die
Vorschriften des Z 19 des besagten Gesetzes genau befolgt werden.

2 . Bei Genehmigungen von Übertragungen von Gast - und Schank¬
gewerben genau im Sinne des Z 20 der Gewerbeordnung vorzngehen und
die erforderlichen Erhebungen behufs Beschleunigung des Verfahrens tunlichst
im Wege von Lokalaugenscheincn , eventuell durch Delegierung der betreffenden
Gemeindevorstehungen durchzuführen.

3 . Den Betrieb der zum bloßen Handel mit Eßwaren und Getränken
befugten Gewerbetreibenden in der Richtung strenge überwachen zu lassen , um
stdwede Umgehung der Bestimmung des Z 16 der Gewerbeordnung durch Ver¬
abreichung von Speisen und Getränken an Steh- und  S i tz g ä st e hiutau-
zuhalten und in Übertrctungsfällen die Strafbestimmungen strenge handhaben

und insbesondere auch die ZZ 138 und 152 der Gewerbeordnung nnnachsichtlich
anzuwenden.

Hiezu wird bemerkt , daß der in diesem Erlasse erwähnte Erlaß der
k. k. Statthalterei vom 7 . Jänner 1888 , Z . 544 , lediglich Weisungen behufs
Einschränkung der Verleihung von Konzessionen zum Ausschanke und Klein¬
verschleiße von gebrannten geistigen Getränken mit Rücksicht auf das damals
in Verhandlung gestandene Trunkeuheitsgesetz enthält und durch den den
magistratischen Bezirksämtern seinerzeit zugekommenen Normalerlaß der k. k.
n .-ö . Statthalterei vom 14 . Jänner 1893 , Z . 850 (M .-Z . 16347 ex 1893 ),
abgeändert worden ist.

18 .

Kompetenz der Gerichte bei Ansprüchen ans
Rechnungslegung über Stierhaltnng.

Erlaß der k. k. Stntthalterei vom 1 . Jänner 1903 , Z . 122919
(M .-Abt . IX 121/03 ) :

Das k. k. Reichsgericht hat mit dem Erkenntnisse vom 17 . Oktober 1902,
Z 315 , anläßlich eines verneinenden Kompetenzkonfliktes zwischen Gerichts-
uud Verwaltungsbehörden zu Recht erkannt , daß zur Entscheidung über einen
erhobenen Anspruch ans Legung der Rechnung über Stierhaltnng und Ge¬
stattung der Einsicht in die einschlägigen Rechnungen die k. k. Gerichte zu¬
ständig seien.

IS

Begünstigungen für Gebäude mit gesunden nnd
billigen Arberterwohnnngen.

Verordnung der Ministerien der Finanzen und des Innern
im Einvernehmen mit den Ministerien der Justiz , des Handels,
der Eisenbahnen und des Ackerbaues vom 7 . Jänner 1903 , be¬
treffend Begünstigungen für Gebäude mit gesunden und billigen
Arbeiterwohnungen . (R .-G .-Bl . Nr . 6) :

Zur Durchführung des Gesetzes vom 8 . Juli 1902 , R .- G .-Bl . Nr . 144,
betreffend Begünstigungen für Gebäude mit gesunden nnd billigen Arbeiter-
Wohnungen , wird Nachstehendes angeordnct:

I. Avschnitt.
Nlnschiiftcn über die Anlage von Familienwohnhiinsern und Ledigenheimen.

Erster Titel.
Allgemeine Bestimmungen.

8 1-
Bei der Anlage von Familienwohnhäusern nnd Ledigenheimen , für welche

die Begünstigungen des Gesetzes vom 8 . Juli 1902 , R .- G .-Bl . Nr . 144 , in
Anspruch genommen werden , sind , soweit nicht bereits die Bestimmungen dieses
Gesetzes bezügliche Anordnungen enthalten , aus Rücksichten der persönlichen
Sicherheit , der Gesundheitspflege und der Sittlichkeit die Vorschriften des
ersten Abschnittes der gegenwärtigen Verordnung unbeschadet der Befolgung
der in dem betreffenden Lande geltenden Baugesetze zu beobachten.

8 2.
Beschaffenheit der Bauplätze.

Als Bauplätze für Arbeiterwohnhäuser dürfen nur solche Grundstücke
gewählt werden , welche von Natur dauernd trocken oder kunstgerecht entwässert
sind . Dieselben dürfen nicht im Jnundatiousgebiete von Gewässern oder in
der Nähe von Sümpfen liegen , noch auch durch verwesungsfähige und faulende
Substanzen in einem die Gesundheit gefährdenden Grade verunreinigt sein.

8 3.
Situierung der Gebäude.

Wo die örtlichen Verhältnisse es ermöglichen und insbesondere auch die
notwendige Rücksicht auf die Billigkeit der Arbeiterwohnungeu es gestattet , sind
die Arbeiterwohuhäuscr nach der offenen Bauweise , unter Freistellung der ein¬
zelnen Gebäude , oder doch nach der halb offenen Bauweise , unter Nebeneiuauder-
stellung der Gebäude , aufzuführeu.

In beiden Fällen müssen die Abstände zwischen den Häusern nach allen
Seiten mindestens das Maß der Gebäudehöhe (gerechnet bis zur Gesimsober¬
kante ) , keinesfalls aber weniger als 6 in betragen . Nur wenn auf keiner Seite
Hauptfenster (Fenster von Wohnräumen ) vorhanden sind , genügt ein Abstand
im Ausmaße der halben Gebäudehöhe , mindestens aber von 4 in zwischen zwei
Häusern.

Dieselben Entfernungen sind auch gegenüber den Grundgrenzen zu be¬
obachten.

Haben die Arbeiterwohngebäude eine ungleiche Höhe , so ist das höhere
Gebäude für die Breite des frei zu lassenden Zwischenraumes maßgebend . Ist
ein Gebäude an einer Seite länger als 10 in , so ist der freie Zwischenraum
an dieser Seite um ein Viertel des Betrages breiter zu bemessen , um welchen
die Seite das Ausmaß von 10 in überschreitet.

In keinem Falle dürfen bei der offenen oder halb offenen Bauweise die
Gebäude so angelegt werden , daß Fronten von mehr als 50 in entstehen.
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8 4.

Sicherheit gegen G r u n d f e u ch t i g k e i t.
Die Kellersohle eines Arbeiterwohnhauses muß um 0 '2 i» Uber dein

höchsten Gruudwasserstande , der ebenerdige Fußboden eines nicht unterkellerten
Arbeiterwohnhanses mindestens 16 m über diesem Grnndwasserstande angelegt
werden.

Der ebenerdige Fußboden eines Arbeiterwohnhanses muß mindestens
0 '6 m über dem Straßenniveau gelegen sein . Die Benützung tiefer gelegener
Räume für Wohnzwecke ist ausgeschlossen.

Das Mauerwerk der Fundamente und Keller ist derart auszuführeu , daß
das Aufsteigen der Gruudfeuchtigkeit verhindert wird.

In nicht unterkellerten Räumen ist die Trockenheit des Fußbodens im
Erdgeschosse durch eine über die ganze Fläche reichende wirksame Jsolierschichte
zu sichern.

8 5.
Fußböden.

Fußböden sind in der Regel ans festgefügten Dielen , Trflolith und ähn¬
lichen Materialien herznstellen ; in südlichen Gegenden sind Böden auch ans
Terrazzo , Zementplatten und ähnlichen Materialien zulässig.

8 6.
Wände und Decken.

Wände und Decken aller Wohnräume müssen verputzt sein . Au die Stelle
des Verputzes kann bei Holzbauten auch eine dichte Holzverschalung treten.

8 7-
Lichte Höhe der Wohnräume.

Die lichte Höhe der Wohnräume wird im Erdgeschosse drei - oder mehr¬
stöckiger Gebäude mindestens 3 m , sonst mindestens 2 '7 m betragen.

Bei nicht geraden Decken ist diese Höhe nach dem verglichenen Maße zu
berechnen.

8 8.
F e n st e r.

Alle Wohnräume müssen mit Fenstern versehen sein , welche vollständig
geöffnet werden können und unmittelbar ins Freie gehen.

Die Gesamtfläche der Fenster eines bewohnten Raumes hat im all¬
gemeinen ein Zehntel der Bodenflächc zu betragen . Bei ebenerdigen Gebäuden,
welche nach der offenen und halb offenen Bauweise angelegt sind , kann mit
diesem Verhältnisse bis auf ein Zwölftel herabgegangen werden.

8 9.
Beheizung der Wohnräume.

Wo nicht zentrale Heizungsanlagen in Aussicht genommen sind , müssen
für sämtliche Wohn - und Schlafzimmer (-Kammern ) die erforderlichen Öfen
vorhanden sein.

Ofenrohrklappen oder Schorusteiusperren dürfen in keinem Falle an¬
gebracht werden.

Die Rauchrohre einer zwei - oder mehrräumigen Wohnung dürfen mit
den Rauchrohren einer anderen Wohnung nicht znsammengelcitet werden,
sondern müssen selbständig über Dach ausmünden.

8 10-
Aborte Und Senkgruben.

Arbeiterwohnhäuser müssen mit der erforderlichen Anzahl einsitziger
Aborte versehen sein , welche vollständig zu öffnende Fenster besitzen und derart
anzulegen sind , daß für eine entsprechende Lüftung Vorsorge getroffen und
dem Austreten der Abortgase in die Hans - und Wohnräume wirksam vor-
gebengt wird.

Der Abort darf nicht unmittelbar aus den Wohn - und Schlafzimmern
(-Kammern ) oder aus der Küche zugänglich sein.

Wo eine Schwemmkanalisation vorhanden ist, sind die Gebäude an die¬
selbe auzuschließen und die Aborte mit Wasserspülung zu versehen.

Wo Senkgruben angewendet werden müssen , sind die Sohle und die
Wände derselben wasserdicht herzustellen . Vom Mauerwerke der Gebäude ist
die Senkgrube wenigstens einen halben Meter entfernt zu halten ; der Zwischen¬
raum ist mit Letten oder Tegel sorgfältig auszustampfen . Oben ist die Senk¬
grube mit Steinplatten oder ' durch Überwölbung abzuschließen , wobei in der
Decke eine möglichst luftdicht verschließbare Eiusteigöfsnung anzubringeu ist.
Hölzerne Abdeckungen müssen tragfähig sein und dürfen nur daun in An¬
wendung gebracht werden , wenn die Senkgrube von den Fenstern der Wohn-
räumc wenigstens 4 m entfernt ist,

Sogenannte Schwindgruben (Versitzgruben ) , aus welchen die Abwässer
in den Untergrund versickern , sind nicht gestattet.

8 11-
K e h r i ch t g r n b e n.

Wo nicht für regelmäßige Abfuhr des Kehrichts oder anderer fester Ab¬
fallstoffe Sorge getragen werden kann , sind in angemessener Entfernung von
den Gebäuden wasserdicht gemauerte und abgedecktc Gruben oder Behälter mit
gut schließbaren Deckeln anzubringen.

8 12.
Ableitung der  N i e d e r s ch l a g § w ä s s e r.

Für den raschen Abfluß der Niederschlagswässer ans dem Bereiche der
Gebäude ist in einer den örtlichen Veryäl 'lnisscu entsprechenden Weise vor-
znsorgeu.

8 13.
Wasserversorgung.

Bei der Anlage von Arbeiterwohnhäusern ist dort , wo der Anschluß
derselben an eine bestehende Leitung von gesunden Lrinkwasser erfolgen kann,
das Wasser in die Gebäude , und zwar in alle Stockwerke derart einzuleiten,
daß im Erdgeschosse für die auf einen und denselben Zugang angewiesenen
Wohnungen und in jedem höheren Geschosse für die ans eine Stiege entfallenden
Wohnungen mindestens ein Auslanshahn vorhanden ist.

Besteht keine solche Wasserleitung und kann gesundes Trinkwasser nicht
aus schon vorhandenen Brunnen bezogen werden , so sind zur ausreichenden
Versorgung der Arbeiterwohnhäuser mit gesundem Trinkwasser Brunnen her-
zustellen . Die Brnnnenanlage ist derart auszuführen , daß die Verunreinigung
des Brunnens durch Eindringen gesundheitsschädlicher Zuflüsse sowohl in der
Tiefe als von der Erdoberfläche her zuverlässig ausgeschlossen ist . Demgemäß
dürfen Brunnen nicht in der Nähe von Uuratskanälen , Senkgruben , Düngcr-
stätten oder anderen Sammelstellen von Abfällen verschiedener Art angelegt
werden.

Wo weder Quellenleitungen noch Brunnenanlagen angewendet werden
können , sind solid angelegte und zweckmäßig konstruierte Zisternen anszuführen,
mittels welcher das Negeuwasser von den Dachflächen der Gebäude mW anderen
reiugehaltenen , abgepsiasterten Auffangflächen gesammelt und durch Sandsilter
gereinigt wird.

Wo das Halten häuslicher Nntzticrc zngelassen wird , sind zur Viehtränke
seitwärts des Brunnens (der Zisterne ) die nötigen Gründe aufzustellen und
muß für die unschädliche Ableitung des Übcrschußwasscrs dieser Gründe ge¬
sorgt sein.

Zweiter Titel.

Besondere Bestimmungen für Familienwohnhäuser
8 14.

Maximalzahl der Bewohner.
In einer Familienwohnnng dürfen nur so viele Personen uutergebracht

werden , daß in jedem Schlafraume mindestens vier Quadratmeter Bodenflächc
auf jede Person entfallen , wobei Kinder im Lebensalter unter einem Jahr
außer Betracht bleiben . Ist in dem Schlafraume ein Küchenherd oder Koch-
ofcn vorhanden , so sind von der Bodenfläche des betreffenden Raumes vier
Quadratmeter in Abzug zu bringen.

Die zulässige Anzahl von Personen ist in jeder Wohnung ersichtlich zu
machen.

8 15-

Wohnnngsbestandteile.
Jede Wohnung soll ein in sich abgeschlossenes Ganzes darstellen und muß

aus den erforderlichen Wohnräumen bestehen und mit einer eigenen Küche
oder doch einem eigenen Kochofen versehen sein.

Die Wohnungen für Familien mit Kindern im Alter von mehr als sechs
Jahren sollen mehrere Wohnräume enthalten , um für die letzteren eine Trennung
der Schlafräume nach dem Geschlechts zu ermöglichen.

8 16-

Anlage der Wohnungen.

Die Anordnung der Familienwohnnngen im Grundrisse ist so zu ge¬
stalten , daß die einzelnen Wohnungen von einander vollständig getrennt sind.

Die Anlage von Mittel - und Scitengängen , welche nicht direkt beleuchtet
und lüftbar sind , ist ausgeschlossen.

Bei ebenerdigen Gebäuden muß jede Wohnung ihren eigenen Ausgang
ins Freie erhalten ; derselbe darf aber keinesfalls unmittelbar aus einem
Schlaf - oder Wohnzimmer (-Kammer ) erfolgen.

8 17-

Dachb o d e n w o h n u n g e n.
Nur in ebenerdigen oder einstöckigen Familienwohnhäusern dürfen Wohn-

ränme in den Dachböden eingerichtet werden.
Solche Wohnräume müssen mindestens über der Hälfte der Fußboden-

flüche eine lichte Höhe von 2 7 m besitzen und an den niedersten Stellen
wenigstens noch eine lichte Höhe von 1 6 m erhalten . Sie müssen ferner von
gemauerten , beiderseits verputzten Wänden und mit festen , feuersicheren Decken
abgeschlossen , mit entsprechenden Fenstern (Z 8 ) versehen und von der Stiege
durch einen wenigstens 11 m breiten , 2 7 hohen , feuersicher hergestellten
Gang zugänglich sein.

8 18-

Abteilung für e i n z e l st e h e n d e Personen.

Sofern in Familienwohnhäusern abgesonderte Abteilungen für einzel¬
stehende Personen eingerichtet werden (H 5 , Absatz 6 , des Gesetzes ) , finden ank
diese Abteilungen die Bestimmungen des dritten Titels dieser Verordnung
analoge Anwendung.

8 19-

Stallungen.
Stallungen für häusliche Nntztiere sind in einem Abstaude von mindestens

4 m vom Wohngebäude anzulegen und mit einem wasserdichten Boden zu
versehen . Für den Ablauf der Jauche muß derart Vorsorge getroffen sein , daß
jede Verunreinigung der Umgebung vermieden wird.

3*
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8 20
Z u s a tz b e st i m m n u g e n für größere F a m i l i e n >v o h n h ä u s e r.

In den in Städten oder geschlossenen Ortschaften gelegenen Gebäuden,
welche zur Aufnahme einer größeren Anzahl von Familien bestimmt sind, mnß
die Stiegenanlage durchwegs feuersicher sein. Jede Wohnung muß einen eigenen
Abort , sowie eine gesonderte Abteilung im Keller , in einer Holzlage oder am
Dachboden haben.

Ferner sind in solchen Wohnhäusern , soweit für dieselben nicht zentrale
Wäschereianlagen bestehen , Waschküchen in ausreichender Zahl anzulegen.
Hiebei darf ein Waschkesscl nicht für mehr als acht Familien bestimmt werden.

Dritter Titel)

Besondere Bestimmungen für Ledigenheime.
8 21.

Wohnrän  m e und  K ü che n.
Die Einrichtung von Wohnräumen auf dem Dachboden ist nicht gestattet.
Falls den Bewohnern im Hanse selbst die Möglichkeit einer Verköstigung

geboten werden soll, müssen hiefür geeignete Küchen vorhanden sein.
8 22.

Gänge.
Die Gänge sind so anzulegen , daß sie genügendes Licht erhalten und

daß ihre Breite dem zu gewürtigenden Verkehre entspricht.

8 23.
Für die erforderliche Anzahl von Stiegen ist Vorsorge zu treffen.
Wenn das Ledigenheim für die Unterbringung einer größeren Anzahl

von Personen bestimmt ist, mnß die Anlage der Stiegen durchwegs feuer¬
sicher sein.

8 24.
Pntzräu  m e.

Zur Reinigung der Kleider und Schuhe müssen eigene Pntzräumc vor¬
handen sein.

8 25.
Aborte.

Für die Bewohner müssen Aborte in genügender Anzahl — mindestens
einer für 15 Personen — vorhanden sein.

II. Abschnitt.

Vorschriften über die Anlage , die Einrichtung und den Betrieb von Schlaf-
und Logirhänsern.

8 26.
Die im Z 1 aufgestellten Grundsätze gelten analog für Schlaf - und

Logierhäuser hinsichtlich des zweiten Abschnittes der gegenwärtigen Verordnung.
Die Bestimmungen der ZZ 2 bis 13 , des ß 21 , erster Absatz, des Z 23,

erster Absatz, und der ßß 22 und 25 finden auch auf Schlaf - und Logierhäuser
Anwendung.

8 27.
S ch l a f s ä l e.

In den Schlaf - und Logierhäusern werden einzelstehende Personen in
gemeinschaftlichen Schlassälen , welche mit der erforderlichen Zahl von ent¬
sprechenden Einzellagcrstättcn ausgestattet sind, beherbergt.

Das Ausmaß dieser Säle mnß derart bemessen werden , daß auf jede zu
beherbergende Person eine Grundfläche von wenigstens vier Quadratmeter
entfällt.

Fußböden , Decken und Wände der Säle müssen so beschaffen sein, daß
sie leicht gereinigt und desinfiziert werden können.

Die Hausordnungen haben Bestimmungen über Zuweisung und Benützung
der Lagerstätten zu enthalten.

8 28.
Trennung dcr Geschlechte  r.

Für jedes Geschlecht sind eigene Schlassäle in von einander vollkommen
gesonderten Abteilungen anzulegen.

8 29.
Waschränm  e.

Für Waschränmc ist in der erforderlichen Zahl und Größe und mit ent¬
sprechender Einrichtung vorzusorgen.

8 30.
Pntzräume und Bäder.

Zur Reinigung der Kleider und Schuhe müssen eigene Putzränme in
ausreichender Anzahl vorhanden sein ; auch ist für Einrichtungen zur Tilgung
des Ungeziefers aus den Kleidern Vorsorge zu treffen.

In jedem Schlaf - und Logicrhause soll eine entsprechende Anzahl von
Douchebädern bestehen.

Über die Benützung der Bade - und Desinfektionsanstalten haben die
Hausordnungen entsprechende Bestimmungen zu enthalten.

8 31.
Stiegen.

Die Anlage der Stiegen mnß durchwegs feuersicher sein.

8 32.
Verköstigung.

In den Schlafcäumeu darf nicht gekocht werden.
Wenn die Inwohner eines Schlaf - und Logierhauscs in demselben auch

ihre Beköstigung finden sollen, müssen Kücheuanlagen und abgesonderte Speisc-
räume vorhanden sein.

8 33.
A u f r e ch t h a l t u n g der Reinlichkeit und Ordnung.

Der Besitzer eines Schlaf - und Logierhauses hat für die Aufrcchlhaltung
der Ordnung und R .nnlichkeit im Hause zu sorgen.

Zu diesem Bchufe muß in jedem Schlaf - und Logirhause seitens des
Besitzers ein Aufsichtsorgan (Hausvater ) bestellt werden , dessen Aufgabe eS ist,
die Hausordnung zu handhaben.

Der Hausvater muß eine Wohnung unmittelbar am Hauscingange er¬
halten.

III. Abschnitt.
Hausordnungen.

8 34.
Die Hansorduungen dürfen nur solche Bestimmungen enthalten , welche

im Inhalte deS Mielverhälknisses als solche begründet und durch Rücksichten
der Sicherheit , der Gesundheitspflege und der Sittlichkeit , sowie zur Wahrung
der Ordnung und Ruhe im Hause geboten sind.

Hierunter gehören insbesondere Bestimmungen über:
die Maximalzahl der Personen , welche für jede einzelne Wohnung zu¬

lässig ist;
die Verpflichtung des Mieters zur Anzeige von Änderungen im Per¬

sonalstaude an den Hausverwalter;
die vom Mieter eventuell zu entrichtenden Nebengebühren (8 12, I,

Absatz 2 des Gesetzes) ;
die Kündigungsfrist mit Beachtung der für Familieuwohnuugem laut

Z 12 , I , Absatz 4 des Gesetzes geltenden unteren Grenze;
die Übernahme , Instandhaltung und Übergabe der Mietobjekie;
das Neinhalten des Hauses;
die Benützung der Wasserleitungen und Brunnen , beziehungsweise der

Zisternen;
die Benützung von Badeanlagen , Waschküchen, Pntzräumen , Desinfektions¬

und sonstigen Anlagen;
die Vermeidung feuergefährlicher Handlungen;
die Benützung der Boden - und der Kellerräume,
in Schlaf - und Logierhänsern die Benützung der Wohuräume und Ein¬

richtungen;
die Haltung häuslicher Nutztiere;
die Ausrechthaltung angemessener Ruhe im Hause;
die Torsperre;
das Jnspeklionsrecht des Hausverwalters (Hausvaters ) ;
die Folgen der Nichteinhaltung der Hausordnung.

IV. Abschnitt.
Beifahren.

8 35.

Gesuche um Erteilung der Begünstigungen.
Gesuche um Zuerkennuug der im § 1 des Gesetzes vorhergeseheuen Be¬

günstigungen sind bei der Steuerbehörde erster Instanz (Steueradmiuistration,
Bezirkshauptmannschaft ) , in deren Amtsbereiche das betreffende Bauobjekt
gelegen ist, binnen 45 Tagen nach vollendetem Baue des Gebäudes , beziehungs¬
weise bei Zubauten zu bereits begünstigten Gebäuden nach Vollendung des
Zubaues , und zwar für jedes für sich vollendete Objekt , für welches die Be¬
günstigungen beansprucht werden , abgesondert einzubringen.

In den Gesuchen ist zur Bezeichnung des Gebäudes , für welches die
Begünstigungen beansprucht werden , die Gruudbuchseinlage und , falls diese
mehrere Grundbuchskörper enthält auch die Zahl des betreffenden Grundbuchs¬
körpers anzuführeu.

Den Gesuchen ist beizuschließen:
u) ein Zeugnis jenes Organes , welches nach den bestehenden Vorschriften

zur Erteilung des Baukonsenses kompetent ist, über den Zeitpunkt der
Vollendung des Bauobjektes , für welches die Begünstigungen beansprucht
werden;

b) der Baukonsens;
e) der Bewohnungs - oder Benützungskonsens;
ä) ein Pare des banbehördlich genehmigten Bauplanes und eine Be¬

schreibung der ganzen Anlage , insoweit jene zur Beurteilung der Er¬
füllung der im Gesetze und in dieser Verordnung enthaltenen Anord¬
nungen notwendig ist;

e) eine Berechnung des jährlichen Gcsciintzinserträgnisses unter Anschluß
der Belege über die Kosten des Grunderwerbes und des Baues;

1) Entwürfe des Mietzinstarifes und der Hausordnung;
§) in den Füllen des Z 1, Absatz 2, des Gesetzes der genehmigte Vertrags¬

entwurf im Originale oder in beglaubigter Abschrift.
Dem Erbauer eines Wohngebäudes steht es frei , bereits vor Inangriff¬

nahme der Ballführung unter Vorlage der unter b und ä bezeichnet« ! Belege
im Wege der politischen Bezirksbehörde um einen Ausspruch der politischen
Landesbehörde darüber nnzusnche», ob und unter welchen Voraussetzungen und
Bedingungen die in den Belegen dargestellte Anlage bei planmäßiger Aus-
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führnng in bautechnischer , gesundheits - und sittenpolizeilicher Beziehung den
Vorschriften des Gesetzes und des I . , beziehungsweise II . Abschnittes dieser
Veroidnniig entsprechen würde.

8 36.

Ergänzung der Belege und  L o k a l a n g e n s ch e i n.

Ist ans den im 8 35 bezeichuetcn Belegen nicht mit voller Sicherheit zu
entnehmen , daß die Anlage und Einrichtung den Vorschriften des Gesetzes und
des I . beziehungsweise II . Abschnittes dieser Verordnung genügen , so hat der
Gesuchsteller über bthördliche Aufforderung die entsprechenden Aufklärungen
zu erteilen , eventuell die erforderlichen Ergänzungen der Belege beizubringen.
Nötigenfalls >st ein durch die politische Behörde erster Instanz zu pflegender
Lokalaugenschein zu veranlassen.

Der zur Amlshaudlung über Gesuche um Zuerkennnng der im 8 1 des
Gesetzes vorgesehenen Begünstigungen notwenige Grundbuchsanszng ist von
der Steuerbehörde erster Instanz ex okro einzuholen.

8 37.

Grundlage für die g r n u d b ü ch e r l i ch e Sicherstellung der
Widmung des Gebäudes zu  A r b e i t e r w o h n u u g s z w e cke n.

Die behördliche Entscheidung , mit welcher die im Z 1 des Gesetzes vor¬
gesehenen Begünstigungen zuerkauut werden , muß eine geignete Grundlage
für die gruudbüchcrliche Einverleibung der im 8 14 des Gesetzes statuierten
Neallast bilden.

Deshalb hat die Entscheidung zur Bezeichnung des betreffenden Ge¬
bäudes die Grundbuchseinlage und , falls diese mehrere Grundbuchskörper
enthält , auch die Zahl des betreffenden Grnndbuchslörpers anzuführen und die
Bestimmung aufzunehmen , daß mit der Zuerkennuug der Begünstigungen die
Widmung des Gebäudes zu Arbeiterwohnnngszwecken im Sinne des 8 14
des Gesetzes auf die Dauer von 50Jahren und zwar bis zu einem bestimmten,
kalendermäßig si stzusetzenden Endtermine verbunden ist . welche Widmung zu¬
gunsten des Staates als Neallast eiuzuverleiben ist . Gleichzeitig ist zu erklären,
welche Rangordnung für die Neallast mit Rücksicht auf den grnndbncherlichen
Lasteustand des Gebäudes gefordert wird (zum Beispiel in der Rangordnung
unmittelbar nach der unter Poslzohl x eingetragenen Dienstbarkeit des Wasser-
bezugcs ) und sind , falls die Behörde es für erforderlich hält , daß Nachstehungs-
erklärungen hinsichtlich bestimmter Hypothekarforderungen zur grundbücher-
licheu Einverleibung gebracht werden , die betreffenden Hypothekarforderungen
zn bezeichnen.

Im letzteren Falle ist die Partei bei Zustellung der Entscheidung anf-
zufoidein , die Nachstehungserkärungeu binnen einer ihr festzusetzenden Frist
im Originale und in stempelfreier Abschrift in Vorlage zn bringen.

8 38.

Einschreiten um die grundbücherliche Eintragung der
Widmung.

Nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung hat auf Veranlassung der
Firiauzlandesbehörde die Finanzprokuratur unter Anschluß einer mit der Rechts-
kraftllansel versehenen Ausfertigung dieser Entscheidung ein nach den Vor¬
schriften des Grundbuchsgesetzes verfaßtes und eingerichtetes Gesuch zum Zwecke
der Grnndbnchsamlshaudlung bezüglich der Neallast beim Grundbuchsgcrichte
einzubringen.

Falls die Zuerkennuug der Begünstigungen an die Bedingung geknüpft
wird , daß Nachstehnngserklärungen zugunsten der Neallast grundbücherlich ein¬
verleibt werden , ist das bezügliche Grnudbnchsansuchen mit dem vorerwähnten
Ansuchen um Einverleibung der Neallast zn kumulieren (Z 86 des allgemeinen
Grundbuchsgesetzes ) .

Mit dem Gesuche um Einverleibung der Reallast ist gleichzeitig um Er¬
gänzung des auzuschließcuderr Grnndbuchsauszuges nach vollzogener Gruud-
bnchsamtshaudlnng anzusnchcn.

8 39.

Kaufverträge über F a nr i l i e n w o h n h ä u s e r i irr Sinne des
Z 1, A b s a tz 2 d e s G e s e tz e s,

Bezüglich der Familieuwohrihäuser , welche nach Maßgabe der Bestim¬
mungen des ß 1 , Absatz 2 des Gesetzes au Arbeiter verkauft werden sollen,
muß zufolge des 8 12 , II 0 , Absatz 1 des Gesetzes bei bücherlicher Ein¬
tragung des Eigentumsrechtes für den Käufer stets auch das vorbehallene
Vorkaufsrecht des Verkäufers zur Einverleibung gelangen.

Daher muß im Kaufverträge die Bewilligung zur Einverleibung des
Eigentumsrechtes für den Käufer ausdrücklich an die Bedingung der gleich¬
zeitigen Einverleibung des vorbehaltenen Vorkaufsrechtes für den Verkäufer
geknüpft werden.

Fehlt eine solche Erklärung im Kaufvertragsentwnrfe , so ist demselben
die Genehmigung zn versagen.

Bei Eiulragnug des Eigentumsrechtes für den Käufer muß vom Gerichte
zugleich auch die Löschung des etwa früher eingetragenen Veräußerungs - und
Belastungsverbotes , selbst wenn um diese Löschung nicht angesucht worlen
wäre , verfügt werden.

Die Ausfertigung des Kaufvertrages muß mit d>m genehmigten Vertrags¬
entwürfe genau übereiustimmen . Der Originalvertrag ist daher unter Anschluß
des genehmigten Entwurfes der politischen Bezirksbehörde vorzulegen , welche
nach konstatierter Übereinstimmung dem Oriqiualvertiaqe die Genehmiqnnqs-
klausel beizusetzen hat.

8 40.
Bewilligung zu baulichen Veränderungen.

Die Erteilung der im 8 14 , Absatz 2 , des Gesetzes vorgesehenen Be¬
willigung zur Vornahme solcher baulicher Veränderungen der Gebäude , welche
die Voraussetzungen für die Erlangung der Begünstigungen berühren , steht
der politischen Landesstelle im Einvernehmen mit der Finanz Landesbehörde,
im Nekursfalle , sowie wenn zwischen den genannten Landesbehördcn ein Ein¬
vernehmen nicht erzielt wird , dem Ministerium des Innern im Einvernehmen
mit dein Finanzministerium zu.

Z 41

Löschung  d e r I n t a b n l a t i o n d e r W i d m n n g.
In die Entscheidungen über das Erlöschen der Begünstigungen und der

Widmung des Gebäudes gemäß 8 Absätze 2 und 3 , sowie über die Auf¬
hebung der Widmung gemäß 8 l4 , Schlußabsatz , des Besitzes ist die aus¬
drückliche Bewilligung zur grnudbücherlichen Einverleibung der Löschung der
Widmung , beziehungsweise zur grnudbücherlichen Anmerkung des geänderten
Endtermiiies ihrer Dauer aufznnehmen.

Für den Fall jedoch , daß die Aufhebung der Widmung vom vollen oder
teilweisen Nückersatze des ermittelten Wertes der genossenen Steuer - und
Gebührenbegünstigung abhängig gemacht wird , ist die Bewilligung zur grund-
bücherlichcn Anmerkung des geänderten Endtermiues ihrer Dauer erst nach
erfolgter Einzahlung des Nückersatzes zn erteilen.

Die diesbezüglichen Grundbnchsgesuche sind nach Rechtskraft der Ent¬
scheidung von der Finanz -Landesbehörde einzubringen.

8 42.
Verfahren bei Gesuchen in Bezug auf das Gebühren-

äquivalent.
Betrifft das Gesuch um Anerkennung der im 8 1 des Gesetzes vor¬

gesehenen Begünstigungen auch jene in Bezug auf das Gebührenäqnivalerrt
(8 1 , Absatz 3 des Gesetzes ), so hat die Finanz -Laiidesbehörde irn Falle der
Zuerkennnng der Begünstigung auch die zuständige leitende Finanzbehörde
erster Instanz zum Zwecke der Herabsetzung des in Vorschreibnng stehenden
Gebührenäquivalentes , insofern es 1 5 Prozent samt Zuschlag übersteigt , zu
verständigen.

Diese Herabsetzung hat für die Dauer der im 8 14 des Gesetzes vor¬
gesehenen Widmung , daher für die Zeit vom Tage der Zuerkennnng der Be¬
günstigung angefaugen , welche die Widmung zur Folge hat , stattzufiuden.

Tritt das betreffende Gebäude eist später in die Äquivalentpflicht , so ist
in dem zur Äquivalentbemessring einznbringcndcn Bekenntnisse die Anerkannte
Begünstigung ersichtlich zu machen.

Jede Erlöschung oder Aufhebung der Widmung eines äquivalentpflichtigen
Gebäudes (8 7 , Schlußabsatz , und 8 14 , Schlußabsatz , des Gesitzes ) ist von der
Finanz - Larrdesbehörde auch der leitenden Finanzbehörde erster Instanz bekannt-
zngeben.

Die politischen und Steuerbehörden sind verpflichtet , die zu ihrer Kenntnis
gelangenden Fälle ungesetzlicher Benützung von begünstigten Gebäuden (8 15
des Gesetzes ) , welche sich im Besitze juristischer Personen befinden , der leitenden
Finanzbehörde erster Instanz anznzeigen . Ergibt die Untersuchung das Vor¬
handensein der im Schlußabsatze des 8 15 des Gesetzes vorgesehenen schweren
Gefällsüberiretung , so ist unabhängig von der Strafe auch die verkürzte
Gebühr nachznfordern (8 ? 6 des Gebührengesctzes ) .

V. Aöschnitt.

Stempel- und Gebiihrcnfreiheit.
8 43.

Nach Maßgabe der allgemeinen Gebührenvorschrifleu sind stempelfrei:
Die Gesuche um Anerkennung der im 8 1 vorgesehenen Begünstigungen,

feiner um Aufrechterhaltung der Begünstigungen in den Fällen des vorletzten
Absatzes des 8 7 des Gesetzes , sowie die Belege dieser Gesuche , sofern diese
Belege zn keinem anderen Zwecke gebraucht werden (Tarifposten 44 q des
Gesetzes vom 13 . Dezember 1862 , N .-G .-Bl . Nr . 89 und 10 2 ci des Gebühren-
gesetzes vom 9 . Februar 1850 , N .- G .-Bl . Nr . 50 ) ; die Gesuche um Genehmigung
der im 8 12 , I - und II . des Gesetzes bezeichnten Hausordnungen und Kauf¬
verträge (Tarifpost 44 A des Gebührengesetzes ) ; die Nachstchnngserkläriingen
der Hypothekar -gläubiger im Sinne des 8 14 , Absatz 3 des Gesetzes (Tarif¬
post 1021 ) des Gebührenges >tzesj.

Die im 8 12 . II - des Gesetzes vorgesehenen Nebenvercinbarnngen zn
den daselbst bezeichnten Kaufverträgen sind , wenn sie in der Nechrsurkundc
über das Hauptgeschäft enthalten sind , kein Gegenstand einer besonderen
Gebühr im Sinne des 8 39 des Gesetzes vom 9 . Februar 1850 , N .-G .-Bl.
stir . 50 . Dies gült namentlich auch von der in die Kanfvertragsnrknnde auf-
genommeuen Beurkundung des im 8 12 , II Z - 3 , des Gesetzes gedachten
Beslandverhältnisses.

8 44.
Außerdem können auch alle anderen anläßlich der Errichtung von Arbeiter¬

wohngebäuden auszufertigenden Eingaben und Urkunden , vom Zeitpunkte der
Znerkennnng der im 8 1 vorgesehenen Begünstigungen an , stempel - und
gebührenfrei eiugebracht , beziehungsweise ausgestellt werden (8 1 , Absatz 4
und 8 13 des Gesetzes ) . Zur Vermeidung von Anständen ist ans denselben die
Entscheidung , betreffend die Znerkennnng der Begünstigung , ersichtlich zn
machen.

Sind schon vorher derartige Eingaben und Urkunden anläßlich der
betreffenden Gebäude vorgekommeu , so können die dafür entrichteten Stempel-
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gebühren in sinngemäßer Anwendung des Z 77 des Gesetzes vom 9 . Februar
1850 , N .-G .-Bl . Nr . 50 , znrückgefordert werden . Doch findet diese Rück¬
forderung nicht statt , wenn die Eingaben und Urkunden überreicht , beziehungs¬
weise ausgefertigt worden sind, bevor die Begünstigungen des Gesetzes in dem
betreffenden Lande in Kraft getreten sind (Z 23 des Gesetzes).

20 .

Vorkehrungen gegen Tierseuchen.
Erlaß der k. k. u .-ö. Statthalterei vom 8. Jänner 1903,

Z . 127711 (M .-Abt . IX , 291/03 ) :
Das k k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 13 . D .- ^

zember 1902 , Z . 43962 , angeordnet , daß beim Bestände von Tierseuchen in
einzelnen Teilen der diesseitigen Reichshälfte und insbesondere bei Feststellung
von ^ Seuchen unter Tieren , die aus einem Verwaltungsgebiete in das andere

gelangten , die Erlassung von Vieheinfuhrsverboten oder Beschränkungen der
im Neichsrate vertretenen Königreiche und Länder gegeneinander zu entfallen
habe, ); dagegen aber im verseuchten Gebiete jedes einzelnen Landes , um die
Senchentilgnng ehestens zu erzielen und der Seuchenvcrschleppung vorzubengen,
die gesetzlich vorgeschriebenen Maßregeln genauestens durchzuführen seien und
ein entsprechender Seuchennachrichtendienst organisiert werden müsse.

Dementsprechend ergeht hieinit der Auftrag , allen in Betracht kommenden
Faktoren die durch die ZZ 15 und 16 des Tierseuchengesetzes vom Jahre 1880,
N .-G .-Bl . Nr . 35 , und der bezüglichen Durchführungs -Verordnung festgesetzte
Anzcigepflicht in Seuchen - oder Seuchenverdachtsfällen unter Berufung ans
die §8 44 und 45 des Gesetzes vom 24 . Mai 1882 , N .-G .-Bl . Nr . 51 , be¬
treffend die Strafen bei Nichterfüllung obiger Pflicht , in Erinnerung zu bringen.

Weiters wird darauf zu dringen sein, daß die Ausstellung der Viehpässe
für dos in Verkehr zu bringende Vieh seitens der hiezu berufenen Organe
nur unter Beobachtung der bezüglichen gesetzlichen Bestimmungen , insbesondere
aber immer erst nach vollkommen sicher-gestelltem seuchennubedenklichen Gesund¬
heitszustände der in Verkehr zu bringenden Tiere und aller übrigen in
Frage kommenden Tiere der Gemeinde flattfindet.

Der Beaufsichtigung der Märkte und Viehschanen , der Viehtransporte auf
Eisenbahnen , der Triebherden , der Beschau des Schlacht - und Stechviehes,
vorzugsweise aber des Handelsviehes , sei es nun in Privatfällen der Händler
oder in Verkoufsstätten ausgestellt , ist die größte Aufmerksamkeit zuzuwenden.

Desgleichen werden Personen , welche sich mit fremdem Vieh oder mit
Tierkadavern beschäftigen , und solche Geschäfte, in welchen fremdes Vieh häufig
eingestellt wird , einer strengen veterinärpolizeilichen Kontrolle zu unter¬
ziehen sein.

Den Gemeindevorstehern sind die Bestimmungen des Tierseuchengesetzes,
betreffend ihr Eingreifen in Tierseuchen oder Seuchenverdachtsfällen , neuerdings
eitlzuschärsen , damit sie einlangende Senchenanzeigcn oder ihnen sonst znr
Kenntnis gekommene verdächtige Erkrankungen sofort der politischen Bezirks¬
behörde auf die schnellste Weise mitteilen , bis zum Einlangen des Amtstier¬
arztes die erforderlichen Schntzmaßregeln einleiten und insbesondere das Weg¬
bringen von der Infektion ausgesetzt gewesenen, für die betreffende Krankheit
empfänglichen Tieren vor Einleitung der Sperrmaßnahmen verhindern.

Die Seuchen -Kommissionen sind zu verhalten , bei konstatierten Senchen-
ansbrüchen unter Wahrung der wirtschaftlichen Rücksichten rasch die der Sach¬
lage entsprechenden gesetzlichen Vorschriften in Anwendung zu bringen und
deren Durchführung zu überwachen.

Dabei wird selbstverständlich auf die Größe der Gefahr und Ausbreitung
der Krankheit , dann aber auch darauf Bedacht zu nehmen sein, daß eine
Seuchenverschleppung nach anderen Gebieten verhindert werde.

Wenn unter Tieren , die aus einem anderen Vcrwaltnngsgebiete in das
hiesige eingebracht wurden , der Ausbruch einer Seuche konstatiert wird und
die Annahme begründet ist, daß die Tiere im kranken oder infizierten Zustande
vom Provenicnzorle abgegangen sind, so ist von der zuständigen politischen
Bezirksbehörde des momentanen Aufenthaltsortes der Tiere die politische
Bezirksbehörde des Herkunftsortes derselben sofort von dem Vorfälle unter
genauer Angabe der Daten der betreffenden Viehpäsfe telegraphisch zu ver¬
ständigen und der Statthalterei hievon die Anzeige zu erstatten.

Gelangen aber derartige Anzeigen über Seuchenverschleppungen an die
politischen Bezirksbehördcn des huschen Verwaltungsgebietes , so sind in
den Herkunftsorten der betreffenden Tiere sofort eingehende amtliche Er¬
hebungen dnrchznführen und nach dem Ergebnisse derselben die erforderlichen
gesetzlichen Maßnahmen ohne Verzug zur Anwendung zu bringen . Über die
getroffenen Verfügungen ist an die Statthalterei zu berichten.

Je nach der Sachlage wird dieselbe etwa noch weiters erforderliche An¬
ordnungen , allenfalls auch die Absperrung von größeren durch die Seuche
gefährdeten Gebieten treffen.

Die Statthalterei wird sodann in Erwägung ziehen, ob nicht auch in
jenen Fällen , in welchen durch die amtlichen Erhebungen in den Herkunfts¬
orten von Tieren , die in anderen Ländern als verseucht befunden werden , der
Bestand der betreffenden Seuche nicht sichergestellt wird , sich aber die Annahme
als begründet heransstellt , daß ein Abtransport von kranken oder infizierten
Tieren stattgefunden hat , die Ausfuhr von Tieren aus dem in Betracht
kommenden Gebiete auf die Tauer der Gefahr zu sistieren sein wird.

Es müssen daher bei der betreffenden Berichterstattung seitens der politi¬
schen Bezirksbehörden unter entsprechender Antragstellung sofort alle jene
Gründe angegeben werden , welche ein derartiges Eingreifen der Statthalterei
eventuell erforderlich erscheinen lassen.

Bei pflichtgemäßem Zusammenwirken aller berufenen Organe wird es
zweifellos gelingen , zum Ausbruche gekommene Tierseuchen ohne besondere
wirtschaftliche Schädigung der Viehbesitzer und ohne nachhaltige Störung des
Viehverkehres zu tilgen und den Nutzen einer entsprechenden Handhabung der
Veterinärpolizei und ihre Leistungsfähigkeit auch fernerhin zu beweisen.

21 .

Gewerberechtliche Behandlung des Lederzurichter¬
gewerbes.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 7. Jänner
1903 , M .-Abt . XVI!  5575,02 (Nvrmalienblatt des Magistrates
Nr . 5 ex 1903 ) :

Anläßlich einer Anfrage eines magistratischen Bezirksamtes hat der
Magistrat mit Senats -Beschluß vom 7 . Jänner 1903 die Anschauung aus¬
gesprochen, daß das Lederzurichtergewerbe ein Bestandteil des Rotgerber¬
gewerbes sei und daher als ein handwerksmäßiges Gewerbe betrachtet werden
müsse. Die Inhaber derartiger Gewerbe find daher auch bei der Gewerbe¬
anmeldung der Genossenschaft der Notgerber zuznweisen.

22 .

Privatfeuermelder.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 10 . Jänner

1903 (M .-Abt . IV , 2662/02 ) :
Der Wiener Stadtrat hat mit dem Beschlüsse vom 2 . Jänner 1903,

Z . 15584 ex 1902 , für zulässig erklärt , daß Feuelsignalantomaten , welche für-
private oder auf Rechnung anderer Behörden , Ämter oder Anstalten aufgestellt
werden , mit der städtischen Fenersignal -Telegrapheuleitung unter nachfolgenden
Bedingungen in Verbindung gebracht werden:

1. Der Automat sowie die Leilung muß vor Herstellung der Verbindung
mit dem städtischen Signaltelegraphennetze vom Feuerwehrkommando erprobt
werden und muß das System des Automaten das gleiche mit dem der öffent¬
lichen Signalgeber sein, damit die Signalgebung anstandslos und ohne Ver¬
wirrung zu veranlassen erfolgen kann.

2 . Der Automat und die Zuleitung muß stets in gutem Zustande erhalten
werden.

Es bleibt daher dem Feuerwehrkommando stets das Recht der Kontrolle
gewahrt ; im Falle die wahrgenommenen Mängel über Aufforderung nicht
binnen kürzester, von Fall zu Fall vom Fenerwehrkommando zu bestimmender
Frist vom Inhaber des Automaten auf seine Kosten beseitigt werden , kann die
Verbindung mit der städtischen Leitung ohneweiters abgeschnitten werden.

3 . Der Automat darf unter Verantwortung des Inhabers nur von ver¬
läßlichen Personen gehandhabt werden.

4. Falls irgendwelche Umstände — zum Beispiel eine Verlegung der
städtischen Leitung — es erfordern sollten , hat auch die Abänderung der Zu-
ieitung , und zwar auf Kosten des Inhabers zu geschehen.

5 . Der Eigentümer des Privatfeuermelders ist verpflichtet , der Gemeinde
Wien die Kosten jener Herstellungen und Maßnahmen zu ersetzen, welche im
Sinne der Verfügung des k. k. Eisenbahnministeriums (Erlaß vom 11. Oktober
1901 , Z . 45542/22 ) an den Anlagen der städtischen Straßenbahnen oder an
dem Zuleitungsdrahte des Feuermelders zur Sicherung dieses letzteren gegen
die Einwirkungen des Arbeitsstromes der Straßenbahn oder gegen die Gefahren
der Berührung des Zuleitungsschwachstromdrahtes mit der Oberleitung der
Straßenbahn zu treffen sein werden , sei cs , daß im Bereiche dieses Zuleitungs¬
drahtes bereits die Oberleitung einer städtischen Straßenbahnlinie besteht oder
eins solche erst in Zukunft hergestellt werden sollte.

6 . Der Inhaber des Automaten , sowie die Gemeinde Wien behalten sich
beiderseits eine vierteljährige Kündigung dieses Übereinkommens vor.

Um die Überlastung einer Linie und daher eine Störung des eigenen
Betriebes zu vermeiden , hat das Feuerwehr -Kommando zu bestimmen , ob die
Herstellung der Verbindung des Automaten direkt mit der Zentrale oder mit
einer anderen Feuerwache zu geschehen hat oder ob diese Verbindung durch
Anschluß an eine bestehende Automatenleitnng erfolgen soll.

Als Beitrag zu den Kosten der Herstellung einer Signalemvsangsstation
ist ein Betrag von 50 X ein- für allemal und für die Benützung der städtischen
Leitung , Erhaltung der Batterie und wöchentliche Revision des Feuermelders
ein Betrag von 40 X alljährlich an die städtische Hauptkassa einzuzahlen.

Die in der Empfangsstation anläßlich der Herstellung eines Privat-
antomaten auf Kosten des Inhabers desselben angebrachten Apparate können
von demselben , falls die Automatenstation entfällt , ebenso wie die Zweigleitung
nur insoweit weggcuommen werden , als hiedurch keine Störung des Betriebes
der anderen Automaten eintritt , weshalb diesbezüglich vorher die Weisung des
Feuerwehrkommandos einzuholcn ist.

Der Kasten, in welchem der Apparat eingebaut ist, muß die Aufschrift
„Privatfenermelder ' tragen.

7 . Die Privatsenersignalautomatcn müssen auch für Feuermeldungen über
Brände , welche in der nächsten Umgebung des betreffenden Objektes entstehen,
benützt werden können.

Die Apparate müssen daher entweder außen an dem betreffenden Objekte
in gleichen Kästen, wie sie für die städtischen Fenermeldeapparate vorgeschrieben
sind, angebracht werden oder, wenn die Aufstellung der Apparate nicht an der
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öffentlichen Straße erfolgen soll, in Kästen mit Glastüren nutergebracht nnd
im Innern des Gebäudes zunächst dem Hanseingange ausgestellt werden , jedoch
ist in dieseni Falle in verläßlicher Weise dafür Sorge zu tragen , daß der
Apparat stets zugänglich ist. Die Anbringung des Apparates im Innern des
Gebäudes wird daher nur in jenen Fallen zulässig sein, wo ein Pförtner
ständig im Dienste steht.

8 . Über die Zulässigkeit der Verbindung eines Privatfcnermelders mit
dem städtischen Feuertelegraphennetze unter diesen, eventuell in besonderen Fällen
noch weiteren vom Feuerwehrkommando festzustellenden Bedingungen hat
vorerst der Magistrat , im Reknrswege der Wiener Stadtrat zu entscheiden.

Die Erteilung der Konzession zur Aufstellung eines elektrischen Feuer»
signalantomaten hat der Bewerber bei der k. k. Post - und Telegraphen -Direktion
selbst zu erwirken.

Der Erzeuger des bei der Feuerwehr der Stadt Wien eingeführten
patentierten Feuersignalautomaten W . Wolters  in Wien hat sich bereit erklärt,
diese Apparate an Private um denselben Preis nnd bei Gewährung desselben
Nachlasses zu liefern , welcher auf Grund seines Offertes für die Lieferung von
Feuermeldern für die Gemeinde Wien zufolge Stadtrats -Beschlusses vom 9. De¬
zember 1898 , Z . 11499 , genehmigt worden ist.

II. RmmMlüllliimmmuM.
Lleineilldelal:

23 .

Städtische Bauaufsichtsräte.
Mit dem Gemeinderats -Beschlnsse vom 7. Mai 1901 , Z 499 , welcher

das Institut der Bauaufsichlsräte aus dem Stande der Baumelster zur Beauf¬
sichtigung der Privatbanteu behufs Bekämpfung des Bauschwindels ins Leben
rief , wurde festgesetzt, daß für je zwei Gemeindebezirke ein Bauaufsichtsrat
vom Wiener Stadtrate zu bestellen sei.

Über Einschreiten der im Sinne dieses Beschlusses bestellten Bauaufsichts¬
räte hat sich jedoch der Wiener Gsmeinderat laut Beschlusses vom 2. Dezember 1902,
Z . 13830 , bestimmt gefunden , anzuordnen , daß für je einen Bezirk ein Bauaus¬
sichtsrat zu bestellen ist . Für den Fall , als die erforderliche Zahl von Vau-
aussichlsräten nicht vorhanden ist, können diesem Beschlüsse zufolge nach Er¬
fordernis zwei Bezirke zu einem Bauaufsichtsbezirke vereinigt werden.
(M .-Abt . XlV.  7553/02 .) _

eMaMral:
24 .

Abänderungen und Ergänzungen der Geschäfts-
eittteilnng für den Magistrat.

Erlaß des Bürgermeisters Dr . Karl Lueger  vom 31 . De¬
zember 1902 , M .-D . 3866/02 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 1 er 1903 ) :

Die seit 1. Jänner 1902 in Kraft stehende neue Geschäftseinteilung für
den Magistrat hat sich nach den bisherigen Erfahrungen bewährt nnd eingelebt.

Zur Ermöglichung einer einheitlicheren Behandlung  mehrerer
bisher in verschiedenen Bnreaux der Erledigung zugeführten Agenden erscheint
jedoch die Abänderung und Ergänzung der Geschäftseiuteilung in einzelnen
Punkten als wünschenswert , ohne aber das der neuen Geschästseinteilung
zugrunde liegende S y st e m aufzugeben.

Ich finde daher über Antrag der Magistrats - Direktion
folgendes anzuordnen:

I . Der Punkt 3 der „ Allgemeinen Grundsätze " (Seite 7 der Geschäfts¬
einteilung ) hat künftig zu lauten:

..Jede Magistrats -Abteilung hat bezüglich der ihr Angewiesenen Persoml-
Angclegenheiten alle  Amtshandlungen , betreffend : Systemisierungen , Be¬
setzungen, Provisionierungen , Quieszierungen und Pensionierungen , Remu¬
nerationen , Urlaube , ferner alle Amtshandlungen betreffend städtische Aus¬
zeichnungen , endlich die auf die Militärpflicht sich beziehenden Angelegenheiten
durchzuführen ."

(Die bisher als Personal -Angelegenheiten behandelten Gehalts¬
vorschüsse, Aushilfen , Gnadengaben , Wilwenpensionen , Erziehungs¬
beiträge , Pfandrechts - und Zessionsvormerkungen werden besser als
Kassa - Angelegenheiten  aufgefaßt und behandelt , da sie
teils nur Angehörige  städtischer Angestellter betreffen, teils mit der
Dienstleistung als solcher weniger im Zusammenhänge stehen.)

II . Unter den Agenden der Magistrats -Abteilung II (Finanz -Angelegen¬
heiten) ist vor „Personal -Angelegenheiten " einzuschalten:

für sämtliche Gemeindebedienstete , beziehungs-
Gimütl naben weise Hinterbliebene derselben, jedoch m i t
Witwenpellfionell Ausnahme  jener rn den öffentlichen Volks-
Gw " " d Bürgerschulen der Stadt Wien , sowie in
Nkand ewts - und den städtischen Hnmanitätsanstalteu , den städti-
ZessionsvormerklMgell Elektrizuätswerken ."

vor
III . Unter den Agenden der Magistrats -Abteilung XI (Armeuwesen ) ist

„Personal -Angelegenheiten " einzuschalten:

..Gehaltsvorschüsse
Aushilfen
Guuhenguben
Wittvenpensionen
Erziehlingsbeiträge
Pfandrechts - und
Zessionsvormerknngen

l
I für sämtliche Bedienstete der städtischen Hnma-
> nitätsanstalten , beziehungsweise Hinterbliebene
I derselben."

IV . Unter den Agenden der Magistrats -Abteilung XIII (Stiftungen)
ist vor „Personal -Angelegenheiten " anzuführen:

„Freiplätze , welche vom Gemeinderate , Stadtrate , vom Bürgermeister
oder vom Magistrate zu vergeben sind oder bezüglich deren ein Vorschlagsrecht
besteht, alle  Angelegenheiten ."

V. Unter den Agenden der Magistrats -Abteilung XXII ist am Schluffe
anzufüyreu:

„Erhebung des Wohnortes bei Ansuchen auswärtiger Behörden , betreffend
Steuern , Gebühren , Taxen rc. oder betreffend die Zustellung von Zahlungs¬
aufträgen , Militärtaxerkenntnissen nnd Mivtärtaxerhebnngen , wenn in dem
Ansuchen die Adresse unvollständig angegeben ist "

VI . Bei den Agenden der Kanzlei -Direkriou ist der Absatz a (gleichlautend
mit dem vorstehenden neuen Absätze in der Aufzählung der Agenden der
Magistrats -Abteilung XXII ) wegzulasseu , so daß als Agende der Kanzlei-
Direktion nur die „Affigierung von Kundmachungen , Edikten re . auf den Amts-
tafcln im Nathause " erübrigt.

Diese Abänderungen nnd Ergänzungen haben mit 1. Jänner 1903 in
Kraft zu treten und es haben folgende Durchführungsbestimmungen zu gelten:

Die noch nicht registrierten bezüglichen Akren sind au die nach Maßgabe
der vorstehenden Abänderungen und Ergänzungen zuständige Magistrats-
Abteilung (nötigenfalls mittels Aktenverzeichnisses) abzutreleu und es ist dies im
Geschäftsprotokolle zu vermerken ; die abgetretenen Akten werden in der neu
zuständigen Magistrats -Abteilung protokolliert . Die noch bei sachverstüudigen-
und Hilfsämtern erliegenden Akten der vorbezeichneten Art sind „mit Ver¬
schriftlichen Äußerung an jenes Bureau abzugeben , von welchem die Äußerung
abverlangt wurde , damit dort das Nücklangen vermerkt und die Abtretung
an die neu zuständige Magistrats -Abteilung veranlaßt werden kann.

Die in den betreffenden Magistrats -Abteilungen vorrätigen Formularien
für die Erledigung derAnsuchenumGehaltsvorschüsse , Gnadengaben , Erziehungs¬
beiträge rc . sind an die Magistrats -Abteilung II sofort abzugeben.

25 .

Rechtzeitige Vorlage der Anträge über Pachtverträge
oder Pachtverlängerungen an den Stadtrat.
Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 9. De¬

zember 1902 , M .-D . 4188/02 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 122 sx 1902 ) :

Der Herr Bürgermeister hat nachstehenden Präsidialerlaß ddo. 4 . De¬
zember 1902 , Z . 14663 , an mich gerichtet:

.Ungeachtet der unterm 5. Dezember 1900 , zur Pr .-Z . 13668 ox 1900
getroffenen Verfügung , wonach Anträge auf Verlängerung von Pachtverträgen
rechtzeitig , d. h. vor Ablauf der bestehenden Verträge dem Stadt , ate zur
Genehmigung vorzulegen sind , wurde seitens einer Magistrats -Abteilung der
Bericht , betreffend die Erneuerung von mit 31 . Ok ober 1902 ablaufenden
Pachtverträgen , erst am 22 . November 1902 an den Stadtrat geleitet.

Ich sehe mich daher veranlaßt , Sie , Herr Magistrats -Direktor , zu er¬
suchen, mit allen Mitteln darauf hinzuwirken , daß die eingangs erwähnte
Verfügung strikte  befolgt wird , widrigeus die an dem Versäumnis schuld¬
tragenden Beamten zur strengsten Verantwortung gezogen würden ."

Hievon setze ich die städtischen Ämter unter Hinweis auf den im Mag.
Vdg .-Blatte vom Jahre 1901 auf Seite 7 abgedruckteu h. ä . Normalerlaß
vom 17 . Dezember 1900 , M .-D . 3216/00 , in Kenntnis und gebe der Er¬
wartung Ausdruck , daß künftighin die bezogenen Vorschriften die genaueste
Beachtung  finden werden.

2G.

Eintragungen in das Gewerberegister im Falle
der Anmeldung eines vorübergehenden Gewerbe¬

betriebes.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  oom 11 . De¬
zember 1902 , M .-Abt . XVH 5979/02 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 123 ex 1902 ) :

Die k. k. n.- ö. Statthalters hat mir dem Erlasse vom 5 . Dezember
1902 , Z . 1i7552 , den Auftrag gegeben , die magistratischen Bezirksämter zu
erinnern , hinsichtlich aller Anmeldungen von Gewerben , deren Antritt nicht
untersagt wird , die im ß 145 der Gewerbeordnung vorgeschriebeue Eintragung
in das Gewerberegister durchzuführen.
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Hievon werden die städtischen Ämter mit Bezug auf die au sämtliche
magistratischen Bezirksämter gerichtete Zuschrift des Magistrates vom 23 . August
l896 , Z . 143547 , zur Dauachachtuug mit dem Beifügen verständigt , daß die
k. k. n .- ö. Slatthalterei hiebei insbesondere auch jene Gewerbe im Auge hat,
bei deren Anmeldung schon hervorgeht , daß der Betrieb nur kurze Zeit dauern
wird , sowie jene Fälle , in welchen das Gewerberecht noch vor Ausfertigung
des Gewerbescheines anheimgesagt wird.

27 .

Wirtschaftliche Gebarung bei der Verwaltung
städtischer Objekte.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preis er  vom 16 . De¬
zember 1902 , M .-Abt . IX 6998/02 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 124 ex 1902 ) :

Es wurde die Wahrnehmung gemacht , daß sich die Auslagen für die
Erhaltung der städtischen Objekte von Jahr zu Jahr steigern und daß die
hiefür anfgeweudeten Kosten in keinem Verhältnisse zur Bedeutung , beziehungs¬
weise zum Erträgnisse derselben stehen.

Hiedurch wurde der Eindruck gewonnen , daß nicht immer mit der er¬
forderlichen Sorgfalt und Sparsamkeit bei der Anschaffung der verschiedenen
Vcrwaltungsbedürfnisse vorgegangen wird , was auch im Stadtrate bei der
Beratung des Hauptvoranschlages besprochen wurde.

Ich finde mich daher bestimmt , Nachstehendes zur genauen Dauachachtuug
anzuordnen:

Im Falle es sich um die Neuanschaffung  von Gebrauchsgegen-
stäiiden , beziehungsweise um die Vornahme von Neuhcrstellungen handelt , ist
die Notwendigkeit sowie das Ausmaß derselben gewissenhaft  zu prüfen
und die Bestellung auf das unbedingt notwendige  Erfordernis zu
beschränken.

Im Falle jedoch bereits vorhandene Geb ranchsgegenstände
erneuert  oder Reparaturen vor genommen  werden sollen, ist
nicht ohueweiters leichthin die Bestellung zu machen, sondern vorher die Un¬
brauchbarkeit der bisher benützten Gegenstände g e w i s s e n h a f t festzustellen.

Was die Verwendung von  V e r b r a u ch s g e g e n st ä n d e n
anbelangt , so ist selbstverständlich jede Verschwendung hintanzuhalten und wird
bei auffallend großem Verbrauche einzelner Bedarfsartikel die Ursache des¬
selben festzustellen, und anläßlich der Vorlage des Bestellscheines von selbst
oder über Aufforderung zu rechtfertigen sein. In allen diesen Fällen ist die
Abhaltung besonderer Kommissionen , für welche wieder Anslagen erwachsen,
auf das notwendigste zu beschränken. Bei dieser Gelegenheit wird insbesondere
eingeschärsr, daß im Falle vorkommender Beschädigungen von Gemeinde-
eigentum — auch wenn cs sich im einzelnen Falle nur um geringwertige
Gegenstände handelt — dem Schuldtragenden energisch nachzuforschen sein
wird , damit derselbe zur Ersatzleistung herangezogen werden könne ; ferner
wird daran erinnert , daß es sich oft um die Vornahme von geringfügigen
Arbeiten handelt , welche leicht ohne besondere Kosten durch das eigene Personale
behoben werden können und daß oft gerade in solchen Fällen durch recht¬
zeitiges Eingreifen größere Schäden leicht verhütet werden können.

Hievon werden die städtischen Beamten zur strengsten Danachachtung
mit dem Beifügen in die Kenntnis gesetzt, daß die Einhaltung obiger
Weisungen jedem einzelnen unter persönlicher  Verantwortung zur Pflicht
gemacht wird.

28 .

Verständigung der Vananfsichtsräte von dem Er
gebnifse der über ihre Anzeigen eingeleiteten Straf

amtshandlnngen.
Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 24 . De¬

zember 1902 , M .-Abt . XVII , 5821/02 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 128 ex 1902 ) :

In einer kürzlich stattgefundenen Versammlung der Bauaufsichtsräte
haben dieselben den Wunsch geäußert , über das Ergebnis der von ihnen wegen
Übertretungen der Gewerbeordnung , beziehungsweise des Gesetzes vom 26 . De¬
zember 1895 , N .-G .-Bl . Nr . 493 sowie der baupolizeilichen Vorschriften er¬
statteten Strafanzeigen verständigt zu werden.

Da es für die zur Überwachung eines gesetzlichen Vorganges im Bau¬
gewerbe bestellten Organe zweifellos von großen « Werte ist, zu erfahren,
welchen Ausgang die auf ihre Anzeigen eingeleiteten Strafamtshandlungen
nehmen, , indem ihnen hiedurch im Falle einer festgestellten Übertretung die
weitere Überwachung des ungesetzmäßigen Zustandes wesentlich erleichtert wird,
bei Nichtvorhandensein eines strafbaren Tatbestandes aber die Unkenittnis
hievon die Erstattung weiterer unnützer Anzeigen zur Folge haben könnte,
finde ich hiemit im Hinblicke auf den Umstand , als die Bauaufsichtsräte zur
Erfüllung ihrer Aufgaben in Eid und Pflicht genommen sind und in Bezug

auf ihre Tätigkeit amtlichen Organen gleichzuhalten sind, anzuordnen , daß
dieselben von dem Ergebnisse der über ihre Anzeigen wegen unbefngter Bau¬
führung , beziehungsweise Deckung derselben durch die sogenannten Plannnter-
schreiber, sowie auch wegen anderer Übertretungen der gewerbe - oder bau¬
polizeilichen Vorschriften eingeleiteten Strafamtshandlniigen seitens der magi¬
stratischen Bezirksämter , beziehungsweise der Magistrats -Abteilung XIV stets
zu verständigen sind.

29 .

Stempelpflicht der Gesuche um Bewilligung
öffentlicher Ausverkäufe.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 25 . De¬
zember 1902 , M .-Abt . XVII , 6020 , 02 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 127 ox 1902 ) :

Das k. k. Zentral -Tax - und Gebührcnbemessungsamt hat mit Zuschrift
vom 18 . Oktober 1902 , Z . 172/92/D ., anher die Mitteilung gemacht, daß
zukolge einer anläßlich der Stempelrevisiou gemachten Wahrnehmung bei einem
magistratischen Bezirksamte überreichte Ansuchen um Bewilligung zur Ver-
aiistallung eines öffentlichen Ausverkaufes nur mit einem 1 L -Stempei versehen
sind und bemerkt, daß diese Eingaben gemäß Tarifpost 43 h 2 des Gebühren¬
gesetzes dem Stempel von 2 L unterliegen , da mit denselben um Bewilligung
zur Vornahme eines Erwerbsaktes angesucht wird , der einer besonderen be¬
hördlichen Genehmigung , beziehungsweise Gestattung bedarf.

Hievon setze ich die städtischen Ämter mit dem Beifügen zur Danach¬
achtung in Kenntnis , daß diese Entscheidung in dem Heuer übermittelten Aus¬
zuge aus dem Tarife des Gebührengesetzes vorzumerken ist.

39

Ausfertigung von Legitinrationskarten für
Handlnngsreisende.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Richard Weiskirchner
vom 10 . Jänner 1903 , M .-Abt . XVII 161,03 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 7 ox 1903 ) :

Die k. k. Polizei -Direktion hat nachstehende Zuschrift an den Magistrat
gerichtet:

„Unter Bezugnahme auf die dortämtliche Zuschrift vom 3 . d. M ., Z . 36,
Abt . XVII ex 19Ö3, betreffend die Legitimationen für Handlungsreisend ?,
beehrt sich die k. k. Polizei -Direktion das Ersuchen zu stellen, die magistratischen
Bezirksämter anzuweisen , die Anfragen über etwaige Abstrafungen von Legi¬
timationswerbern iin Sinne des Z 5, beziehungsweise 6 der Verordnung des
k. k. Handelsministeriums vom 27 . Dezember 1902 , R .-G .-Bl . 242 , zur Ver¬
meidung jedes unnötigen Aufenthaltes direkt an die Domizils - Polizei-
kommissariate der Legitimationswerber richten zu wollen , woselbst auch die
direkte Erledigung erfolgen wird ."

Hievon setze ich die magistratischen Bezirksämter mit Bezug auf den
Normal -Erlaß vom 3 . Jänner 1903 , Viag .. Abt . XVII 36/03 (Normalienblatt
Nr . 2 6x 1903 ( Liehe oben sud Nr . 10 dieser Nummer des Vcrordnnngs-
blattesj ), zur Danachachtung in Kenntnis.

31

Übermittlung von Exemplaren vervielfältigter Er¬
ledigungen an das Stadiphysikat , Stadtbauamt u. s. w.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Richard Weiskirchner
vom 10 . Jänner 1903 , M .-D . 64,03 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 6 ex 1903 ) :

Bereits mit dem h. ä . Erlasse vom 22 . Apul 1896 , M .-Z . 7299k , wurde
angeordnet , daß von jenen Ausfertigungen , welche auf lithographischem Wege
vervielfältigt werden und deren Inhalt dem Stadtphysikate mittels „Videat"
bekannlgegeben wird , ein Exemplar dem Stadtphysikate zum Amtsgebrauche
zur Verfügung gestellt werde.

Da diese Anordnung nach einem Berichte des Stadtphysikates in Ver¬
gessenheit geraten zu sein scheint, bringe ich dieselbe in Erinnerung und dehne
sie dahin aus , daß behufs Vermeidung unnötiger Schreibarbeiten nicht nur
das Stadtphysikat , sondern auch das Stadtbauamt , das Gewerbeinspektorat
und sonstige in Betracht kommende Ämter statt mit „Videat " durch Über¬
mittlung einer Abschrift von den diese Ämter betreffenden Erledigungen zu
verständigen sind , wenn ohnehin eine Vervielfältigung  der Rein¬
schrift des Erledignngsentwurfes (auf lithographischem Wege oder dergl .)
statlfilidet.
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32 .
Zusammenwirken der politischen Behörden einerseits,
der Gewerbeinspektoren , Arbeiter - Nnsallversiche-

rnugsanstalten und Krankenkassen andererseits.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner

vom 13 . Jänner 1903 , M .-D . 4331/02 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 10 ex 1903 ) :

Auf Grund des Normal -Erlasses der k. k. n . -ö. Statthalterei vom
15 . Dezember 1902 , Z . 111099 , und nach Rücksprache mit dem k. k. Gewerbe-
Oberinspektor des 1. Aufsichtsbczirkes werden nachstehende Anordnungen ge¬
troffen :

Im Interesse der sozialen Verwaltung erscheint es geboten , daß die an
dieser Verwaltung beteiligten Organe , die politischen Behörden mit den Ge¬
meinden einerseits , die Gewerbeinspektoren , die Arbeiter -Unfallversicherungs-
anstalten , dann die zur Erfüllung der gesetzlichen Krankenversicherungspflicht
bestimmten Krankenkaffen andererseits , mehr noch als bisher einen st e t e n,
engen , insbesondere auch mündlichen Verkehr  pflegen , um ihre Wahr¬
nehmungen auszntauschen , ihre Erfahrungen gegenseitig sich nutzbar zu machen,
sich über ihre Amtshandlungen und Verfügungen auf diesem Gebiete ins Ein¬
vernehmen zu setzen und in Kenntnis erhallen und sich allzeit nachdrücklich
unterstützen.

In diesem Sinne hat die Statthalterei schon mit den Erlässen vom
11 . August 1895 , Z . 56667 , und vom 22 . Juni 1896 , Z . 60043 (Normal .-
Slg . Nr . 1596 und 1597 ) die politischen Bezirksbehörden unter anderem an¬
gewiesen :

1 . die E i n l a d u n g e n der k. k. Gewerbeinspektoren zur Teilnahme an
kommissionellen Erhebungen und Verhandlungen stets derart rechtzeitig
a b z u s e n d e n , daß ihnen diese Teilnahme auch ermöglicht ist , und hiebei
immer den G e g e n st a n d der Verhandlung so genau zu be¬
zeichnen,  daß der Gewerbeinspektor hienach die größere oder geringere
Wichtigkeit seiner Teilnahme an der Verhandlung beurteilen kann , um — bei
der bekannten , seine Teilnahme an allen Verhandlungen ausschließenden Über¬
bürdung — hienach seine Entscheidung zu treffen;

2 . von jeder Genehmigung einer Betriebsanlage , von jeder Verfügung
wegen Beseitigung von Übelständen in Arbeitsräumen (Z 74 Gew .-O ), von
jeder Vidierung einer Arbeitsordnung (ß 88 a Gew .-O ) und jeder Bewilligung
einer Verlängerung der regelmäßig zulässigen Arbeitszeit (Z 96 a Gew .-O ).
endlich von jeder Bewilligung einer Fabriks - oder Baukantine (Depositorinm)
den Gewerbeinspektor , mit dem hierüber auch schon vorher das Einvernehmen
zu Pflegen ist , in Kenntnis zu setzen;

3 . über die Anzeigen der Gewerbeinspektoren , die stets mit dem Vermerke
„dringend " zu versehen sind , die Amtshandlung sofort  einzuleiten und das
Ergebnis derselben dem Gewerbeinspektor  jedesmal , wie dies durch
das Gesetz vom 17 . Juni 1883 , N .- G .-Bl . Nr . 117 , 9 und 10 , vorgeschrieben
ist , mitzuteilen.  Diese Verständigung kann auf dem kürzesten Wege
durch Übermittlung der betreffenden Amtsschriflen als „ Einsichtsstück " geschehen.

Da diese und auch die sonstigen , mit den erwähnten Erlässen getroffenen
Anordnungen von den politischen Bezirksbehörden nicht immer beachtet werden,
werden sie von der k. k. Statthalterei jenen Behörden , denen in dieser Hinsicht
eine Außerachtlassung zur Last fällt , auf das nachdrücklichste in Erinnerung
gebracht.

Gleichzeitig wurde von der k. k. Statthalterei angeordnet:
4 . U n f a l l s e r h e b u n g e n , zu deren Vornahme in derselben Gemeinde

oder in benachbarten Gemeinden annähernd gleichzeitig ein Anlaß sich ergibt,
sind womöglich für denselben Tag  derart a n z u s e tz e n , daß
aus der Teilnahme an denselben den Organen der Arbeiter -Unfallversicherungs¬
anstalten für Niederösterreich in Wien sowie etwa auch den k. k. Gewerbe¬
inspektoren kein unnötiger Zeitverlust und Kostenaufwand erwächst.

Die Verwendung von Beamten des Kanzleifaches
zu solchen und ähnlichen  E r h e b u n g e u hat in Hinkunft a n s-
n a h m s l o s zu unterbleiben.

5 . Alle politischen Bezirksbehörden haben auf die ihrer Aufsicht unter¬
stehenden K r a n k e u k a s s e n , nachdrücklich Einfluß zu nehmen , daß sie regel¬
mäßig selbst oder durch ihre Ärzte Wahrnehmungen  der letzteren oder
Krankenkontrollorgane über gesundheitsschädliche , Berufskrankheiten  ver¬
ursachende Zustände der einzelnen gewerblichen Betriebe dem zuständigen G e-
w erbeinspektor,  Beobachtungen aber über gesundheitswidrige
Wohnräume  der zur Abhilfe berufenen Gemeindebehörde  Mitteilen.

Bei dem unmittelbaren finanziellen Interesse , welches für die Kranken¬
kassen an dem Erfolge solcher Anzeigen besteht , ist zu erwarten , daß sie eine
solche Einrichtung bereitwillig treffen werden . Schwierigkeiten , die sich, ins¬
besondere bei Betriebskrankenkassen deshalb ergeben köunlen , weil die Kassen
und die von ihnen bestellten Ärzte unter dem überwiegenden Einflüsse von
Betriebsunternehmern stehen , wird in anderer Weise zu begegnen sein.

6 . In gleichem Sinne wird auch die A r b e i t e r - U n f a l l Ver¬
sicherungs - Anstalt f ü r N i e d e r ö st e r r e i ch in Wien  eingeladen,
ihre Beauftragten anzuweisen , die G e w e r b e i n s p e k t o r e n auf Übel¬
stände,  deren Wahrnehmung sich bei ihren Erhebungen in den gewerblichen
Betrieben ergibt , und zwar womöglich mündlich aufmerksam zu machen.

7 . Zugleich wird in Erinnerung gebracht , daß gemäß Art . IV des
S o n n t a g s r u h e gesetzes vom 15 . Jänner 1895 , R .-G .-Bl . Nr . 21 , Ge¬
werbeinhaber , welche von dem Rechte (Art - III , P - 3 und 4 ), einmal im Jahre
Arbeiten zur Aufnahme der Inventn  r , dann in Notfällen oder aus öffent-

j lichen , insbesondere sichei heiisvolizeilichen Rücksichten auch sonst unaufschieb-
i bare Arbeiten  vorübergehender Natur an Sonntagen vvrzuuehmcn,
! Gebrauch machen wollen , hievon , und zwar m der Regel noch vor dem
> Arbeitsbeginne die Anzeige an die Gewerbebehörde zu erstatten
^ haben i' ud daß die Unterlassung dieser Anzeige nach den Bestimmungen der

Gewerbeordnung zu strafen ist.
Solche Anzeigen sind nicht bloß zu hiuterlegen , sondern , wenn die an-

^ gezeigte Sonutagsarbeit statthaft war , ausdrücklich durch einen an den Anzeiger
> zu richtenden Erlaß zur Kenntnis zu nehmen , andernfalls aber ist die Straf-
' amtshandluug einzuleiten.

Zu einzelnen Punkten dieser Anordnungen wird noch Folgendes bemerkt:
Xä 1.

Die Abhaltung von L o k a l k o in m i s s i o n e n , bei denen die Teil-
nähme des k. k. GcwerbeinspektorS erfolgen soll , ist im Sinne der im Mag .-

' Verord .-Bl . vom Jahre 1892 auf S . 40 abgedruckten Zuschrift des k. k.
^ Gewerbeinspektors tunlichst frühzeitig (nicht erst 1 bis 2 Tage vorher ) unter
' genauer Angabe des Gegenstandes der Kommission bekanutzugeben . Bei

Betriebsanlagen  ist der beabsichtigre Gewerbebetrieb möglichst genau
! zu bezeichnen und der Kommissiouseinladung au das Gewerbeinspekcorat ein

Exemplar der Betriebsbeschreibung und der Pläne anzuschließen , falls der
Gewerbebehörde mehr als ein Exemplar dieser Behelfe zur Verfügung steht,
andernfalls ist durch Anführung der Anzahl und Beschaffenheit der Motoren
und Hilfsmaschinen , der Zahl der Hilfsarbeiter u . dergl . dem Gewerbe»
iuspektorate ein Bild des Umfanges des beabsichtigten Betriebes zu geben . Auf

> der Außenseite der Einladung ist gemäß Z 40 der Geschäftsordnung für den
' Magistrat das Wort , ,Augenschein " sowie der Termin mit Rot - oder Blaustift

anzuführen.
3.

Die Verständigung von dem Ergebnisse der über A n z e i g e n des
, Gewerbeinspektorates  eiugeleiteten Amtshandlung hat sofort nach
i der Entscheidung in I . Instanz (vor Vollzug derselben ) , und zwar in der
s Regel nicht mit „Vistoat " , sondern ähnlich wie bei der Verständigung ge-
^ werblicher Genossenschaften im Sinne des hierämtlichen Normales vom
' 26 . Juni 1902 , M .- Abt . XVII . 3497/02 , Norm .-Bl . Nr . 69 . unter Aus-
' füllung eines Formulares zu erfolgen . Auch von der Erledigung in II . und
! III . Instanz ist das Gewerbeinspeklorat ähnlich zu verständigen.

Bei der geringen Anzahl der vom Gewerbeinspektorate erstatteten An¬
zeigen (32 im abgelaufenen Jahre ) wird dies keine wesentliche Mehrarbeit
für die magistratischen Bezirksämter ergeben.

Bei dieser Gelegenheit spreche ich die bestimmte Erwartung aus , daß
den Anzeigen der Gewerbeinspektoren seitens der magistratischen Bezirksämter
in Hinkunft die entsprechende Beachtung zuteil werde und daß über derartige
Anzeigen im Sinne der wiederholt ergangenen Weisungen ohne allen Verzug
die Amtshandlungen eingeleitet und durchgeführt werden.

Xä 4.

Bezüglich der U n f a l l s e r h e b u n g e n wurde mit dem hieramtlichen
Normal -Erlasse vom 26 . Juni 1895 , M .-D . 922 , ein Turnus eingeführt,
nach welchem die Unfallserhebungen nachmittags in folgender Ordnung vor¬
zunehmen sind:

Montag : von den Bezirksämtern I , VIII , IX , XVIII , XIX;
Dienstag : von den Bezirksämtern II , sXXj III , IV , XV;
Mittwoch : von den Bezirksämtern V , VI , X , XIII;
Donnerstag : von den Bezirksämtern VII , XII , XIV;
Freitag : von den Bezirksämtern XI , XVI , XVII.

Obwohl diese Anordnung mit dem hierämtlichen Erlasse vom 22 . No¬
vember 1901 , M .-D . 3273 (abgedruckl im Mag .-Verord .-Bl . ex 1901,
S . 113 ), zur genauen Danachachtung  in Erinnerung gebracht
wurde , wird sie bis heute fast gar nicht beachtet . Es ist in jüngster Zeit bei¬
spielsweise vorgekommen , daß von einem magistratischen Bezirksamte das
Gewerbeiuspcktorat gleichzeitig von vier , au vier aufeinander folgenden Wochen¬
tagen stattfindenden Unfallserhebuugeu verständigt wurde , von welchen zwei
in einem und demselben  Betriebe , die beiden übrigen in benachbarten
Betrieb vorzunehmen waren.

Ich sehe mich daher veranlaßt , auf diese Bestimmung abermals nach¬
drücklich aufmerksam zu machen und ersuche gleichzeitig die Stadtbuch-
Haltung,  angesprochene Entfernungsgebühren für Uufallserhebungen vom
1. Februar 1903 an nicht mehr zu liquidieren , wenn di : Erhebung nicht
an dem bestimmten Tage (nach dem Turnus ) beziehungsweise , wenn auf den¬
selben ein Feiertag fiel , an dem vorhergehenden über nachfolgenden Werktage
abgehalten wurde . In Ausuahmsfällen , welche wohl äußerst selten Vorkommen
werden , haben die Bezirksamtsleiter eine Darstellung der Gründe , aus welchen
die Erhebung als u n a u f s ch i e b b a r an einem anderen als dem bestimmten
Tage abgehalten werden mußte,  der Entfcrnungsgebühren -Konsignation an¬
zuschließen.

7.
Die Erledigung über Anzeigen von der Vornahme gewerblicher

Arbeiten am Sonntage  ill dem Gewerbeinspektorate in jedem Falle
mit ^Viäeat '' zur Kenntnis zn bringen . Nur dann , wenn über die Zu¬
lässigkeit der Sonntagsarbeit ein Zweifel besteht , ist vor der Erledigung eine
Äußerung des Gewerbeinspektorates einzuholen.

Ich behalte mir übrigens vor , die genauest : Einhaltung der im Vor¬
stehenden erlassenen Anordnungen persönlich  zu überwachen.
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LH.

Verständigung des k. k« Zentraltax - und (Hebühren-
bemessnugsamtes von Gewerbcattmeidnngen.
Erlaß des Magistrats - Direktors Dr . N . Weiskirchner

vom 15 . Jänner 1903 , M .-Abt . XVII 77/03 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 14 ex 1903 ) :

Über Zuschrift des k. k. Zentraltax - und Gebühreubemessungsamtes vom

30 . Dezember 1902 , Z . , werden die magistratischen Bezirksämter

zur Danachachtuug verständigt , daß die mit dem Magistrats -Dekrete vom
18 . September 1893 , Z . 125862 , augeorduete Verständigung des k. k. Zentral¬
tax - und Gebühreubemessungsamtes von Anmeldungen und Zurücklegungen
von Gewerben , mit welchen das Recht zum Effektenhandel verbunden ist , sich
nur auf den Handel mit Wertpapieren (Börseeffekteu) bezieht , nicht aber auch
auf den Handel mit Waren anderer Art.

24.

Führung eines Katasters über die Gast - und Schank-
gewerbe.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . W eiskirchner  vom
15 . Jänner 1903 , M .-Abt . XVII , 6267/02 (Nvrmalienbkatt des
Magistrates Nr . 9 ex 1903 ) :

Die k. k. u .-ö. Statlhalterei hat mit dem Zirkular -Erlasse vom 16 . De¬
zember 1902 , Z . 12k.053 , Nachstehendes eröffnet:

„Um bei Einschreiten um Konzessionen für ein Gast - und Schankgewerbe
den Lokalbedarf richtig beurteilen zu können , ist es unerläßlich , die Anzahl der
in der Gemeinde bestehenden solchen Konzessionen und Realgewerberechte zu
wissen . Hinsichtlich der Gesuche um Konzessionen für den Ausschank oder Klein¬
verschleiß gebrannter geistiger Getränke ist schon mit dem E >lasse des k. k.
Ministeriums des Innern vom 31 . Dezember 1887 , Z . 4953 M . I ., die Ver¬
leihung einer solchen Berechtigung von einem bestimmten Verhältnisse zwischen
der Einwohnerzahl und der Anzahl der bereits bestehenden derlei Rechte ab¬
hängig gemacht worden.

Derselbe Grundsatz kehrt in dem derzeit zur parlamentarischen Verhandlung
vorliegenden Entwürfe eines Gesetzes zur Hintanhaltung der Trunksucht (ß 6)
wieder.

Aber auch abgesehen von diesen Rücksichten erfordern es die täglichen
Bedürfnisse einer geordneten Verwaltung , daß die Gewerbebehörde jederzeit
— ohne erst weitwendige Erhebungen anstellen zu müssen — vollständig klare
und genaue Kenntnis über deu Stand und die Verhältnisse der in jeder Ge¬
meinde vorhandenen Gast - und Schankgewerbe und auch der etwa vorüber¬
gehend außer Betrieb stehenden derlei Gewerberechlen besitze.

Bedauerlicherweise haben bisher nur vereinzelte Bezirksbehörden in dieser
Richtung Vorsorge getroffen , und zeigen vielfache Wahrnehmungen , daß dies¬
bezüglich bei der Mehrzahl der Gewerbebehörden gar keine Evidenz besteht.

Ilm diesem Mangel abzuhelsen , werden alle politischen Beznksbehörden
angewiesen , einen Kataster der Gast- und  S ch a n kg e w e r be¬
be  r e ch t i g u n g e n, bestehend ans einzelnen Blättern gemeinde - (in Wien:
bezirks -) und straßenweise anzulegen und fortzuführen.

Die Kütasterblätter über erloschene Gewerbeberechtigungen sind auszu-
scheiden und gesondert beim Kataster zu hinterlegen.

Die Vorarbeiten zur Anlegung des Katasters sind derart eiuzurichten,
daß derselbe bis l ä n g st e n s Ende Juni  1903 f e r t i g g e st e l l t i st
und von da an fortlaufend geuaucstens in Evidenz gehalten werden kann.

Über die Fertigstellung des Katasters ist mit dem bezeichneten Zeitpunkte
zu berichten.

Von nun an ist bei Vorlage jedes Rekurses wegen Verweigerung einer
Gast - und Schankgewerbekonzession jedesmal genau die Anzahl der in der be¬
treffenden Gemeinde und Ortschaft (in Wien im Bezirke) bestehenden gleichen
Gewerbeberechtigungen anzugeben.

Dieser Erlaß geht an alle Bezirkshauptmannschafteu und die beiden
Stadträte in Niederösterreich , dann im Wege der Magistratsdirektion an alle
magistratischen Bezirksämter in Wien ."

Indem ich diesen Erlaß mit dem Beifügen zur Kenntnis bringe , daß die
zur Anlegung des Katasters notwendigen Katasterblätter durch das gemeinsame
Magistratsexpedit zu beziehen sind, finde ich weiter anzuordnen , daß sich der
durch die magistratischen Bezirksämter zu führende Kataster auch für die in
den einzelnen Bezirken bestehenden radizierten , verkäuflichen und sonstigen
Realschaukgewerbe , sofern dieselben im Betriebe  st e h e n, zu
erstrecken hat , indem auch diese Gewerbe bei Beurteilung der Lokalverhältnisse
des einzelnen Bezirkes in Betracht zu ziehen siud.

Über die Fertigstellung des fraglichen Katasters ist seitens des Bezirks¬
amtes bis Ende Juni  1903 unmittelbar an die k. k. n .-ö. Statthalterei
zu berichten.

25 .
Behandlung der Park - und Banmanlagen nach der
Ministerin ! Verordnung vom 20 Jänner 1800,

R .-W.-B1 . Nr . 28.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Richard Weiskirch ner

vom 16 . Jänner 1903 , M .-Abt . IX 124/03 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 11 ex 1903 ) :

Das magistratische Bezirksamt für den IV . Bezirk hat zufolge Erkennt¬
nisses vom 4 . November 1902 , St .-N .-Z . 707 , den Agenten Th . B . über
eine Anzeige der k. k. Sicherheitswache mit 2 L Strafe belegt , weil er in der
Gehallee beim k. k. Volksgarten gegenüber dem Parlamentsgebäude eine Bank
durch Meffereinschnitte beschädigte.

Hierin wurde eine Üvertretung der Ministerial - Verordnung vom
80 . Jänner 1860 , R .-G .-Bl . Nr . 28 , erbvckt.

Über Berufung des Genannten hat nunmehr die k. k. n.-ö. Statthalterei
mit Erlaß vom 2. Jänner 1903 , Z . 120939 , das Erkenntnis behoben und
anher die Belehrung erteilt , daß die Subsumierung der im geschlossenen
Stadtgebiete  befindlichen Park - und Baumanlagen mit den dort aus¬
gestellten Bänken re . unter den Begriff des ..Feldgutes " nach der im Z 1 der
Mmisterial -Verorduung vom 30 . Jänner 1860 , R .-G .-Bl . Nr . 28 , enthaltenen
Definition unzulässig erscheint.

Es wird daher in derartigen Fällen der Betretene dem zuständigen
Strafgerichte wegen boshafter Sachbeschädigung zur Anzeige zu bringen und
auf den Ersatz des etwa erlittenen Schadens hinznwirken sein.

26.
Beschleunigung der Adjustierung der von städtischen

Kontrahenten eingereichten Rechnungen.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner

vom 16 . Jänner 1903 , M .-D . 135 .03 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 13 ox 1903 ) :

Zufolge des im Magistrats -Verordnungsblatte vom Jahre 1897 auf
Seite 91 abgedruckten Pleuar -Beschlusses vom 31 . August 1897 , Z . 6619
(M .-Z . 54601/96 ) hat der Gemeinderat das Stadtbauamt  beauftragt,
die Vorlage der Verdienstsummen städtischer Kontrahenten an die Stadtbuch¬
haltung behufs dortiger Adjustierung immer schleunigst durchzuführen und auch
die Stadtbuchhaltung  beauftragt , die Adjustierung aller ihr vorgelegten
Rechnungen (Fakturen ) immer sofort zu bewerkstelligen.

Ungeachtet dieser klaren Willensäußerung des Gemeinderates kam es
vor kurzem wieder vor , daß seitens des Sladtbauamtes jahrelang  Rechnungen
städtischer Kontrahenten nicht der Erledigung zugeführt wurden , was nicht
allein eine Schädigung des betreffenden Geschäftsmannes , sondern auch eine
Beeinträchtigung des Ansehens der Gemeinde in sich schließt.

Ich sehe mich demnach veranlaßt , den eingangs bezogenen Gemeinderats-
Beschluß mit dem Beifügen zur genauen Danachachtuug in Erinnerung zu
bringen , daß die Einhaltung dieser Weisungen jedem einzelnen Beamten unter
persönlicher Verantwortung  zur Pflicht gemacht wird.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte n »rd im Landes-
gesetzblatte sür Österreich unter der Enns im Jahre
1002/1002 publizierten Gesetze und Verordnungen.

X. Reichügesetzblntt.
1002 .

Nr . 217 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 20 . November 1902 , betreffend die Ermächtigung des k. k.
Hauptzollamtes II . Klasse in Jägerudorf zur zollfreien Behandlung von voraus-
und nachgesendeten Reiseeffekten.

Nr . 218 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 19 . November 1902, betreffend die
Zollbehandluug von Schwefelkalium und Schwefelnatrium.

Nr . 210 . Verordnung des Justizministeriums
vom 23. November 1902 , betreffend die Zuweisung der Orts¬
gemeinde Schwarzebach zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Neudeck in
Böhmen.

Nr . 220 . Gesetz vom 19 . Juli 1902 , betreffend eine
teilweise Abänderung , beziehungsweise Ergänzung der Bestimmungen über dir
Versorgungsgenüsse der Zwilstaatsbeamteu (Staatslehrpersoueu ), der nach den
Zivilpensionsvorjchriften behandelten Gendarmeriemannschaftspersonen und
Geudarmeriekanzleidiener , sowie der in die Kategorie der Dienerschaft gehörigen
pensionierten und provisionierten Zivilstaatsbediensteten.
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Nr . 221 . Gesetz vorn 19 . Juli 1902 , betreffend eine
weitere Erhöhung der ans Grund des d 16 des Gesetzes vom 14 Mai 1896,
N . G -Bl . Nr . 74 , erhöhten normalmämgen Versorgungsgenüsse der Witwen
nach Zivilstaatsbcamten und Staatslehrpersonen.

Nr . 222 . Kundmachung des Eisenbahnministerinms
vom 24 . November 1902 , betreffend die Konzcssioniernng einer
schmalspurigen Kleinbahn mit Pferdebetrieb vom Bahnhofe Oderberg der k. k.
pnv . Kaiser Ferdinands -Nordbahn zur Stadt Oderberg.

Nr . 223 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 2 . Dezember 1902 zur Durchführung des Gesetzes vom
19 . Juli 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 220 , betreffend eine teilweise Abänderung be¬
ziehungsweise Ergänzung der Bestimmungen über die Vcrsorgnngsgenüffe der
Zivilstaatsbeamten (Staatslehrpersonen ), der nach den Zivilpensionsvorschriften
behandelten Gendarmeriemannschastspersonen und Gendanneriekanzleidiener,
sowie der in die Kategorie der Dienerschaft gehörigen pensionierten und pro-
vifionierten Zivilstaatsbediensteten.

Nr . 224 . Verordnung deS Finanzministeriums
vom 2 . Dezember 1902 zur Durchführung des Gesetzes vom
19. Juli 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 221 , betreffend eine weitere Erhöhung der auf
Grund des Z 16 des Gesetzes vom 14 . Mai 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 74 , erhöhten
normalmästigen Versorgungsgenüffe der Witwen nach Zivilstaatsbeamten und
Staatslehrpersonen.

Nr . 222 . Verordnung des Ministeriums des Innern
vom 4 . Dezember 1902 , betreffend die Arzneitaxe für das Jahr 1903.

Nr . 226 . Verordnung des Justizministeriums vom
I . Dezember 1902 , betreffend die Zuweisung der Ortsgemeinde LnLna
zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Wsetin in Mähren.

Nr . 227 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 9 . Dezember 1902 wegen Abänderung einer Bestimmung über
die Ausfuhr von Bier über die Zollinie gegen Steuerrückvergütung.

Nr . 228 . Verordnung des Justizministeriums vom
10 . Dezember 1902 , betreffend die Errichtung einer gerichtlichen
Anktionshalle in Krakau.

Nr . 229 . Kaiserliches Patent vom 14 . Dezember
1902 , betreffend die Einberufung der Landtage von Böhmen , Galizien,
NlederöÜerreich , Oberösterreich , Salzburg , Steiermark , Mähren , Schlesien,
Görz -Gradiska , Istrien und Vorarlberg.

Nr . 236 . Verordnung des Justizministeriums vom
4 . Dezember 1902 , womit das Gesetz vom 1. April 1872, R.-G.-Bl.
Nr . 43 , betreffend die Vollziehung von Freiheitsstrafen in Einzelhaft und die
Bestellung von Strafvollzugs -Kommissionen , vom 1. Jänner 1903 augefangen
für das Zellengefängnis des Kreisgerichtes und des Bezirksgerichtes in Pilsen
in Wirksamkeit gesetzt wird.

Nr . 23 k. Konzessionsurkunde vom 14 . Dezember
1902 für die Lokalbahn voll Janüw nach Jaworöw,

Nr . 232 . Erlaß des Finanzministeriums vom
II . Dezember 1902 , betreffend die Hinausgabe der Banknoten zu
1000 II und die Einziehung der Banknoten zu 1000 st. ö W.

Nr . 233 . Übereinkommen vom 8 . September und
25 . September 1902 , welches ln Ausführung des Artikels XV des
Gesetzes vom 21 . Dezember 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 233 , zwischen der k. k. öster¬
reichischen Regierung und dem k. und k. gemeinsamen Ministerium in An¬
gelegenheiten Bosniens und der Herzegowina betreffs der Regelung der Rechts¬
verhältnisse der auf Dalmatiner Gebiete gelegenen Teilstrecken der schmalspurigen
Eisenbahnlinie Gabela -Landesqrenze bci ' Dolni -Glavska abgeschlossen wurde.

Nr . 234 . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 10 . Dezember 1902 , betreffend die Errichtung eines Hanpk-
zollamtes II . Klasse in Sereth.

Nr . 235 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 13 . Dezember 1902 , betreffend die Bildung eines Enverb-
stenerveranlagungsbezirkes für den Bereich der neu errichteten Beznkshanpt-
maunschaft Mürzzuschlag in Steiermark , sowie eine hiedurch bewirkte Änderung
hinsichtlich des Erwerbsteuerveranlagnngsbezirkes Bruck an der Mur.

Nr . 236 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 13 . Dezember 1902 , betreffend die Bildung eines Schötznngs-
bezirkes zur Personaleinkommenstener für den Bereich der neu errichteten
Bezirksbauptmannschaft Mürzzuschlag in Steiermark , sowie eine hiedurch be¬
wirkte Änderung des Schätzungsbezirkes Bruck an der Mur.

Nr . 237 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 9 . Dezember 1902 , betreffend die Erweiterung derVerzollnngs-
besugnisse des k. k. Nebenzollamtes II Klaffe Weipert (Straße ).

Nr . 238 . Verordnung des Ackerbauministeriums
vom 13 . Dezember 1902 , mit welcher die Punkte I bis ein¬
schließlich VIII der Verordnung vom 20 . Dezember 1885 , R .-G .-Bl . dir . 5
ex 1886 , betreffend die an Seite der politischen Landesstcllen und des Ackerban-
miuisterinms als fachliche Beiräte in Reblaus -Angelegenheiten fungierenden
Kommissionen beziehungsweise die Verordnungen vom 14 . März 1893,
R .-G .-Bl . Nr . 35 . und vom 19 . November 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 208 , rück-
sichtlich Mährens aufgehoben werden und eine Landes -Kommission für Wein¬
bau -Angelegenheiten in Mähren im Einvernehmen mit dem mährischen Landes-
ausschusse bestellt wird.

Nr . 239 . Verordnung des Ackerbauministeriums
vom 15 . Dezember 1902 , mit welcher die PunkteI bis ein¬
schließlich VIII der Verordnung vom 20 . Dezember 1885 , R .-G .-Bl . Nr . 5
6X 1896 , betreffend die an Seite der politischen Landesstellen und des Acker-
banministerinms als fachliche Beiräte in Reblaus -Angelegenheiten fungierenden
Kommissionen , beziehungsweise die Verordnungen vom 14 . März 1898,
R .-G .-Bl . Nr . 35 , und vom 19. November 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 208 , rück-
sichtlich Krains aufgehoben werden und eine Landes -Kommission für Wein¬
bau -Angelegenheiten in Krain im Einvernehmen mit dem krainischen Landes-
ausschusse bestellt wird.

Nr . 246 . Kundmachung des Finanzministeriums
> vom 19 . Dezember 1902 , betreffend die Feststellung der Farbe

für die im Stickereiveredlnngsoerkehre an den Geweben anznbringenden
Jdentitätsdezeichnnngen.

Nr . 24k. Kundmachung des Finanzministeriums
vom 27 . Dezember 1902 , betreffend die Einlösung von Partial-
Hypothckaranweisungen und die Herabminderung dieser schwebenden Schuld
auf den Betrag von 89,603 .105 X.

Nr . 242 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern
und der Finanzen vom 27 . Dezember 1902 , mit welcher
Durchführungsbestimmungen zum Gesetze vom 25 . Februar 1902 , R .- G .-Bl.
Nr . 49 . betreffend die Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung , er¬
lassen werden .*)

Nr . 243 . Verordnung des Justizministeriums im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium vom 20 . De¬
zember 1902 , betreffend die Gebühren der Beamten, Kanzleigehilfen,
Schreiber und Kalknlanten bei den Gerichts - und staatsanwaltschafNichen
Behörden in Prag und dessen Vororten für Amtshandlungen außerhalb des
Amtsgcbüudes.

Nr . 244 . Verordnung des Justizministeriums vom
20 . Dezember 1902 , betreffend den Beginn der Amtswirksamleit
des Bezirksgerichtes Pohrlitz in Mähren.

Nr . 245. Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 12 . Dezember 1902 , betreffend
die zollämtliche Erhebung des Gewichtes bei einigen in ganzen Waggon-
ladnngen ans dem Anslande einlangenden Warengattungen.

Nr . 246 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 22 . Dezember 1902 , betreffend die Ermächtigung des k. k.
Hanptzollamtes 1. Klasse in Triest zur zollfreien Behandlung von Über¬
siedlungseffekten.

Nr . 247 . Kaiserliche Verordnung vom 30 . De¬
zember 1902 , betreffend die Forterhebnng der Steuern und Abgaben,
sowie die Bestreitung des Staatsanfwandes in der Zeit vom 1. Jänner bis
30 . Juni 1903.

Nr . 248 . Gesetz vom 24 . Dezember 1902 , betreffend
die Verlängerung der mit dem Gesetze vom 9. April 1900 , R .- G .-Bl . Nr . 74,
bis Ende des Jahres 1902 ausgedehnten zeitweisen Sistierung der progressiven
Erhöhung der Hauszins - und der fünfprozentigen Steuer in der «Stadt Triest
und im Territorium von Triest.

Nr . 249 . oiesetz vom 27 . Dezember 1902 , betreffend
die Gewährung von Unterstützungen ans Staatsmitteln zur Linderung be¬
ziehungsweise Abwehr des Notstandes.

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc. " vollinhaltlich ausgenommen.
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Nr . 25V . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 20 . Dezember 1902 , betreffend einige Änderungen in der
Einreihung der Orte in das Schema der Aktivitätsznlagen der Staatsbeamten.

1903

Nr . I . Gesetz vom 19 . Juli 1902 , betreffend die Ab¬
schreibung der Grundsteuer wegen Beschädigung des Natnralertrages durch
Elementarereignisse.

Nr . 2 . Kundmachung des Finanzministeriums vom
6 . Dezember 1 902, ' wegen Auflassung der Pnnzierungsstätte in Brody.

Nr . 3 . Verordnung des Ministers slir Kultus
und Unterricht und des Finanzministers vom 22 . De¬
zember 1902 , mit welcher derZ 3 der Verordnung vom 13. Februar
1902 , N .-G .-Bl . Nr . 85 , betreffend die Bezüge und Pensionsbehandlnng des
systemifierten Lehrpersonalcs an den römisch-katholischen und griechisch-katho¬
lischen theologischen Diözesan - Lehranstalten und den theologischen Zentral-
Lehranstalten zu Görz und Zara abgeändert wird.

Nr . 4 . Verordnung des Justizministeriums vom
29 . Dezember 1902 , betreffend die Zuweisung der Gemeinde Frastanz
zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes in Feldkirch.

Nr 5 Verordnung des Gcsamtminisierinms vom
31 . Dezember 1902 über die Ermächtigung desk.undk. Konsulates
in Tientsin zur vollen Ausübung des Nichteramtes neben dem k. und k.
Konsulargerichte in Shanghai , sowie über die bei diesen Konsnlargerichten
anzuwendenden Rechtsnormen

Nr . 9 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Innern im Einvernehmen mit den Ministerien
der Justiz , des Handels , der Eisenbahnen und des
Ncterbaues vvm 7. Jänner 1903 , betreffend Begünstigungen
für Gebäude mit gesunden und billigen Arbeiterwohnnngen .*)

Nr . 7 . Gesetz vom 26 . Dezember 1902 , betreffend die
Veräußerung des aufgelassenen kreisgerichtlichen Gefangeuhauses in Olmütz.

Nr . 8 . Gesetz vom 26 . Dezember 1902 , betreffend die
tauschweise Veräußerung der ärarischen Gründe in Balle del Ponte in Pola.

Nr . 9 . Gesetz vom 26. Dezember 1902 , betreffend die
Veräußerung des ärarischen Neugebändes in Wien.

Nr . 19 . Gesetz vom 4 . Jänner 1903 , mit welchem
einige abändernde und ergänzende Bestimmungen zu dem Gesetze vom 1 . April
1875 , R .-G .-Bl . Nr . 67 , betreffend die Organisierung der Börsen , erlassen
werden.

Nr . 11 Verordnung des Justizministeriums vom
10 . Jänner 1903 , betreffend die Errichtung einer gerichtlichen Auktions-
Halle in Lemberg.

Nr . 12 . Verordnung der Ministerien des Innern,
des Handels und der Finanzen vom 13 . Jänner 1903,
mit welcher die aus Anlaß des Auftretens der Pest mit den Miuisterial -Ver-
oidnuugcn vom 3 . August 1801 , R .-G .-Bl . Nr . 118 , und vom 7. Oktober 1902,
R . -G .-Bl . Nr . 192 . erlassenen Verbote der Ein - und Durchfuhr gewisser
Waren und Gegenstände aus Konstantinopel , beziehungsweise aus der Stadt
und dem Hafeugebiete von Odessa aufgehoben werden.

6 . LmidcsgcsetMntt.
4L 92.

Nr . 68 . Gesetz vorn 11 . November 1902 über die
Feststellung einer Konkurrenz für die Räumung und Erhallnng des Schmida-
baches von der Puffermühle in der Gemeinde Hippersdorf bis zur Mündung
in die Donau.

Nr . 69 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 25 . No¬
vember 1902 , F . 116226 , betreffend die den Gemeinden Hirsch¬
stetten , Kagran und Stadlan erteilte Bewilligung zur Eiuhebnug von Kanal-
benütznngsgebühren.

*) Erschcmtlin dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.

Nr. 79 . Verordnung der k. k. Finanz-Landes-
Direktion in Wien vom 2. Dezember 1902 , Z . 69025/1V,
wegen Änderung der Bestimmungen über die Überweisung von Wein und
Weinmost aus einem Weinfreilager in andere Wcinfreilager in Wien.

Nr . 71 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 4 . De¬
zember 1902 , Z . 114169 , betreffend Änderungen der Sonntags-
ruhebestimmungeu in den politischen Bezirken Floridsdorf . Unter -Gänserndorf
und Miüelbach.

Nr. 72 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 11 . De¬
zember 1902 , Z . 122703 , hinsichtlich der Sonntagsruhe am 21.
und 28 . Dezember 1902.

Nr. 73 . Verordnung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtum Österreich unter der Enns vom 5. Dezember
1902 , Z . 122138 , betreffend den zur Bedeckung der Kosten für die
Niederösterreichische Handels - und Gewerbekammer im Jahre 1903 einzu¬
hebenden Zuschlag zur allgemeinen Erwerbsteuer und Erwerbsteuer der zur
öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten Unternehmungen.

Nr . 74 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 18 . De¬
zember 1902 , A. 12176 !), betreffend die mehreren Gemeinden
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
übersteigenden Umlagen.

Nr . 75 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 20 . De¬
zember 1902 , F . 127267 , betreffend die den Gemeinden Baden,
Miüelbach , Langenzersdorf , Wiener - Neustadt , Mödling , Groß - Ebersdorf,
Mördern , Hainfeld , Poysdorf und Zell an der Abbs erteilte Bewilligung zur
Forteinhebnng von Bierverbranchsauflagen bis Ende des Jahres 1903.

Nr . 76 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 20 . De¬
zember 1902 , F . 127268 , betreffend die den Gemeinden König¬
stetten, Stein an der Dovan , Tulln und Floridsdorf erteilte Bewilligung zur
Forteinhebung von Bierverbrauchsauflagen bis Ende des Jahres 1903 , sowie
die Bewilligung einer Mietzinsauflage in der Gemeinde Floridsdorf für die
Jahre 1903 bis 1907.

1993.

Nr . 1. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns Vvm 31 . De¬
zember 1902 , A. 131240 , betreffend die den Gemeinden Herzogen-
burg , Ibbs an der Donau , Groß -Enzersdorf , Bruck an der Leitha, Nieder-
Krenzstetten , Gumpoldskirchen , Ernstbrunn und Haag erteilte Bewilligung zur
Eiuhebnug von Bierverbranchsauflagen , beziehungsweise zur Einhebung einer
Branntweinauflage in den Gemeinden Groß -Enzersdorf und Ernstbrunn.

Nr. 2 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 4. Jänner
1903 , o - 221 , betreffend die den Gemeinden Pyrawarth, Strebersdorf
und Bisamberg erteilte Bewilligung zur Forteinhebung von Bierverbrauchs¬
auflagen per 3 L 40 ü bis Ende 1903.

Nr. 3 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 20 . De¬
zember 1902 , F . 110358 , betreffend die Anerkennung des Öffent-
lichkeiischarakters des bosnisch-herzegowinischen Bezirksspitales in Gorazda.

Nr . 4 . Gesetz vom 10 . Dezember 1902 , betreffend
die Erlassung eines neuen Statutes für die Konkurrenz zur Wiederherstellung
der Negnliernngsbaiiten und Erhaltung der Thayastrecke von der Joslowitz-
Grillowitzer Gemeindegrenze in Mähren bis an die niederösterreichische Landes¬
grenze bei Alt -Prcran , sowie der in die Konkurrenz einbezogenen Seitengerinne.

Nr . 5 . Kundmachung der k. k. niedervsterreichischen
Finanz -Landes -Direktion vom 31 . Dezember 1902,
F . 7 7289 , betreffend die Termine zur Einzahlung der direkten Stenern
im Jahre 1903.
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